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Am 2. April 2012 wurde der Oppositionskandidat Macky Sall zum vierten Präsidenten 
Senegals angelobt. Zwei Monate vor Ablauf seiner zweiten Amtszeit und nur wenige Stunden 
vor Beginn des Wahlkampfs stürzte Sall sein Land in eine Verfassungskrise. In einem 
präzedenzlosen Schritt verschob er per Dekret die für den 25. Februar 2024 angesetzten 
Präsidentschaftswahlen auf unbestimmte Zeit. Sall erklärte, er habe die Wahl wegen 
Streitigkeiten über die Disqualifizierung einiger Kandidaten zwischen der 
Nationalversammlung und der Justiz sowie aus Sorge vor einer Rückkehr von Unruhen 
abgesagt.  Salls Verbündete in der Nationalversammlung von der Benno Bokk Yaakaar Partei 
(BBY) und der Senegalesischen Demokratischen Partei (PDS) stimmten Salls Vorhaben in einer 
chaotischen Abstimmung am 6. Februar 2024 zu. Die Verschiebung der Präsidentschaftswahl 
war der Höhepunkt einer seit 2021 stetig voranschreitenden Autokratisierung des politischen 
Systems Senegals, in deren Verlauf die Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit unterdrückt und 
Journalisten, Aktivisten, Demonstranten und Oppositionelle verhaftet wurden.  Die Regierung 
unterband zahlreiche Kundgebungen der Opposition, sperrte mehrfach den Zugang zum 
Internet und schloss drei Fernsehsender, darunter zeitweise den Sender =Walfadjri<.

Salls zunehmend autoritäre Herrschaft wurde jedoch durch einen Sieg der Opposition bei 
den Präsidentschaftswahlen am 24. März 2024 jäh gestürzt. Der erst zehn Tage vor der Wahl 
aus der Haft freigelassene Bassirou Diomaye Faye von der PASTEF-Partei gewann die erste 
Runde der Wahlen mit 54,3% gegen den Regierungskandidaten Amadou Ba, nachdem das 
Verfassungsgericht die Absage der Wahl für verfassungswidrig erklärt und einen 
ehestmöglichen Termin für die Wahlen angeordnet hatte . Die Abhaltung der Wahl und der 
Sieg Fayes wurde maßgeblich durch die sofortige Mobilisierung der senegalesischen 
Zivilgesellschaft begünstigt, die nach der Absage der Wahl in Massenprotesten auf die Straße 
ging, um für die reguläre Abhaltung der Wahlen zu werben. Etwa 40 zivilgesellschaftliche 
Gruppierungen gründeten ein Bündnis namens Aar Sunu Election (=Schützt unsere Wahlen=). 
Einmütig forderte zudem die internationale Gemeinschaft Sall zur raschen Rückkehr zu 
=Senegals starker demokratischer Tradition= auf.  Der Sieg Fayes eröffnet nun der neuen 
senegalesischen Regierung unter Faye die Gelegenheit, die von Sall begonnene 

gal9s leader postpones Feb. 25 presidential vote, citing controversies over candidate lists, in: 

, Senegal9s president says election will be as soon as possible, after court overturns delay, in: AP, 

https://tinyurl.com/h6ywjh34
https://tinyurl.com/bdfjrzsp
https://www.dakar-echo.com/au-senegal-la-purge-sans-fin-de-macky-sall-plus-de-1060-prisonniers-politiques/
https://freedomhouse.org/country/senegal/freedom-world/2023
https://freedomhouse.org/country/senegal/freedom-world/2023
https://carnegieendowment.org/research/2024/04/senegal-from-constitutional-crisis-to-democratic-restoration?lang=en
https://carnegieendowment.org/research/2024/04/senegal-from-constitutional-crisis-to-democratic-restoration?lang=en
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https://www.usip.org/publications/2024/04/senegal-just-saved-its-democracy-helps-all-west-africa
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Autokratisierung des politischen Systems zu beenden und eine demokratische Wende 
einzuleiten, die einen Prozess des Wiederaufbaus demokratischer Institutionen beinhaltet.

Vergleichbare und rezente Ereignisse gescheiterter Autokratisierungsbemühungen umfassen 
Länder wie Brasilien, Ecuador, Sambia oder Kenia. Die Ereignisse in diesen Ländern 
veranschaulichen, dass die Zivilgesellschaft und Eliten erfolgreich gegen das autoritäre 
Verhalten von Amtsinhabern mobilisiert werden können, um eine bereits in Gang befindliche 
Aushöhlung der Demokratie zu stoppen und zugunsten einer Redemokratisierung 
umzukehren. Obwohl diese erfolglosen Autokratisierungsversuche Musterbeispiele dafür sind, 
wie der Abbau demokratischer Rechte und Institutionen durch die Regierung aufgehalten 
werden kann, finden sie nur wenig Beachtung in der politikwissenschaftlichen Literatur. 
Während Erwägungen zum Modus  und der Ursachen  einer Autokratisierung breite Rezeption 
in der politikwissenschaftlichen Literatur finden, mangelt es an tiefergehenden Studien, die 
die Rolle der Hüter der Demokratie in den Blick nehmen.  Viel seltener als die Frage, wie und 
unter welchen Umständen Autokraten ihre Ziele umsetzen, wurde bisher die Frage danach 
gestellt, welche Gegenstrategien die >Hüter der Demokratie< einer unmittelbar drohenden 
oder bereits begonnenen Autokratisierung entgegenstellen können und welche strukturellen 
und institutionellen Bedingungen den Erfolg dieser Strategien begünstigen.

Das Phänomen der Autokratisierung kann jedoch nicht umfassend verstanden werden, ohne 
zu untersuchen, wie Demokratien ihr widerstehen konnten und können. Die intensive mediale 
und wissenschaftliche Aufmerksamkeit, die Erosionsprozessen in Ländern wie den USA oder 
Ungarn zuteilwird, und der in der Literatur anzutreffende Schwerpunkt auf die Beschreibung 
des Abbaus der Demokratie verstellt den Blick darauf, dass es auch mächtige Akteure gibt, die 
sich einem Autokratisierungsversuch widersetzen und diesen sogar erfolgreich zurückdrängen 
können. Zu ihnen zählen Mitglieder zivilgesellschaftlicher Organisationen, Oppositionelle, 
innerparteiliche Kritiker, Journalisten, Beamte, Richter oder einfache Bürger. Akteure wie diese 
sind im übertragenen Sinn die >Hüter der Demokratie<. Sie sind in der Lage, autoritär agierende 
Politiker zu kontrollieren und politisch mit Kosten zu belegen, um den Weg für eine 
demokratische Wende zu ebnen. Sie tragen daher besondere Verantwortung für den 
Weiterbestand der Demokratie in ihrem Land. Trotz der Bedeutsamkeit und folgenschweren 
Aufgabe, die den Hütern der Demokratie zukommt, ist jedoch nur wenig über sie und ihre 
Strategien bekannt.

 Vgl Cassani & Tomini, Autocratization in Post-Cold War Political Regimes (2019); Ziblatt & Levitsky, How Democracies Die 
(2018).

 Vgl Waldner & Lust, Unwelcome Change: Coming to Terms with Democratic Backsliding, Annual Review of Political Science, 
Vol. 21:1 (2018), 93-113; Tomini & Wagemann, Varieties of contemporary democratic breakdown and regression: A 
comparative analysis, European Journal of Political Research Vol. 57:3 (2018), 687-716; Svolik, Authoritarian reversals and 
democratic consolidation, American Political Science Review 102:2 (2008), 153-168; ders, Which democracies will last? Coups, 
incumbent takeovers, and the dynamic of democratic consolidation, British Journal of Political Science, Vol. 45:4 (2015), 715-
738.
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Autoritäre zeigen beachtliche Kreativität, wenn es um den Abbau von Grundpfeilern der 
Demokratie geht und darum, dies zu rechtfertigen. Sie bringen freie Medien unter ihre 
Kontrolle, schränken oppositionelle Gruppen in ihrer Tätigkeit ein und mindern damit die 
Wettbewerbsfähigkeit politischer Mitbewerber. Einige autoritär regierte Länder wie Russland 
führen zudem konzertierte Aktionen zur Unterminierung demokratischer Prozesse in anderen 
Ländern durch.  Doch gerade dann, wenn Demokratien in ihrem Bestand bedroht sind, 
können demokratisch gesinnte Akteure entscheidenden Einfluss auf den weiteren Verlauf des 
Autokratisierungsprozesses nehmen, indem sie ihre Demokratie verteidigen. Im Gegensatz zu 
Haggard und Kaufman , ist hier weniger von Interesse, warum es zu einem demokratischen 
Rückfall kommt, sondern wie Demokratien eine Autokratisierung ihres politisches Systems 
präventiv abwenden können und wie sie ihr System erhalten können, wenn es dennoch zu 
einer Autokratisierung kommt. Dabei mangelt es bereits an einem kohärenten theoretischen 
Rahmen, um das Auftreten erfolgreicher demokratischer Verteidigung zu erklären.

Zur Überwindung dieser Diskrepanz soll in der vorliegenden Arbeit eine Theorie der 
Verteidigung der Demokratie formuliert werden. Bezugspunkt hierfür ist das bislang wenig 
untersuchte Konzept der demokratischen Resilienz. Jüngst in den Blick geratene krisenhafte 
Ereignisse in Demokratien, wie der Vertrauensverlust in Parteien und Institutionen, 
Populismus und Autokratisierung erhöhten den Bedarf nach einem theoretischen Konzept, in 
dessen Rahmen praktische Vorschläge zur Stärkung und Stabilisierung von Demokratien 
entwickelt werden können. Der Resilienzbegriff bietet das geeignete Analyseschema, um 
demokratische Systeme gegenüber Bedrohungen widerstandsfähiger zu machen.

Zuvor stellt sich jedoch die grundlegende Frage, welche politischen Ordnungen als 
Demokratien zu qualifizieren sind und damit als schützenswert gelten können. Der erste 
Abschnitt der Arbeit widmet sich daher der begrifflichen Klärung und normativen Fundierung 
des Demokratiebegriffs.

In enger Anlehnung an die pluralistische Tradition Robert Dahls, Hans Kelsens und Ernst 
Fraenkels wird ein politisches System als ausgereifte Demokratie definiert, in dem freie, faire 
und inklusive Wahlen abgehalten werden, politische Freiheitsrechte wie die Meinungs-, 
Presse- und Informationsfreiheit effektiv gewährleistet sind und ein formeller Rechtsstaat 
realisiert ist. Das damit angesprochene Demokratiemodell wird als >erweiterte Polyarchie< 
bezeichnet, weil es über die Dahl9sche Polyarchiekonzeption hinaus auch den formellen 
Rechtsstaat und Konstitutionalismus zu seinen Kerninstitutionen zählt. Allerdings gilt ein 
politisches System – wenn auch in defizitärer Form – bereits dann als Demokratie, wenn es 
gemäß einem minimalistischen Verständnis freie und kompetitive Wahlen ermöglicht.

Im einem zweiten Schritt wird zu definieren sein, welche konkrete Bedrohung Demokratien 
abwehren sollen. Im hier verwendeten Konzept demokratischer Resilienz liegt der Fokus auf 
Prozessen der Autokratisierung. Versteht man Demokratie als Regierungsform, in der 
Bürgerinnen und Bürger eines Landes in regelmäßigen, in ihrem Ausgang ungewissen Wahlen 
Volksvertreter wählen, sodass niemand im Vorhinein die Macht bedingungslos und unbegrenzt 
Macht in seinen Händen konzentrieren kann, muss die Autokratie als politisches System der 

https://euvsdisinfo.eu/doppelganger-strikes-back-unveiling-fimi-activities-targeting-european-parliament-elections/
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Monopolisierung von Macht bei einer Person, Clique oder Partei als Hauptkontrahentin der 
Demokratie erscheinen. In den 1990er Jahren hegten manche Beobachter die Erwartung, dass 
sich die Demokratie global durchsetzen würde und autokratische Regime zunehmend an 
Einfluss verlieren würden. Stattdessen befindet sich die Demokratie nun in einer Phase, in der 
sich autoritäre Tendenzen innerhalb demokratischer Systeme verstärken. Vor allem die 
schleichende Erosion demokratischer Institutionen stellt eine ernsthafte Bedrohung für das 
Fortbestehen demokratischer Ordnungen dar. Im Rahmen des Konzepts demokratischer 
Resilienz wird es daher darum gehen, Strategien zu entwickeln, die Demokratien vor einer 
Autokratisierung schützen, ohne das Toleranz- und Pluralismusprinzip zu unterlaufen.

In diesem Zusammenhang wird auf die Behauptung einzugehen sein, wonach sich die 
Demokratie bereits seit längerem in einer unaufhaltsam voranschreitenden 
Autokratisierungswelle befinde. In seinem Demokratiebericht für das Jahr 2024 stellte das 
Göteborger V-Dem Institut alarmiert fest, dass als Folge des Autokratisierungstrends bereits 
rund 72% der Weltbevölkerung in Autokratien lebt. Einige Forscher zeigen sich jedoch 
skeptisch gegenüber der vorherrschenden Untergangsdiagnose. In der Tat scheint die aktuelle 
Entwicklung weniger von einer weltweiten Regression demokratischer Systeme geprägt zu sein 
als durch mancherorts beobachtbare und medial sehr präsente Autokratisierungsprozesse in 
Ländern wie Ungarn, der Türkei oder den USA. Trotz einzelner Rückschläge – insbesondere in 
Staaten, die in den 1990er-Jahren demokratisiert wurden – hat es seit Beginn der dritten 
Demokratisierungswelle 1974 weltweit große Fortschritte bei der Ausbreitung und Festigung 
demokratischer Strukturen gegeben. Dieser Trend manifestiert sich unter anderem in der 
erfolgreichen Konsolidierung demokratischer Systeme in Ländern wie Spanien, Portugal, 
Griechenland, der Tschechischen Republik, den baltischen Staaten, Chile, Brasilien, Senegal, 
Südafrika und Taiwan.

Entgegen dem weitverbreiteten Narrativ von der sich unaufhaltsam ausbreitenden globalen 
>Autokratisierungswelle< sind Demokratien zudem meist erfolgreich darin, ihr Überleben zu 
sichern. Die Untersuchung wird zu zeigen, dass Demokratien seit 1990 in der Mehrzahl der 
Fälle einer Autokratisierung erfolgreich entgegenwirken konnten, indem sie einen 
Regimewechsel zur Autokratie abwenden und sogar eine Redemokratisierung ihres politischen 
Systems einleiten konnten. Die jüngsten Entwicklungen in Ländern wie Südkorea oder Brasilien 
veranschaulichen, dass eine wachsame Zivilgesellschaft, stabile demokratische Institutionen 
und institutionalisierte Parteien in der Lage sind, demokratische Rückschritte zu korrigieren 
und politische Systeme wieder auf einen demokratischen Kurs zu bringen. So existieren nur 
wenige Fälle, in denen es bis dato nicht gelang, eine Redemokratisierung einzuleiten. Zu diesen 
Ländern zählen insbesondere Belarus, die Türkei und Venezuela. 

Da Autokratisierungsprozesse meist in eine Phase der Redemokratisierung übergehen, 
erscheint es verfehlt, die hohe Zahl der aktuell im Gange befindlichen Autokratisierungen als 
Kriterium für die Annahme einer Autokratisierungswelle heranzuziehen. Besorgniserregend ist 
weniger der Umstand, dass es zahlreiche Autokratisierungen als häufige Folge der mangelnden 
Konsolidierung vieler neuer Demokratie gibt, sondern dass viele Redemokratisierungen keine 
Fortsetzung erfahren haben. Die Analyse wird zeigen, dass es seit 1990 in 16 Fällen kurzfristig 
gelungen ist, demokratische Strukturen wiederherzustellen, die jedoch danach erneut einer 
Autokratisierung zum Opfer fielen. Viele dieser Länder wie Thailand, Armenien oder 
Moldawien zeichnet aus, dass sie seit dem Übergang zur Demokratie in den 1990er Jahren im 
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Graubereich zwischen Demokratie und Autokratie verhaftet bleiben. Insgesamt ergibt sich ein 
ambivalentes Bild vom globalen Zustand der Demokratie, wobei sich die aktuelle Lage eher als 
Phase moderater Schwankungen mit offenem Ausgang beschreiben lässt, denn als Ausdruck 
eines tiefgreifenden und irreversiblen Niedergangs demokratischer Systeme.

Weil sich Autokratisierungsprozesse in zahlreichen Fällen als reversibel erwiesen haben und 
die Zukunft politisch beeinflussbar bleibt, erscheint es geboten, Reformen und Strategien zur 
Verteidigung von Demokratien systematisch zu analysieren. Im dritten Abschnitt wird daher 
untersucht, welche institutionellen und gesellschaftlichen Ressourcen einen effektiven Schutz 
vor autoritären Rückschritten bieten könnten. Das Konzept der demokratischen Resilienz 
bietet hierfür einen geeigneten theoretischen Rahmen, da es die Fähigkeit demokratischer 
Systeme anerkennt, gesamtgesellschaftlich auf eine autoritäre Gefahr zu reagieren. Mit 
seinem mehrdimensionalen Ansatz, der ein Geflecht an Resilienzressourcen als 
Schutzmechanismus gegen autoritäre Bedrohungen zu bilden versucht, ist es deutlich flexibler 
und breiter aufgestellt als das vorwiegend an rechtlichen Maßnahmen orientierte Konzept der 
wehrhaften Demokratie. Vergleichbar mit einem Immunsystem stellen Resilienzressourcen die 
zellulären Bausteine eines mehrschichtigen und ineinandergreifenden Mosaiks an 
institutionellen und zivilgesellschaftlichen Elementen dar. Demokratische Resilienz wird dabei 
definiert als die Kapazität demokratischer Systeme, mittels aktivierbarer Ressourcen so auf 
eine Autokratisierung zu reagieren, dass demokratische Kerninstitutionen bewahrt, 
wiederaufgebaut, angepasst oder transformiert werden.

Insgesamt werden drei Kategorien an Resilienzressourcen identifiziert. Die erste Kategorie 
besteht aus strukturellen Faktoren. Zu den strukturellen Faktoren resilienter Demokratien 
zählen vor allem Institutionen und hier wiederum jene Einrichtungen, die auch für das Konzept 
der erweiterten Polyarchie zentral sind. Zur weiteren Stärkung dieses Bereichs werden 
verschiedene Reformansätze erörtert. Neben Wahlrechtsänderungen und demokratischen 
Innovationen, die neue Formen der Bürgerbeteiligung ermöglichen, steht auch die verstärkte 
Einrichtung unabhängiger Verwaltungsbehörden zur Debatte, die einen unparteilichen Vollzug 
der Gesetze oder eine wirksame Kontrolle der Exekutive sicherstellen. Weitere strukturelle 
Elemente einer resilienten Demokratie betreffen Faktoren wie die Institutionalisierung eines 
wehrhaften Parteiensystems, volkswirtschaftliche Kennzahlen, die Nachbarschaft zu sowie 
eine lange Überlebensdauer als Demokratie.

Im zweiten Bereich der einstellungsbezogenen Faktoren wird die Notwendigkeit einer hohen 
öffentlichen Unterstützung für Werte wie Pluralismus und Toleranz hervorgehoben. Im 
Idealfall sind demokratische und emanzipative Werte keine bloßen Lippenbekenntnisse, 
sondern tief in der politischen Kultur einer Gesellschaft verankert. Ein weiterer Faktor 
einstellungsbezogener Resilienz betrifft das Vertrauen in Institutionen und Mitbürger. Ein 
hohes Vertrauen in politische Institutionen ist mit allgemeiner politischer Stabilität verbunden, 
weshalb eine Stärkung des politischen Vertrauens durch die Zurverfügungstellung sozialer 
Dienste wie eines funktionierenden Gesundheits-, Verkehrs- oder Justizwesen essenziell ist. 
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Abschließend erfolgt ein Ausblick auf mögliche Verfahren zur empirischen Erfassung der Resi-

lienz demokratischer Systeme. Sollte es gelingen, die genannten Elemente demokratischer 
Resilienz in einen valide Messdaten produzierenden Resilienzindex zu integrieren könnte die-
ser als Frühwarninstrument fungieren, um – vergleichbar mit der präventiven Diagnostik in der 
Medizin – Vulnerabilitäten in einem demokratischen System frühzeitig zu identifizieren und 
passgenaue Reformen zur Steigerung der Resilienz benennen zu können.

„Die Kritik, der Kritiszismus ist darum Bedingung nicht nur des Wissens, sondern auch der demokratischen Gleichheit und 
Freiheit; ohne Kritik, ohne Öffentlichkeit gibt es kein Wissen, gibt es keine Demokratie.< (Tomáa G. Masaryk, Rußland und 
Europa II, 1913, S. 466)

Sowohl in der politischen Praxis als auch in der Theorie wird die Demokratie heute fast 
ausnahmslos als die einzig rechtfertigbare Organisationsform politischer Gemeinschaften 
erachtet.  In den meisten Ländern der Welt gibt es große Mehrheiten in den Bevölkerungen, 
die die Demokratie als beste Form politischer Herrschaft ansehen. Beispielsweise gaben nur 
zehn Prozent der in der siebten Runde des World Values Survey (2017 bis 2022) befragten 
Bürger an, dass ein demokratisches System ziemlich schlecht oder schlecht sei. Nur in einem 
Land, dem Irak, lag diese Zahl über 30%.  Dennoch herrscht keineswegs Übereinstimmung 
darüber, was Demokratie genau bedeutet, wo sie aufgefunden werden kann und wie sie zu 
rechtfertigen bzw. in der politischen Praxis zu realisieren ist. Der Demokratiebegriff zeichnet 
sich vielmehr durch eine konzeptuelle und ideologische  Verwirrung aus. Die stete begriffliche 
Wandelbarkeit und die interne Komplexität des Demokratiebegriffs veranlasste den 
schottischen Philosophen Walter Gallie dazu, die Demokratie wie die Gerechtigkeit zu jenen 
Schlüsselbegriffen der politischen Philosophie zu zählen, die als essentially contested concepts 
zu endlosen Disputen über ihre richtige Verwendung führen.  

–

regierung<; 

https://www.worldvaluessurvey.org/WVSDocumentationWV7.jsp
https://www.worldvaluessurvey.org/WVSDocumentationWV7.jsp
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Was <Demokratie< im Zusammenhang mit Resilienz und Autokratisierung heißen soll, ist 
keineswegs trivial und muss geklärt werden, andernfalls reden die Vertreter von 
minimalistischen und voraussetzungsreicheren Demokratiekonzeptionen aneinander vorbei.  
Da das Konzept der demokratischen Resilienz auf der normativen Prämisse beruht, dass die 
Demokratie ein schützenswertes Gut ist,  ist es unabdingbar, vorab festzulegen, welche 
demokratischen Institutionen und Prinzipien des Schutzes im Resilienzkonzept bedürfen. Dies 
setzt die Wahl eines klar umrissenen und theoretisch fundierten Demokratiemodells voraus.

Dabei erscheint es sinnvoll, mit Giovanni Sartori und Robert Dahl zunächst zwischen einem 
normativen und deskriptiven Demokratiebegriff zu unterscheiden. Um eine Vorstellung davon 
zu gewinnen, was mit Demokratie gemeint sein soll, genügt es nicht, gemeinsame Merkmale 
und Institutionen aus weithin als Demokratie bezeichneten Ländern wie dem Vereinigten 
Königreich, Frankreich oder den USA abzuleiten. Vielmehr bedarf es auch der Bildung eines 
Idealbegriffs, der beschreibt, wie die Funktionsweise der Demokratie aussehen soll.  Die 
Formulierung eines erstrebenswerten, nie vollkommen erreichbaren Ziels erlaubt es, einen 
Maßstab mit einer Reihe von Charakteristika zu bilden, an dem wir bestehende, auch westliche 
demokratische Regime kritisch messen können.  Das folgende Kapitel geht daher der Frage 
nach, welche Prinzipien als unverzichtbare Grundlage einer idealen Demokratie gelten und 
welchen normativen Anspruch sie gegenüber realen Demokratien formulieren. Das 
Fundament des der Arbeit zugrundliegenden Demokratiemodells ist die Volkssouveränität, 
also die kollektive Selbstbestimmung eines Volkes in Freiheit und Gleichheit. Aus diesem 
Prinzip lassen sich erst die Kerninstitutionen der Demokratie ableiten. 

Theoretischer Bestimmungs- und Ausgangspunkt einer Demokratie ist für Hans Kelsen 
ebenso wie für Jean-Jacque Rousseau die individuelle Freiheit des Einzelnen.  Am Anfang 
steht die natürliche Freiheit des Menschen innerhalb eines anarchischen Naturzustands. Sie 
manifestiert sich als Urinstinkt des Menschen gegen jede soziale und vom Einzelwillen 

9. Vertreter =liberaler< 

>It is not uncommon in physics to formulate hypotheses concerning the behavior of an object or force under ideal condi-
tions that cannot be perfectly attained in actual experiments but that can be satisfactorily approximated<; 

>Der Mensch ist frei geboren und überall liegt er in Ketten<; 
1. Kap., 5 (im Folgenden: >C.S.<). In den beiden Auflagen >Vom Wesen und Wert der Demokratie< und in den >Foundations 
of Democracy< 
den >vielleicht bedeutendsten Theoretiker der Demokratie< bezeichnet (

(2018), 12 [im Folgenden: >WuW<]
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unabhängige Zwangsordnung. Der Mensch ist nach Rousseau von Natur aus ein freies Wesen, 
das auf das unbegrenzte Recht drängt, alles zu haben, wonach es ihm gelüstet und was es 
erreichen kann (C.S. I, 8). In diesem ursprünglichen Stadium bedeutet Freiheit die Lossagung 
von Herrschaft (C.S. I, 1). Die individuelle Freiheit richtet sich Kelsen zufolge gegen jede Form 
von staatlicher Realität, auch in Gestalt einer Demokratie , und strebt nach der völligen 
Unbeschränktheit der individuellen Autonomie (WuW, 12), da mit der Bindung an eine 
Gemeinschaft die Negation derselben verbunden wäre.

Aus dem Wunsch der Menschen nach der verbindlichen Lösung ihrer Interessenkonflikte 
ergibt sich jedoch die Forderung nach der Einrichtung von Staatlichkeit. Um in Sicherheit und 
Freiheit leben zu können, muss sich der Mensch mit anderen in einer Gemeinschaft vereinigen 
und damit die Einrichtung einer Herrschaftsordnung akzeptieren. Da das Zusammenleben in 
eine solchen Ordnung die Befolgung allgemeinverbindlicher Regeln erfordert, geht der 
Zusammenschluss jedoch mit Beschränkungen der individuellen Freiheit einher. In einer 
staatlichen Zwangsordnung bedeutet Freiheit nicht mehr, die Freiheit für jeden, zu tun, was 
ihm einfällt, sondern nur die Freiheit, innerhalb der erlaubten Grenzen der Gesetze, denen 
jeder untersteht, frei dem eigenen Willen folgen zu können.  

Unter diesen Voraussetzungen ist eine Erhaltung und Erweiterung der Freiheit nur dann 
möglich, wenn die Gesetze selbstgegeben, also frei auferlegt sind. In einem Gemeinwesen 
verwandelt sich die natürliche Freiheit unvermeidlich in eine politische Freiheit, die nicht mehr 
nur im liberalen Sinne negative, sondern vielmehr positive Freiheit ist und politische 
Mitbestimmung an der Erzeugung und konkreten Ausgestaltung der Herrschaftsordnung 
sichern soll. Diesen unabwendbaren Übergang bei der Staatsgründung von der natürlichen zur 
sozialen Freiheit beschreibt Kelsen als >Denaturierung< und ersten Schritt der 
>Metamorphosen der Freiheit< (WuW, 11, 15). Der Mensch wird damit zu einem sozialen 
Wesen, das uneingeschränkt einer staatlichen Ordnung unterworfen ist, die er jedoch im Sinne 
einer Selbstbindung mitgestalten können soll: >Politisch frei ist, wer zwar untertan ist, aber nur 
seinem eigenen, keinem fremden Willen gehorcht<. (WuW, 10)

Soll eine die Freiheit erhaltende Gesellschaftsordnung sein, ist also die Einführung einer das 
gegenseitige Verhalten der Menschen regelnden Ordnung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
möglichst großer Freiheit gewünscht, dann kommt Freiheit nur als Gehorsam gegenüber dem 
selbstauferlegten Gesetz in Betracht (WuW, 14, 18). Innerhalb eines Herrschaftsverbandes ist 
Freiheit daher nicht mehr als natürliche, sondern nur noch als politische Freiheit denkbar. 
Politisch frei ist, wer den Gesetzen einer Sozialordnung unterworfen ist, die nur dem eigenen, 
keinem fremden Willen entsprechen. Der Gehorsam gegenüber dem selbstgegebenen Gesetz 
ist Freiheit (C.S. I, 9). Diese Freiheit ist nicht die Abwesenheit von Zwang, sondern die 
Möglichkeit, sich selbst zu verwirklichen und am Gemeinwesen teilzuhaben.

Konzept der >un-
geselligen Ungeselligkeit< wie 
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Freiheit und Volkssouveränität

Die Freiheit unter selbstgewählten Gesetzen leben zu können, beinhaltet nicht, dass deren 
Geltung vom subjektiven Willen des Menschen abhängt. Aufgrund der unvermeidlichen 
Differenz zwischen den Vorgaben einer staatlichen Ordnung und den je verschiedenen Willen 
der ihr unterworfenen Individuen können beide nie deckungsgleich sein. Wäre das >du sollst< 
einer objektiv geltenden, bindenden Rechtsnorm stets bedingt durch das >wenn und was du 
willst< ihrer Adressaten, verlöre die Sozialordnung jeden Sinn (WuW, 14, 18). Zum politisch 
freien Subjekt kann daher unmöglich der Mensch selbst, sondern nur das der sozialen Ordnung 
unterworfene Kollektiv erhoben werden. An die Stelle der Freiheit des Menschen tritt daher 
mit Übergang vom Naturzustand in ein demokratisches Gemeinwesen die Freiheit bzw. 
Souveränität des Volkes, das in dieser Eigenschaft den Freistaat begründet (WuW, 21). Der 
Mensch wird in diesem von Kelsen und Rousseau beschriebenen >Szenenwechsel< vom 
isolierten Individuum zum unselbständigen Teil eines neuen Kollektivwesens.  Im Zuge dieses 
Demokratisierungsprozesses verschiebt sich das Subjekt der Freiheit vom Individuum auf ein 
losgelöstes soziales Kollektivwesen: Der freie Staat, der getragen ist vom Gesamtwillen des 
souveränen Volkes (WuW, 19, 23).

Die Realisierung größtmöglicher politischer Freiheit des Volkes, damit es im größtmöglichen 
Ausmaß nicht nur Objekt, sondern auch Subjekt der Staatsherrschaft ist (WuW, 23), zählt nun 
zum Leitgedanken der idealen Demokratie wie sie von Kelsen und zunächst auch von Rousseau 
vertreten wurde. Ideale Demokratie beinhaltet das Privileg des Volkes, unter Gesetzen zu 
leben, auf die es selbst entscheidend Einfluss nehmen darf.  Geltungsgrund und 
Legitimationsform einer demokratischen staatlichen Ordnung ist beiden Autoren das in 
aufklärerischer Tradition stehende Prinzip der Volkssouveränität, wonach dem Volk die 
umfassende sozialgestalterische Kompetenz zur Ordnung des Gemeinwesens zukommt.  Eine 
bindende soziale Ordnung, die den Wert der Freiheit verwirklichen will, kann es demnach nur 
geben, wenn die Bürger ihr Zusammenleben auf demokratische Weise umfassend gestalten 
können.

>Natural man is entirely for himself. 

unity and no longer feels except within the whole<; 

>The essence of the political phenomenon designated by the term [democracy] was the participation of the governed in 
determination<; 
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Gleichheit als Komplement zur Freiheit

Die Lehre von der Schaffung der Staatsgesetze durch das Volk ist im System Rousseaus und 
Kelsens aber nur verständlich, wenn sich zur Idee der politischen Freiheit auch jene der 
Gleichheit gesellt. Wesenskern der Idee Gleichheit ist das moralische Urteil der Isokratie, 
wonach alle Menschen von gleichem Wert sind und daher im gleichen Ausmaß an der 
politischen Willensbildung beteiligt werden sollen.  

Zur Gesetzgebung ermächtigt zählen Rousseau und Kelsen aber nicht jeden, der den 
Rechtsnormen des Gemeinwesens unterworfen ist. Als zum Volk zugehörig erachtet Rousseau 
die Gesamtheit der Staatsbürger, wobei er damit all jene meint, die sich im 
Gesellschaftsvertrag durch ihre Zustimmung zusammengeschlossen haben (C.S. I, 6). Der 
Rousseau8sche Volksbegriff zeichnet sich anfangs noch durch ein inklusives Verständnis aus, da 
niemand von vornherein aus dem Volk ausgeschlossen wird.  Selbiges gilt auch für Kelsen, für 
den ein Volk aufgrund seiner vielfältigen Interessenunterschiede nur im Rechtssinne als 
juristischer Tatbestand zusammengefasst werden kann.

Gesetzgebung

Sofern in der Bürgerschaft Übereinstimmung über die Werte der Freiheit und der Gleichheit 
besteht, ist die Demokratie mit ihrem Prinzip der Volkssouveränität nach Kelsen und Rousseau 
diejenige Staatsform, die diese Ideale am angemessensten verwirklichen kann. So sehr die 
beiden Autoren in dieser Frage übereinstimmen, so deutlich treten ihre Differenzen bei der 
konkreten Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens zutage. 

vom >gleiche[n] Recht eines jeden auf seine natürliche Freiheit, ohne dem Willen oder der Autorität 
irgendeines anderen Menschen unterworfen zu sein<; 

–

>natürliche Schranken< wie das Alter oder die geistige und > <
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Die Quintessenz von Rousseaus Gesetzgebungstheorie ist, dass das Gesetz der Ausdruck der 
volonté générale ist, deren Entstehen keine Vertretung zulässt (C.S. II, 1), weshalb jedes Gesetz 
von der Gesamtheit der Staatsbürger anerkannt werden muss. Die Selbstgesetzgebung des 
Volkes ist für ihn nicht anders als unmittelbar und unmediatisiert vorstellbar. Da die volonté 
particulière niemals die volonté générale repräsentieren können (C.S. II, 4), bedarf jeder 
Gesetzgebungsakt zumindest der referendumsmäßigen Sanktion durch das Gesamtvolk (C.S. 
II, 7). 

Für Rousseau stellte es einen unerträglichen Bruch mit dem Grundsatz der Volkssouveränität 
dar, wollte man anstelle des authentischen Willens des Volkes einen mit gesetzschaffender 
Kraft begabten eigenpersönlichen Willen von Delegierten in einem Repräsentationskörper 
einsetzen.  Von einer derartigen Verengung demokratischer Praxis auf plebiszitäre oder 
delegative Instrumente sieht Kelsen im Unterschied zu Rousseau ab. Für Kelsen ist die 
Demokratie zumindest theoretisch sowohl in ihrer direkten als auch in ihrer repräsentativen 
Variante denkbar.

Der Antipluralismus Rousseaus

Neben der Vorfestlegung auf die unmittelbare Volksgesetzgebung wirft aber noch eine 
weitere streitbare These Rousseaus Probleme auf, die als Identitätstheorie Einzug in die 
politische Philosophie gefunden hat: Hinter dem scheinbar voluntaristischen Ansatz 
Rousseaus, der das freie und gleiche Selbstbestimmungsrecht aller (Staats-)Bürger affirmiert, 
verbirgt sich nämlich der illiberale Gedanke, dass Demokratie die Herrschaft eines homogenen 
Volkes unter den Bedingungen eines bereits vorgegebenen und unbedingt geltenden 
Gemeinwillens ist. Der im Gesetz zum Ausdruck kommende Gemeinwille ist bei Rousseau nicht 
mehr als ein Surrogat für ein statisches Naturrecht, das nur noch erkannt, verkündet und 

>Rousseau9s model of political 

deliberate but do not have the last word; they opine but do not want<; 

– –
>Ausschuss< des Volkes 

gung und des Souveränitätsübergangs wird seither die sog. =Repräsentationsfiktion< bemüht, die die Tätigkeit des Parlaments 

der >government of discussion< als einer argumentierenden öffentlichen Diskussion durch
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befolgt zu werden braucht. Ähnlich dem späteren Volksgeist der Historischen Rechtsschule 
sucht Rousseau nach einem Gemeinwillen, der alle Menschen eint, weil er im gemeinsamen 
Bewusstsein des Volks verankert ist und kraft seines vernünftigen Inhalts absolute Geltung 
beanspruchen kann. Dem Volk kommt bei Rousseau also nicht die Funktion der freien 
Gesetzgebung zu, sondern nur der Erkenntnis des schon bestehenden, absolut guten 
Gesetzes.  Das anfänglich von ihm postulierte Ideal der relativ inklusiven und freien 
Selbstgesetzgebung erweist sich vor diesem Hintergrund als Trugbild, dessen 
Anwendungsbereich allenfalls auf den fiktiven Abschluss des Gesellschaftsvertrages 
beschränkt ist. 

Dem Gemeinwillen im Staat stellt Rousseau die von ihm als eigensüchtig verunglimpften 
Privatinteressen entgegen. Aufgrund ihres Differenzierungs- und Spaltungspotenzials erachtet 
er die Existenz der Privatinteressen als unvereinbar mit dem Gemeinwillen.  Politische 
Parteien, bürgerliche Vereinigungen, Debatten und >verwickelte, widersprüchliche< 
Interessen, die Uneinigkeit erzeugen, dürfe es angesichts des objektiv vorgegebenen und stets 
gerechten Gemeinwillen nicht geben. Wer mit dem Gemeinwillen in Widerspruch gerate, sei 
im Irrtum (C.S. IV, 2), und wer ihm nicht gehorche, könne gezwungen werden, frei zu sein, denn 
nur der Gemeinwille sei Freiheit (C.S. I, 7). Wirklich frei ist nur der, wer sich freiwillig dem 
Gemeinwillen der Volksgemeinschaft unterwirft.  Zur Durchsetzung der durch den 
Gemeinwillen erzeugten Einheit und Einstimmigkeit und zur Unterdrückung jeglicher Art von 
Pluralität hat Rousseau sogar einen nach dem Modell Spartas zu errichtenden, potenziell 
omnipotenten Staat vor Augen.

Rousseaus Demokratiebegriff, sofern man ihn überhaupt so nennen kann, beruht insofern 
auf der Vorstellung eines homogenen Gemeinwesens, das nicht in einer differenzierten, 
sondern in einer tunlichst uniformen Gesellschaft in Erscheinung tritt, in dem ein das 
Gemeinwohl repräsentierender Gemeinwille besteht, der alle bindet und der von allen 
ausgeht.  Hieraus folgen zwei Konsequenzen: Da der Gemeinwille keine offene und plurale 
Meinungsbildung erlaubt, degeneriert die Demokratie bei Rousseau erstens zur Illusion, dass 
es einen einheitlichen Volkswillen gibt, dem möglichst unmittelbar und ungefiltert im Sinne 
eines imperativen Mandats zum Durchbruch zu verhelfen ist.  Aus der Vorstellung eines 
homogenen Volkes mit einheitlichen, politischen Zielen erwächst jedoch zweitens auch ein 

315. =It is true that Rousseau spoke of =will=, but he did not mean by it a 

the True Law. Rousseau9s aim was to free man from his bonds by inventing a system that would obstruct and curb legislation. 

popular souvereignty, as we are told by many of his current devotees=; aaO 315.
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Antipluralismus und eine Freund-Feind-Dichotomie, die jene aus dem Volk ausschließt, die 
eine Identifizierung mit dem Gemeinwillen aufgrund einer abweichenden Meinung oder 
Lebensweise ablehnen. 

Von dort ist es nicht mehr weit zur von Carl Schmitt identifizierten Jakobinischen Logik der 
Demokratie, die es einer Minderheit oder einem Anführer erlaubt, sich zum alleinigen 
Repräsentanten und Vollstrecker des angeblichen Volkswillens zu erheben.  Da das Volk im 
Volkssouveränitätsdogma Rousseaus als corpus mysticum souverän, unteilbar und moralisch 
rein ist, aber nicht mit einer Stimme sprechen kann, bedarf es eines Akteurs, der im Namen 
des Volkes proklamiert, worin denn nun der von ihm erkannte Gemeinwille besteht. Dieser 
Akteur stattet sich unter Berufung auf einen Auftrag des Volkes mit einem moralischen 
Alleinvertretungsanspruch aus, wobei dieser Auftrag auch durch bloßen Zuruf des 
versammelten Volkes erteilt werden kann.  All jene, die ihm in seinem Bestreben, den 
objektiven Gemeinwillen zu verwirklichen, nicht folgen – insbesondere der politische 
Wettbewerber –, zählen per definitionem nicht zum Volk und werden daher von der Macht 
entfernt oder sogar physisch eliminiert.  Wer für sich in Anspruch nimmt, den Volkswillen zu 
kennen und zu repräsentieren, kann nicht dulden, dass es andere legitime Meinungen gibt.

Die antipluralistische Demokratiekonzeption Rousseaus öffnet also die Tür für politische 
Bewegungen, die ihren Machtanspruch autoritär unter Ausschaltung von Dissens mit Verweis 
auf das absolut Gute durchzusetzen bereit sind. Die Folgen dieser Ideologie traten erstmals 
1793 bei Robespierre zu Tage, der Rousseaus Volkssouveränitätsdogma folgte. Angesichts des 
leeren Orts der Macht nach der Hinrichtung Ludwigs XVI. und der Pluralisierung des Volkes in 
verschiedene Stimmen rief Robespierre dazu auf, einem Anführer zu folgen, der den 
Gemeinwillen und die Souveränität des Volkes verkörpert, indem er zwischen dem 
Jakobinerklub – der >großen Volksgesellschaft<, die das französische Volk >war< – und allen 
anderen Klubs, die bloße Fraktionen waren, die es zu beseitigen galt, unterschied.  Der 
Jakobinismus bereitete den Boden für den =Cäsarismus= Napoleons III. und den sich heute 
ausbreitenden autokratischen Populismus Trumps, Putins, Orbáns und Erdogans, der sich 
durch eine unbegrenzte und unkontrollierte Machtausübung, beschränkte Oppositionsrechte 
sowie die Ablehnung von offenen Debatten und einer freien Presse auszeichnet.  Hinter dem 

>Der Wille des Volkes kann durch Zuruf, durch 
sogut und noch besser demokratisch geäußert werden als durch den statistischen Apparat, den man (&) mit einer so minuti-

sondern auch unmittelbare Äußerungen demokratischer Substanz und Kraft sein können<; 
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Machttrieb der Cäsaristen und Autokraten steht ein possessiv-autokratisches 
Autoritätsverständnis, das auf bedingungslosen Gehorsam pocht,  und der Glaube, das 
absolut Gute erkennen zu können.  Es ist dieser Glaube und Wunsch auf Erfüllung eines 
unerreichbaren Heilversprechens zum Zweck der Erringung der Macht, der einer freien und 
gleichen, d.h. selbstbestimmten und wahrhaft demokratischen Gesellschaft im Weg steht.

Der Pluralismus als Wesensmerkmal der Demokratie

Erkennt man hingegen an, dass die Feststellung einer absoluten Wahrheit in Form einer 
religiös-mystischen Werteordnung nicht möglich ist und es in modernen Gesellschaften nur 
eine Pluralität an menschlichen Interessen sowie unterschiedlichste Vorstellungen vom Guten 
und daraus resultierenden Interessenkonflikten gibt, die dem Grunde nach mit dem gleichen 
Geltungsanspruch auftreten, so folgt daraus, dass die Demokratie auf dem Postulat der 
Toleranz gegenüber anderen Meinungen aufgebaut sein muss. Aus der prinzipiellen 
Gleichwertigkeit aller subjektiven Werturteile resultiert mit Kelsen die gleichberechtigte 
Willensfreiheit aller:  „[Die Demokratie] gibt (&) jeder politischen Überzeugung die gleiche 
Möglichkeit, sich zu äußern und im freien Wettbewerb um die Gemüter der Menschen sich 
geltend zu machen.< (WuW, 132).

Autokratie erwächst nicht zuletzt aus politischen Auffassungen und Haltungen, die sich selbst 
im Besitz einer nicht wissenschaftlich, sondern nur metaphysisch zu garantierenden Wahrheit 
glauben und in der Folge dem Gegner das Recht absprechen, aus einer Minderheit zur 
Mehrheit werden zu können. Demokratie fordert hingegen, dass die Wandelbarkeit 
menschlicher Erfahrungen, Erkenntnisse und Urteilsbildungen bei allen politischen 
Entscheidungen respektiert wird. Sie besteht damit dauerhaft nur auf dem Boden einer 
kritisch-relativistischen Weltanschauung.

Aus der Einsicht der prinzipiellen Gleichwertigkeit aller Meinungen und des Pluralismus folgt, 
dass der Demokratietheorie Rousseaus nicht weiter gefolgt werden kann, soweit damit eine 
Abwertung und Unterminierung einer de facto existierenden pluralen Interessenvielfalt 
verbunden ist. Für die Findung eines für die vorliegende Untersuchung adäquaten 
Demokratiebegriffs bedarf es vielmehr einer Demokratietheorie, die auf fundamentale 
Realitäten moderner Gesellschaften wie den Pluralismus und den Wunsch nach 
Bürgerbeteiligung Rücksicht nimmt und zugleich Spielraum für unterschiedliche 
Demokratiemodelle übrig lässt, ohne den westlich geprägten demokratischen 
Verfassungsstaat  unkritisch als unabänderliches Ideal der Demokratie festzulegen. Dem von 
Rousseau vorgestellten antipluralistisch-autokratischen ist daher ein pluralistisch-interaktives 
Demokratiemodell entgegenzustellen, das nicht oder nur in wesentlich geringerem Umfang 
Gefahr läuft, ausgerechnet jenen Autoritarismus hervorzurufen, dessen Abwehr gerade mit 
einem Konzept der Verteidigung der Demokratie bezweckt werden soll.
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Ein möglicher Ausgangspunkt für dieses Unterfangen sind die von Hans Kelsen, Ernst Fraenkel 
und Robert Dahl in verschiedenen Facetten vertretenen prozedural-pluralistischen 
Demokratietheorien, die das Postulat der politischen Freiheit als tatsächliche Partizipation 
aller an der Erörterung der öffentlichen Angelegenheiten interpretieren und in den 
Mittelpunkt ihrer Überlegungen stellen. Zu den relevanten politischen Akteuren zählen dort 
nicht nur die Staatsbürger, sondern auch Parteien, Medien, Vereine, Interessenverbände, 
Institutionen sowie die Einwohner und Nichtstaatsbürger eines Landes. 

Die Interessenunterschiede zwischen diesen Akteuren werden als derart essentiell erkannt, 
dass jede Annahme eines homogenen Volks- oder Gemeinwillens, dem sich alle unterordnen 
sollen, als ideologisches Konstrukt entlarvt wird.  Von einem >Volk< ist hier allenfalls im 
Rechtssinne als juristischer Tatbestand die Rede, nicht jedoch als einheitliches Subjekt mit 
einem autonomen Willen.  Pluralistische Demokratietheorien zählen daher weniger die 
Durchsetzung eines vermeintlich objektiven Volks- oder Gemeinwillens zum Wesen einer 
Demokratie als eine freie, faire, transparente und mitunter konflikthafte Willensbildung, die 
auf dem Zusammenspiel der verschiedenen Akteure in einer vielgliedrigen und offenen 
Sozialstruktur und Politik beruht.  Auf diese Weise wird der pluralistische Interessenausgleich 
durch Kompromisserzielung und die Verwirklichung eines a posteriori-Gemeinwohls zum 
wichtigsten Integrationsfaktor der Demokratie.

Neben der Anerkennung der pluralen Gesellschaftsstruktur moderner Gesellschaften zählt 
auch der Fokus auf den demokratischen Prozess zu einem Charakteristikum pluralistischer 
Demokratietheorien. Wichtiger noch als die Frage, ob ein demokratisches System Ergebnisse 
wie Wohlstand, soziale Gerechtigkeit oder Frieden erzielen kann, ist ihnen die Input-Legimität 
und damit die Qualität demokratischer Verfahren. >Government of the people and by the 
people< steht im Mittelpunkt, nicht >government for the people.<  Steht dagegen primär das 
Politikergebnis im Mittelpunkt, kann kein wesentlicher Unterschied mehr zwischen 
Demokratie und Autokratie entstehen, weil sich ein Autokrat – mangels objektivem Kriterium 
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zur Bestimmung eines Gemeinwohls – als derjenige präsentieren könnte, der das 
übergeordnete Gemeinwohl verwirklicht.  Pluralistische Demokratietheorien beruhen auf der 
Einsicht, dass ein demokratisches System nur dann überleben kann, wenn die Bürger bereit 
sind, das System selbst dann als legitim zu betrachten, wenn sie persönlich mit den 
Ergebnissen, die das System hervorbringt, unzufrieden sind, weil sie die existierenden 
Möglichkeiten, sich in verschiedenen Rollen am Prozess der politischen Willensbildung aktiv 
zu beteiligen und damit über die Verteilung von Macht und Ressourcen zu entscheiden , als 
essentiell für das Gemeinwesen erachten. Die verschiedenen Möglichkeiten zur 
bürgerschaftlichen Beteiligung am politischen Willensbildungsprozess stellen vielmehr einen 
Wert an sich dar, den es auszubauen und zu bewahren gilt.

Von wesentlicher Bedeutung sind dabei jene Beteiligungsformen, die sich innerhalb 
zivilgesellschaftlicher Gruppierungen und der die Bündelung von Interessen ermöglichenden 
bürgerlichen Vereinen entfalten. Das in den Vereinen entstehende Gemeinschaftsgefühl beugt 
zugleich den Vereinsamungs- und Entfremdungserfahrungen der Bürger in der Moderne vor, 
wie Fraenkel ausführt:

>Der Pluralismus stellt gleichsam einen Transformator dar, in dem gesellschaftliche in politische Energie 
umgewandelt wird. In ihm werden die diffusen Elemente der heterogenen Massengesellschaft in kompakte 
Gebilde umgeformt, denen in einer parlamentarischen Demokratie der Zugang zum Parlament, Regierung und 
Verwaltung jederzeit offenstehen sollte. Die pluralistischen Verbände sind dazu berufen, dem Einzelnen die 
Möglichkeit zu eröffnen, einen Ausweg aus der Isolierung und Vereinsamung zu finden, die ihn im 
Industriezeitalter ständig bedroht. Denn die Mitwirkung des Bürgers an öffentlichen Angelegenheiten darf sich 
nicht darauf beschränken, alle vier Jahre zur Wahlurne zu gehen und durch seine Stimmabgabe Einfluss darauf 
auszuüben, welches Team im Bereich der hohen Politik regieren soll – so wichtig das auch ist. Die Mitwirkung des 
Bürgers muss auch die Möglichkeit einschließen, durch Mitgliedschaft und Mitarbeit in den 
Interessenorganisationen an der Regelung der Alltagsfragen teilzunehmen, die ihn unmittelbar berühren. Letzten 
Endes ist der Sinn der kollektiven Demokratie darin zu suchen, ohne den utopischen Versuch zu unternehmen, 
die Wirkungen der Entfremdung abzustellen und aufzuheben, sie doch soweit wie möglich abzuschwächen und 
erträglich zu machen.<

Folgendes: >The democratic process is not "merely process", because it is also an important kind of distributive justice. 

;
process itself does not exist<; 

hingewiesen: >While isolation concerns only the political realm of life, loneliness 

public realm of life, that is, without destroying, by isolating men, their political capacities<; 

–
>Kommissionen< 

>Nichts ist kurzsichtiger als 

zwischen Fachleuten ist (&). Wer anders aber kann diesen Streit entscheiden als der Nichtfachmann, das heißt der Politiker<; 
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Die ideale Demokratie Robert Dahls

Zu einer Standardreferenz innerhalb der pluralistischen Demokratietheorien ist neben Kelsen 
und Fraenkel vor allem Dahl geworden. Bezogen auf den idealen demokratischen Prozess 
erweitert er die Anforderungen enorm. Dahl stuft alle Erwachsenen  als ausreichend 
qualifiziert ein, um an verbindlichen, kollektiven Entscheidungen, die ihre Interessen 
betreffen, mitzuwirken.  Bei der Formulierung seiner idealen Demokratie geht er von drei 
Prämissen aus: Den Bürgern eines demokratischen Gemeinwesens ist ausreichend 
Gelegenheit einzuräumen, ihre eigenen Präferenzen zu formulieren (1) und diese der 
Regierung und ihren Mitbürgern zur Kenntnis zu bringen (2). Die Regierung sollte sodann auf 
die getätigten Vorschläge eingehen und sie nicht aufgrund ihres Inhalts oder ihrer Herkunft 
diskriminieren (3).  Letztere Prämisse ist Ausdruck des Prinzips, dass alle gesellschaftlichen 
Interessen gleich zu gewichten sind.  

Auf dieser Grundlage hat Dahl fünf anspruchsvolle Kriterien für eine ideale Demokratie 
aufgestellt, die als Partizipationsgrundrechte ausgestaltet sind:

• Wirksame Beteiligung: Vor der Beschlussfassung eines bindenden Regelwerks sollten die 
Bürger eines Gemeinwesens die gleiche und effektive Chance zur Partizipation haben. 
Dies beinhaltet das Recht, Fragen zu stellen und Präferenzen für oder gegen das 
vorgeschlagene Regelwerk zu äußern.

• Gleichheit bei der Stimmabgabe: Während des kollektiven Entscheidungsprozesses sollte 
jeder Bürger die gleiche und tatsächliche Möglichkeit zur Stimmabgabe haben. Alle 
Stimmen sind gleichwertig auszuzählen. Das Kriterium schreibt kein bestimmtes 
Wahlsystem vor.

• Zugang zu Informationen: Die Bürger eines Gemeinwesens sollten die gleiche Möglichkeit 
haben, sich angemessen über öffentliche Angelegenheiten informieren zu können. Die 
Vorenthaltung wichtiger Informationen durch die Regierung ist nur in gut begründeten 
Ausnahmefällen rechtfertigbar.

quality 4. >If we accept the Idea of Intrinsic Equality, then no process of lawmaking can be morally justified if it 
does not take equally into account the interests of every person subject to laws<; 

: >(&) 

the aim of mobilizing excluded sectors of the society and improving their economic and political integration (&) 

in terms of the other dimension of polyarchy, namely public contestation. (&) almost every Latin American populist leader 

certain rules of the democratic game tends to be a secondary issue<; 
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• Kontrolle der politischen Agenda: Die Kompetenz, Vorschläge auf die Tagesordnung zu 
setzen und diese einer Abstimmung zu unterziehen, sollte ausschließlich Sache der 
Bürger sein.

• Inklusion: Die Partizipationsgrundrechte sollten allen Bürgern offenstehen.

Dahl gesteht selbst ein, dass wohl kein reales Gemeinwesen je diese Anforderungen erfüllen 
wird können. Durch ihre immanente Kritik an bestehenden demokratischen Systemen öffnen 
sie jedoch den Raum für politische Akteure, die für eine Demokratisierung der Demokratie 
werben wollen. Aufgrund der prinzipiellen Offenheit der Kriterien für unterschiedliche 
Varianten demokratischer Systeme ist stets Raum für Reformvorschläge, die eine allfällige 
Entfremdungserfahrung der Bürger gegenüber bestehenden demokratischen Prozeduren 
adressieren können. Von der Einführung deliberativer Bürgerversammlungen über die 
Stärkung von Informationsverpflichtungen der Regierung sind zahlreiche Ideen denkbar, die 
eine Annäherung an das von Dahl vorgeschlagene demokratische Ideal ermöglichen.

Von der idealen Demokratie zu unterscheiden sind nun jene real existierenden politischen 
Institutionen, die dem Modell der repräsentativ-liberalen Demokratie entsprechen, das sich in 
der frühen Neuzeit ausgehend vom Vereinigten Königreich, den USA und Frankreich unter dem 
Eindruck von Theoretikern wie Algernon Sidney , John Locke , Montesquieu , James 
Madison  und Abbé Sieyès  sowie praktischen Demokratisierungs- und 
Liberalisierungsbemühungen entwickelt und von dort weiterverbreitet hat. Im Mittelpunkt 
dieser ideengeschichtlichen und staatsrechtlichen Entwicklung standen weniger breite 
Beteiligungsrechte des Volkes als liberale Elemente wie Abwehrrechte gegen den Staat , 
Rechtsstaatlichkeit, die Machtbegrenzung der Exekutive und Legislative zugunsten von Justiz 
und Individuum und der Parlamentarismus. Der eigentliche Fortschritt bestand somit primär 
in der Verrechtlichung politischer Herrschaft, der institutionellen Gewaltenteilung und der 
Sicherung elementarer Freiheitsrechte wie Eigentum, Religionsfreiheit und persönlicher 

>As to popular government in the strictest sense (that is pure democracy, where the people in themselves, and by them-
have nothing to say for it< 

>Das Volk kann auch keinen Gesetzen verpflichtet sein außer denen, die von jenen Männern erlassen wurden, die es 
gewählt und ermächtigt hat, ihm Gesetze zu geben<; 

>In einem freien Staat soll jeder Mensch, dem man eine freie Seele zugesteht, durch sich selbst regiert werden: daher 

präsentanten machen zu lassen<; 

10, in: Hamilton/Madison/Jay, The Federalist Papers (2008) [1788]), die >den totalen Ausschluss des Volkes in seiner kol-
lektiven Eigenschaft< vorsieht (

>Le Peuple ou la Nation ne peut avoir qu'une voix, celle de la législature nationale<; , Qu9est

Als wegweisende Dokumente der Grundrechtsgeschichte sind die auf der Magna Charta (1215) beruhende >Petition of 
Right< des englischen Unterhauses aus dem Jahr 1628, die >Bill of Rights< von 1689, die >Declaration of Rights< des Staates 

die >Bill of Rights< 
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Autonomie. Republikanische Elemente waren dagegen stark eingeschränkt und auf Wahlen 
reduziert, die zunächst nur für weiße, wohlhabende Männer offen standen. Erst im 19. und 20. 
Jahrhundert kamen – vor allem durch Arbeiterbewegungen, Frauenrechtsbewegungen und 
soziale Reformen – allgemeine und gleiche Beteiligungsrechte wie das allgemeine Wahlrecht 
zunehmend in den Mittelpunkt, die jedoch weiterhin auf demselben aristokratischen 
Verständnis von Demokratie als Wahl der oder des Besten beruhte. Während liberale 
Grundrechte früh verankert wurden, bleibt die kollektive Teilhabe des Volkes an politischen 
Entscheidungsprozessen in Form von lottokratischen und direktdemokratischen Instrumenten 
bis heute strukturell unterrepräsentiert und idealen Demokratiekonzepten verhaftet.

Da Dahl den Begriff der Demokratie für ideale Gemeinwesen reserviert, die die von ihm 
aufgezählten genannten Partizipationsgrundrechte erfüllen, verwendet er den Begriff der 
Polyarchie für jene realen repräsentativ-liberalen politischen Systeme, die zwar normativ 
ungenügende, aber annähernd demokratische und verbesserungsfähige politische Systeme 
sind.  Polyarchien bilden einige grundlegende Institutionen ab, die in der Realität 
demokratischer Systeme aufgefunden werden können, ohne dass diese Institutionen als 
unabänderlich und als Teil eines vollkommenen Ideals aufgefasst werden können. 

Dahl nennt sieben Institutionen, die in einem politischen System mehr oder weniger 
verwirklicht werden müssen, um als Polyarchie gelten zu können:

Die Kontrolle politischer Entscheidungen sollte in den Händen gewählter Amtsträger 
liegen,
die in regelmäßig abgehaltenen, freien und fairen Wahlen  (ab-)gewählt werden können,
wobei nahezu alle Erwachsenen über das aktive und
die meisten Erwachsenen auch über das passive Wahlrecht verfügen sollten.
Darüber hinaus sollten Bürger das effektiv gewährleistete Recht auf Meinungsfreiheit,
auf Zugang zu Informationen, die nicht von der Regierung oder einer bestimmten Gruppe 
monopolisiert werden, sowie 
auf Gründung autonomer Vereinigungen – vor allem von politischen Parteien und 
Interessenorganisationen – haben.  

Das Polyarchie-Modell umfasst also eine Auflistung an politischen Grundfreiheiten, die vom 
aktiven und passiven Wahlrecht über die Meinungs-, Informations- und Assoziationsfreiheit 
reichen. Zur Klassifizierung als Polyarchie genügt es nicht, wenn diese Rechte nur 
verfassungsmäßig in Geltung stehen, nicht aber auch effektiv garantiert sind. Dies ist Ausdruck 
der Erkenntnis, dass zahlreiche Verfassungen Grundrechte und Wahlrechte enthalten, die 
jedoch in der Realität keine Entsprechung finden. Eine bloß formale Verankerung von Rechten 
genügt also nicht für die Klassifikation als Polyarchie – entscheidend ist ihre effektive 
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Durchsetzung, da zwischen normativer Verfassungsrealität und politischer Praxis erhebliche 
Diskrepanzen bestehen können.

Polyarchie und elektorale Demokratie

Eine nähere Betrachtung der sieben Polyarchiekomponenten zeigt, dass die Einstufung als 
Polyarchie wesentlich mehr verlangt als die bloße Durchführung freier Wahlen. Anders als 
Joseph Schumpeter, der Demokratie primär als Verfahren zur Auswahl politischer Eliten 
begreift , plädiert Dahl für eine Ausweitung demokratischer Partizipationsmöglichkeiten, die 
über den Wahlakt hinausgehen und eine aktive Mitgestaltung des politischen Prozesses durch 
die Bürgerinnen und Bürger ermöglichen. Unter dem Schlüsselbegriff Partizipation versteht er 
daher nicht nur ein relativ inklusives aktives und passives Wahlrecht, sondern auch effektiv zu 
gewährleistende Rechte der politischen Beteiligung an der Erörterung öffentlicher 
Angelegenheiten.  Politische Freiheitsrechte, wie die Meinungs- und Informationsfreiheit, 
sollen alle Bürger eines Gemeinwesens dazu ermächtigen, politische Präferenzen zu 
formulieren, die in den öffentlichen Diskurs und in politische Entscheidungen miteinfließen.  
Untrennbar damit verknüpft ist die Tolerierung eines politischen Wettbewerbs zwischen der 
politischen Elite und einer freien Opposition. Dieser Wettbewerb soll auch abseits von Wahlen 
stattfinden und der Opposition effektive Kontrollrechte, Möglichkeiten zur Äußerung von Kritik 
an der Regierung  sowie realistische Chancen auf einen Regierungswechsel einräumen. 

Um den politischen Wettbewerb zwischen den Parteien zu ermöglichen und allen Bürger 
Partizipationsmöglichkeiten einzuräumen, verankert Dahl in seinem Kriterienkatalog für eine 
Polyarchie neben dem Erfordernis regelmäßig abzuhaltender inklusiver, freier und fairer 
Wahlen auch ausgewählte liberale Grundrechte wie die Assoziations- und Meinungsfreiheit als 
konstitutive Elemente einer Polyarchie. Die Aufnahme dieser Freiheitsrechte in den 
Polyarchiebegriff erweitert das minimalistische, auf Wahlen ausgerichtete Demokratiemodell 
Schumpeters mit dem Ziel, die Partizipationsmöglichkeiten von Bürgern, Vereinen und 
Parteien zu stärken. Ihrer Natur nach dienen die politischen Freiheitsrechte dazu, die 
Formulierung von politischen Präferenzen und ein Mehr an Mitbestimmung im 
demokratischen Prozess zu gewährleisten.  Ihre Verletzung oder auch nur mangelnde 
Effektuierung ist aus Dahls Sicht zugleich als Verletzung demokratischer Prinzipien zu werten.  
Der Zielrichtung von Rechten wie der Meinungsfreiheit, die als Mittel zur praktischen 
Verwirklichung der Volkssouveränität im Polyarchiekonzept existieren, stünde es daher 
entgegen, wenn diese als der Volkssouveränität vorgelagerte Rechte charakterisiert werden 
würden, die selbstzweckhaft gegen den demokratischen Prozess in Stellung gebracht werden 
könnten. Das Wesen der politischen Rechte im System Dahls wird nur verständlich, wenn sie 
als unselbständige, der Volkssouveränität untergeordnete Rechte erkannt werden, deren 
gesamter Bedeutungsinhalt in der Erweiterung der politischen Mitbestimmung besteht.

173. >If a majority were to deprive a minority, or even itself, of any of its 
primary political rights, then in the very act of doing so it would violate the democratic process<; aaO 171.
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Gegen die Inkludierung liberaler Freiheitsrechte in den Polyarchiebegriff richten sich vor 
allem Seymour M. Lipset und Jason M. Lakin in ihrem Buch >The Democratic Century< (2004). 
Die beiden Autoren befürworten darin eine modifizierte Variante von Schumpeters minimaler 
Demokratiedefinition, die auf dem Kriterium inklusiver, freier und fairer Wahlen beruht und 
als >elektorales Demokratiemodell< bezeichnet werden kann. Die politische Freiheit der 
Bürger wird hier auf die Möglichkeit reduziert, die politische Führung in wettbewerbsfähigen 
und inklusiven Wahlen zu bestimmen.  Über das Wahlrecht hinausgehende Freiheitsrechte 
sind ihnen zufolge hingegen aus dem Demokratiebegriff auszuscheiden. Die Herausnahme der 
Grundrechte begründen Lipset und Lakin damit, dass zwischen der Demokratie als 
Regierungsform und dem Liberalismus als Rechts- und Freiheitsprinzip zu unterscheiden sei. 
Die Demokratie biete als Herrschaft des Volkes gerade keine Garantie individueller Freiheiten, 
sondern könne auch repressiv sein. Die Inkludierung von individuellen Rechten in den 
Demokratiebegriff übergehe die Möglichkeit, dass liberale Rechte durchaus in einen 
Widerspruch zur kollektiven Entscheidungsfindung des Volkes treten können. Es sei daher 
methodisch falsch, Demokratie mit liberalen Grundrechten gleichzusetzen bzw. diese von 
vornherein in den Begriff mitaufzunehmen. Für Lipset und Lakin ist es analytisch hilfreich, 
>Demokratie< im engeren Sinne auf elektorale Aspekte zu beschränken. Diese Trennung 
erlaube es auch politische Systeme präziser zu beschreiben. Neben illiberalen Demokratien 
könne es auch liberale Autokratien geben.

Sind diese Einwände berechtigt? Soll es für die Einstufung eines politischen Systems als 
Polyarchie ausreichen, wenn in regelmäßigen Abständen freie, faire und inklusive Wahlen 
stattfinden – oder bedarf es hierzu auch der Realisierung bestimmter Grundrechte wie der 
Meinungs- und Pressefreiheit?

Lipset und Lakin ist zunächst mit Dahl zuzustimmen, wenn sie den politischen Wettbewerb 
an der Wahlurne und damit die friedliche Ernennung der politischen Führung im Rahmen eines 
geregelten Verfahrens als conditio sine qua non real existenter (nicht idealer) Demokratien 
ansehen.  Nur in Polyarchien können Regierungen von sich behaupten, von denjenigen, über 
die sie regieren, zur Herrschaftsausübung autorisiert worden zu sein. Von Wahlen im 
demokratischen Sinne kann nur gesprochen werden, wenn sie unter freien und fairen 
Bedingungen stattfinden. Die Freiheit der Wahl setzt voraus, dass alle Bürgerinnen und Bürger 
ohne staatliche Willkür kandidieren können, dass sie ihr Wahlrecht ohne Einschüchterung oder 
Repression ausüben dürfen und dass die Stimmen korrekt und transparent ausgezählt 
werden.  Unter den Bedingungen einer friedlichen Machtübergabe tragen freie Wahlen zur 
Bewahrung des Friedens zwischen den konkurrierenden politischen Kräften eines Landes bei: 
Muss die Opposition in Autokratien darauf hoffen, dass die politische Führung gewaltsam 
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stürzt oder implodiert, so kann in einer Polyarchie schon die Aussicht auf die Möglichkeit eines 
geordneten Regierungswechsels nach Wahlen gegnerische Fraktionen dazu bewegen, sich an 
die Spielregeln der Demokratie zu halten und auf die Anwendung von Gewalt zu verzichten . 
Es ist diese durch die Ungewissheit des Wahlergebnisses hervorgerufene institutionalisierte 
Unsicherheit  von Polyarchien, die als zentrales Unterscheidungskriterium zu allen 
nichtdemokratischen Regimen dient.  

Die Ausdehnung des Polyarchiebegriffs von freien auf inklusive und faire Wahlen ist historisch 
nicht minder bedeutsam geblieben und auch heute noch von besonderer Relevanz. Die 
politischen Systeme Serbiens oder der Türkei veranschaulichen, dass Mehrparteienwahlen 
auch ohne einen fairen politischen Wettbewerb  abgehalten werden können, weshalb diese 
beiden Länder aktuell nicht als Polyarchien, sondern als >kompetitive (Wahl-)Autokratien<  
einzustufen sind.

Die Fokussierung auf Wahlen ist jedoch vielfach in der Literatur als reduktionistisch kritisiert 
worden.  Schmitter und Karl wiesen bereits 1991 auf den Irrglauben hin, wonach die bloße 
Abhaltung von Wahlen das politische Geschehen in friedliche Bahnen lenken und den 
Wahlsiegern Legitimität verleihen wird. Zugleich machten sie auf die vielfältigen Kanäle 
aufmerksam, die Bürgern in modernen Demokratien offenstehen, um auch zwischen den 
Wahlen in Interessenverbänden, sozialen Bewegungen oder als Individuen auf politische 
Entscheidungen Einfluss zu nehmen.  Trotz seiner zentralen Bedeutung für die repräsentative 
Demokratie und des ihm innewohnenden plebiszitären Effekts als kollektive Äußerung des 
Volkes  birgt der Wahlakt, der die Bestellung von Repräsentanten im Parlament und 
gelegentlich auch der Regierung bewirkt, den Nachteil in sich, dass er nur relativ selten 
stattfindet und den Bürgern meist nicht mehr ermöglicht, als zwischen den Parteien oder den 
von den Parteien vorausgesuchten Kandidaten zu wählen, die im Parlament zudem dem freien 
Mandat und dem Majoritätsprinzip unterliegen. Abgesehen von der Möglichkeit der Abwahl 
können die Abgeordneten während der Legislaturperiode zumeist weder mittels eines 
Imperativmandats zu einem bestimmten Verhalten angewiesen noch über ein Recall-
Verfahren oder eine sonstige rechtliche Rechenschaftsverpflichtung kontrolliert werden.

Sofern jedoch das Prinzip der Volkssouveränität ein Basisprinzip der Demokratie sein soll, das 
auch in einer realen Demokratie eine gewisse Wirkung in Form von größtmöglicher politischer 
Freiheit und Einflussnahme des Volkes auf die Gesetzwerdung entfalten soll, stellt sich die 
Aufrechterhaltung dieses Grundsatzes bei einer Reduktion des Demokratiebegriffs auf 
regelmäßige Wahlen zum Repräsentativkörper oder der Regierung als nur schwerlich mit ihm 
vereinbar dar. Zur Erhöhung der Responsivität des demokratischen Systems hinsichtlich der 

 Selbst in Ländern wie Japan, wo die Liberaldemokratischen Partei (LDP) alleine oder mit der Komeito-Partei bis auf drei 
Ausnahmen (1993, 2009 und 2024) stets die Parlamentsmehrheit gewann, konnte daher von einer repräsentativen 
Demokratie gesprochen werden, da die zumindest theoretische Möglichkeit der Abwahl existierte.

Milačić

Arslanta_ & Kaiser, The 8Competitive Authoritarian9 Turn in Turkey: Bandwagoning versus Reality, in: Third World 

https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/why-aspiring-autocrats-are-watching-serbia/
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/why-aspiring-autocrats-are-watching-serbia/
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politischen Präferenzen der Bürger  erscheint es daher mit Dahl gerechtfertigt, von einem 
repräsentativen demokratischen System zusätzlich zum Individualrecht des Bürgers, an der 
Bestellung des staatswillensbildenden Organs teilzunehmen oder selbst zu kandidieren, einige 
wenige, effektiv garantierte politische Freiheitsrechte wie die Meinungs-, Informations- und 
Assoziationsfreiheit einzufordern, die die Beteiligung aller an der Erörterung öffentlicher 
Angelegenheiten auch zwischen den Wahlen ermöglichen.

Den von Lipset und Lakin geäußerten Bedenken hinsichtlich eines möglichen Konflikts 
zwischen demokratischen und liberalen Prinzipien ist zu entgegnen, dass politische 
Freiheitsrechte in einer Polyarchie nur spezifische Manifestationen des Demokratieprinzips 
und seiner wichtigsten Ausprägung der Inklusion aller im politischen Wettbewerb darstellen. 
Die Einführung und Ausweitung der Meinungs- und Informationsfreiheit bedeutet unter dieser 
Prämisse in der Regel einen Zuwachs an Demokratie,  da mehr informierte Bürger am 
politischen Wettbewerb teilnehmen und ihre politischen Präferenzen äußern können. 
Politische Systeme, in denen zwar freie Wahlen durchgeführt werden, aber in anderen 
Bereichen demokratischer Partizipation Defizite aufweisen, weil politische Freiheitsrechte nur 
ungenügend realisiert sind, gelten daher in der Regel als defizitär. Solche Systeme können 
zumindest als (>elektorale< oder >minimalistische<) Demokratien klassifiziert werden.

Allerdings sind auch Konstellationen denkbar, in denen die grenzenlose Ausweitung oder der 
gezielte Missbrauch von Grundrechten in ein Spannungsverhältnis zur Demokratie tritt. 
Freiheitsrechte können dort zur Herausforderung werden, wo sie von antidemokratischen 
Akteuren instrumentalisiert werden, um eine plurale Gesellschaft von innen heraus zu 
destabilisieren. Erlaubt etwa die Assoziationsfreiheit die Gründung von Vereinigungen, die den 
gewaltsamen Sturz des demokratischen Systems als Ziel haben, oder die Meinungsfreiheit die 
Verbreitung von Hassrede, die das Leben politischer Konkurrenten gefährdet, so liegen jeweils 
Fälle eines (im Einzelfall schwer abgrenzbaren) destruktiven Einflusses auf die Demokratie vor. 
Zur Abwehr dieser destruktiven Einflüsse erscheint es – unter Rückgriff auf die den 
Grundrechten übergeordnete Prinzipien der Volkssouveränität und des Pluralismus – 

–
–
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gerechtfertigt, eng begrenzte und verhältnismäßige Eingriffe in Grundrechte zu diskutieren, 
um inklusiven, fairen und friedlichen Entscheidungsprozess sicherzustellen. Diese in 
Grenzfällen auftretenden Grundrechtskollisionen reichen jedoch nicht aus, um überzeugend 
darlegen zu können, dass politische Freiheitsrechte wie die Meinungsfreiheit nicht Teil eines 
reale Demokratien abbildenden Polyarchiebegriffs sind.

Polyarchie und liberale Demokratie

Nach der Analyse der Unterschiede zwischen dem Polyarchiemodell und den elektoralen 
bzw. minimalistischen Demokratietheorien richtet sich die Aufmerksamkeit nun auf ein 
weiterführendes Verständnis demokratischer Ordnung, das im Modell der liberalen 
Demokratie seine wirkmächtigste Entsprechung gefunden hat. Die liberale Demokratie ist ein 
normativ anspruchsvolleres Modell, das Demokratie nicht nur als Herrschaft des Volkes, 
sondern als rechtsstaatlich gebundene, grundrechtlich begrenzte Ausübung kollektiver 
Selbstbestimmung versteht. Zu den prägnantesten Merkmalen der liberalen Demokratie zählt 
daher insbesondere der Schutz der individuellen Freiheit innerhalb einer rechtsstaatlichen 
Ordnung. Die Grundrechte werden hier als Abwehrrechte konzipiert, um jedem Individuum 
eine unantastbare Freiheitssphäre zu gewähren, in die der Staat nicht eingreifen können soll. 
Grundrechte wie das Recht auf Leben, Freiheit und Eigentum, auf freie Meinungsäußerung, 
eine freie Presse, Religions- und Versammlungsfreiheit und andere Grundrechte können nicht 
zur Abstimmung gestellt werden. Ihr Bestand hängt nicht vom Ausgang von Wahlen ab.  In 
der liberalen Demokratie wird davon ausgegangen, dass nicht nur autoritäre Regime, sondern 
auch demokratische Mehrheiten die Freiheitsrechte Einzelner oder von Minderheiten 
bedrohen können. Die Vorstellung einer unantastbaren Freiheitssphäre jedes Einzelnen in der 
liberalen Demokratie ist eine bewusste Begrenzung der Mehrheitsmacht des Parlaments oder 
des Volks. Die liberale Demokratie zielt darauf ab, die Gefahr einer >Tyrannei der Mehrheit< zu 
verhindern, indem sie institutionelle Schutzmechanismen gegen die Verletzung 
fundamentaler Rechte von Individuen und Minderheiten etabliert. Selbst demokratisch 
legitimierte Mehrheiten unterliegen verfassungsrechtlichen Grenzen. Mehrheitsbeschlüsse, 
die elementare Grundrechte verletzen, können als verfassungswidrig etwa von Gerichten 
zurückgewiesen werden. Daher verfügen liberale Demokratien über umfassende 
Grundrechtskataloge, die in erschwert abänderbaren Verfassungen verankert sind und über 
deren Einhaltung Verfassungsgerichte wachen. Schließlich gibt es in liberalen Demokratien 
auch materiell-rechtsstaatliche Garantien, die die Gleichheit aller vor dem Gesetz, die Bindung 
der Staatsgewalten an das Gesetz und eine unabhängige Gerichtsbarkeit als Kontrollinstanz 
gegenüber Parlament und Regierung sowie ein Rückwirkungsverbot von Gesetzen etablieren.

Im Gegensatz zum liberalen Demokratiemodell enthält Dahls Polyarchie keinen Fokus auf die 
Verfassung als mehrheitsbeschränkende Institution und den Rechtsstaat als Garant für ein 
berechenbares und willkürfreies Staatshandeln. Woran liegt dies?

Dahl ist sich des Umstands wohl bewusst, dass sich die Demokratie mit den ihr ureigensten 
Methoden der Willensbildung legal selbst aufheben kann. Der Demokratie ist die Gefahr einer 

https://constitutioncenter.org/the-constitution/supreme-court-case-library/west-virginia-board-of-education-v-barnette
https://constitutioncenter.org/the-constitution/supreme-court-case-library/west-virginia-board-of-education-v-barnette
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Tyrannei der Mehrheit stets inhärent. Dies ist das paradoxe Vorrecht der Demokratie 
gegenüber der Autokratie.  In seinem Hauptwerk >Democracy and its Critics< diskutiert Dahl 
anhand eines Dialogs zwischen einem Vertreter seiner Demokratiekonzeption und einem 
liberalen Kritiker die Möglichkeit einer tyrannisch herrschenden Mehrheit und mögliche 
Vorkehrungen dagegen. Dieser Dialog ist es wert, hier auszugsweise angeführt zu werden, weil 
er auch in die Frage der Verteidigung der Demokratie einführt, die später noch zu diskutieren 
sein wird:

>Critic: Are you trying to say that a majority tyranny is simply an illusion? If so, that is going to be small comfort 
to a minority whose fundamental rights are trampled on by an abusive majority. I think you need to consider 
seriously two possibilities: first, that a majority will infringe on the rights of a minority, and second, that a majority 
may oppose democracy itself.

Advocate: (&) Of course a majority might have the power or strength to deprive a minority of its political rights. 
In practice, though, I would guess that a powerful minority strips a majority of its political rights much more often 
than the other way round. But that's an empirical question, and it's not the issue we're discussing. The question 
is whether a majority may rightly use its primary political rights to deprive a minority of its primary political rights. 
The answer is clearly no. To put it another way, logically it can't be true that the members of an association ought 
to govern themselves by the democratic process, and at the same time a majority of the association may properly 
strip a minority of its primary political rights. For, by doing so, the majority would deny the minority the rights 
necessary to the democratic process. In effect therefore the majority would affirm that the association ought not 
to govern itself by the democratic process. They can't have it both ways.

Critic: (&) In your theory of rights, what's to prevent people from deciding that they simply don't want to be 
governed by democratic processes? (&) Either a people does not have the right to use the democratic process to 
destroy democracy, in which case it is unable to govern itself democratically, or it does have the right, in which 
case it may democratically choose to be governed by a dictator. In either case, the democratic process is bound 
to lose. Without some limits, both moral and constitutional, the democratic process becomes selfcontradictory, 
doesn't it?

Advocate: (&) Of course democracy has limits. But my point is that these are built into the very nature of the 
process itself. If you exceed those limits, then you necessarily violate the democratic process. Empirically, it's 
obviously true that people might choose to employ the democratic process to destroy that process. After all, if 
the democratic process exists it can hardly be an insuperable barrier to a majority doing so. (&) If it's desirable 
that a people should govern itself democratically, then it cannot be desirable that it should be governed 
undemocratically. If people believe that democracy is desirable and justified, logically they can't simultaneously 
believe that it is undesirable and thereby justify the destruction of the democratic process. Nothing in human 
experience tells us that democracy can't break down. But people committed to the democratic process would be 
bound, logically, to uphold the rights necessary to the democratic process. If they knowingly infringe on these 
rights they thereby declare that they want to reject the democratic process. (&) In practice, though, the 
democratic process isn't likely to be preserved for very long unless the people of a country preponderantly believe 
that it's desirable and unless their belief comes to be embedded in their habits, practices, and culture. (&) In a 
stable democracy a commitment to the protection of all the primary political rights would become an essential 
element of the political culture, particularly as that culture was borne, interpreted, and transmitted by persons 
bearing a special responsibility for the interpretation and enforcement of rights—as jurists do, for example. 
Unless the democratic process and the primary political rights necessary to it were supported in this way by the 
political culture of a people, it's unlikely that the democratic process would persist.<

In der Frage des Umgangs mit Mehrheiten, die den demokratischen Prozess gegen ihn selbst 
wenden und Grundrechte verletzen, zieht sich Dahl also auf die Position zurück, dass eine 
Polyarchie eine politische Kultur voraussetzt, die jeden politischen Akteur in einer Demokratie 
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allenfalls moralisch dazu verpflichtet, politische Freiheitsrechte und die Demokratie zu 
verteidigen. Nur wenn die politischen Akteure einer Polyarchie eine Eigenmotivation zur 
Befolgung demokratischer Spielregeln entwickeln, indem sie demokratische Werte wie den 
Schutz der Freiheitsrechte in ihre politische Kultur inkorporieren, ist die Demokratie 
überlebensfähig. 

Die Einrichtung von Institutionen zum Schutz der Demokratie sieht Dahl deshalb skeptisch, 
weil sie das Grundproblem nicht beseitigen, dass eine Polyarchie langfristig nur dann 
überlebensfähig ist, wenn sich die jeweils regierenden Mehrheiten an die Beachtung der 
demokratischen Spielregeln gebunden fühlen und Schritte zur Unterminierung der Polyarchie 
unterlassen.

Ursächlich für diese Position ist Dahls Vertrauen auf die selbstregulierenden Kräfte des 
demokratischen Prozesses. Dahls Hoffnung besteht darin, dass die Bürger einer Polyarchie 
durch ihre Teilnahme an der Verhandlung politischer Probleme sukzessive an Reife und 
Verantwortungsbewusstsein für das Gemeinwesen gewinnen. Den Bürgern einer Polyarchie 
soll daher zugestanden werden, möglichst viele und möglichst weitreichende politische 
Entscheidungen zu treffen. Bei Dahl überwiegt nicht die Sorge davor, dass die Bürger bei ihren 
Entscheidungen Fehler machen können, sondern der Glaube daran, dass sie daraus lernen und 
dadurch ein kollektives Verantwortungsgefühl für das Gemeinsame entsteht. Es ist dieses 
Verantwortungsgefühl, das ihm zufolge den dringend benötigten Bestandsschutz für 
Polyarchien erzeugt und den selbst rechtsstaatliche Institutionen nicht ersetzen können. 

Auch wenn es ein Wagnis darstellt, dem Volk durch umfassende Diskussions- und 
Entscheidungsrechte die Möglichkeit einzuräumen, durch selbständiges politisches Handeln 
zu lernen, tragfähige politische Entscheidungen zu treffen, ist dies für Dahl der einzige Weg, 
eine erfolgreiche Verteidigung der Demokratie gegen ihre Feinde zu erwirken, da die Bürger 
selbst die Verantwortung für ihr Gemeinwesen übernehmen. Die Schaffung von Institutionen 
wie der Verfassungsgerichtsbarkeit, die den Bürgern die Diskussion und Entscheidung über 
schwierige politische Fragen abnimmt, wird von ihm daher zurückhaltend bis ablehnend 
beurteilt, weil sie nicht nur den demokratischen Prozess, sondern auch die gesellschaftlichen 
Abwehrkräfte einer Demokratie hemmt.

Die Annahme, dass die menschliche Natur einen Hang zur Usurpation der eigenen Macht 
aufweist, der sich auf unzählige Art und Weise manifestieren kann , wird von Dahl nicht 
bestritten. Sie veranlasst ihn jedoch nicht dazu, eine vor allem von liberaler Seite geforderte, 
institutionelle und verfassungsstaatliche Einhegung des demokratischen Prozesses zu fordern, 
weil dies die Partizipation des Volkes reduzieren und damit auch dem im demokratischen 
Prozess selbst eingebauten Schutzmechanismus zuwiderlaufen würde.

steht die Einrichtung einer >wehrhaften Demokratie<, die durch Institutionen beschützt wird, außer 
Frage. >Eine Demokratie, die sich gegen den Willen der Mehrheit zu behaupten, gar mit Gewalt zu behaupten versucht, hat 
aufgehört, eine Demokratie zu sein<;

>weiche< Kriterien, wie 

407. >Western institutional theorists have concernced 

promote<; aaO 2.
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Die Polyarchie im Spannungsfeld von Rechtsstaatlichkeit und Konstitutionalismus

Angesichts dieser Positionierung Dahls, die auf eine möglichste Reduktion institutioneller 
Kontrollmechanismen und den Ausbau demokratischer Mitbestimmungsmöglichkeiten 
abzielt, bleibt jedoch offen, welche Bedeutung den mit der Entwicklung der modernen 
Demokratie eng verbundenen Organisationsprinzipien des Konstitutionalismus, der 
Gewaltenteilung sowie des Rechtsstaats im Polyarchiemodell zukommen soll, die in jeweils 
unterschiedlicher Ausprägung auf das Verzögern und Erschweren der Durchsetzung des 
Mehrheitswillens abzielen, um der Gefahr einer Tyrannei der Mehrheit zuvorzukommen. 
Deshalb bleibt auch die Frage der Vereinbarkeit einer konstitutionellen Verankerung 
politischer Freiheitsrechte und ihre gerichtliche Durchsetzbarkeit in Dahls Werk ebenso 
ungeklärt wie das Erfordernis der Einrichtung getrennter Staatsgewalten.

Mit Kelsen gibt es jedoch einen weiteren Vertreter der pluralistischen Demokratietheorie 
gibt, der ebenso wie Dahl die völlige Selbstverfügbarkeit der Gesellschaft in der Demokratie 
fordert und dennoch in seiner Spätlehre die verfassungsmäßigen Garantien der Grund- und 
Freiheitsrechte sowohl für das Individuum als auch für die Minderheiten ausdrücklich in den 
Demokratiebegriff mitaufnimmt.  Zur effektiven Gewährleistung der Grundrechte und der 
Selbstbeschränkung der Demokratie bedarf es Kelsen zufolge der Legalitätsbindung der 
Verwaltung sowie der Einrichtung rechtsstaatlicher Kontrollinstanzen wie einer unabhängigen 
Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit.  Letzterer soll die Kompetenz zukommen, die 
Wahrung der Grundrechte im Gesetzgebungsverfahren im Interesse der Minderheit 
wahrzunehmen und damit Mehrheitsbeschlüsse des Parlaments auf ihre inhaltliche 
Übereinstimmung mit der Verfassung überprüfen können.

kratie so beschaffen sein muss, dass >die Minderheit, weil nicht absolut im Unrecht, nicht 

>Die für die Demokratie so charakteristische Herrschaft der Majorität unterscheidet sich von jeder anderen Herrschaft 
– –

und Freiheitsrechten, im Prinzipe der Proportionalität schützt< (

zip: >Modern democracy cannot be separated from political liberalism. 

nst arbitrary rule by majorities. [&] Hence freedom of 
religion, freedom of opinion and press, belong to the essence of democracy<; 

=Hat man erkannt, dass die Idee der Legalität, trotzdem sie zu einer Einschränkung der Demokratie führt, dennoch zu 

die letzteren auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin. Diese Kontrolle ist die Aufgabe der Verfassungsgerichtsbarkeit. (&) Die Mi-
norität muss (&) die Möglichkeit haben, sei es

sung der Demokratie<; 
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absolut rechtlos, jederzeit selbst zur Mehrheit<

–
–

Dahl weist jedoch darauf hin, dass es auch Rechte und Güter gibt, die zwar nicht unmittelbar 
mit dem demokratischen Prozess zu tun haben, aber dennoch für sein ordnungsgemäßes 
Funktionieren unerlässlich sind. Hierzu zählt er jene faktisch zu gewährenden Güter und 
Rechte, die die gleiche Inanspruchnahme der politischen Freiheitsrechte ermöglichen, indem 
sie die erforderliche materielle und immaterielle Basis zur Ausübung der Beteiligungsrechte 
gewährleisten. Unausgesprochen findet damit die Forderung nach einem inklusiv ausgebauten 

–
–
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Bildungs-, Sozial- und Rechtssystem Einzug in das Polyarchiekonzept.  Mit dem Folterverbot, 
dem Recht auf ein faires Gerichtsverfahren und dem Grundrecht auf persönliche Freiheit, das 
Oppositionelle und Journalisten vor willkürlichen Verhaftungen und Verletzungen ihrer 
körperlichen Integrität schützt, sind zudem drei Rechte exemplarisch anzuführen, die für die 
effektive Gewährleistung der politischen Freiheitsrechte unabdingbar sind, da ohne sie eine 
sinnvolle Ausübung ihrer politischen Freiheitsrechte nicht möglich wäre. Die Gewährleistung 
dieser Rechte ist mittelbar Teil der Polyarchiekonzeption Dahls. Schließlich ordnet Dahl auch 
Rechte und Güter einer Polyarchie zu, die allgemein die Gleichheit der Bürger sicherstellen. Zu 
diesen >Rechten dritter Ordnung< wären vor allem Rechte zu zählen, die im Sinne des 
Gleichheitssatzes ein diskriminierungsfreies Zusammenleben der Bürger untereinander 
gewährleisten. Den Abbau aller drei Kategorien an Gütern und Rechten bezeichnet Dahl als 
>Verletzung< oder >Ausfall< demokratischer Prinzipien.

=(...) ideally citizens would engage in political life as political equals. As I said earlier, for citizens to be political e

Americans in the 1830s (...). I mean property, wealth, income, education, social status, information and the like=; 

– –

> <
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voraus, dass es sich hierbei um eine >rigide< Verfassung 

der >Verfassungs-
revolution< 

– –

rung den in der Unabhängigkeitserklärung grundgelegten >überkonstitutionellen< Prinzipien widersprechen und daher als 
>verfassungswidrig< aufgehoben werden kann; vgl 

22.3.25): >The major novelty of the current judgment lies in its assertion that the Court can, and indeed must, strike down a
hority.<

>(&) 

here as <constitutional courts=).

than countries without such courts<; , Courts9 Limited Ability to Protect Constitutional Rights, The Univer-

https://verfassungsblog.de/did-the-israeli-supreme-court-kill-the-constitutional-coup/
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zu missachten (> <). Dem kanadischen Verfassungsgericht ist es daher verboten, ein solches Gesetz 

>Klaren politischen Mehrheiten ist nicht einsichtig zu machen, warum sie ihr Programm, für das sie erfolgreich geworben 

onieren, sich dem entgegenstellt. [&] jeder Zugewinn richterlicher Autorität etwa über parlamentarische Auto-
und Repräsentationskette<; 

In den vergangenen Jahren hat sich dies jedoch geändert: >Scandina-

claim that the courts are engaging in judicial activism<; 
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>Geist< und der Systematik der Grundrechte abgeleitete materielle Wertordnung ist

ralisch angereichertes >höheres< Recht erweitert, wird das >einfache< Gesetzesrecht der de-

, die die drei Staatsgewalten als >Richtlinien und Impulse< binden.
dann in die Rolle einer >moralischen Instanz<, die mit Ver-

>There shall be no violation of rights under 

greater than is required.< 

ter: >Die meisten Printmedien haben nicht einmal über das Gesetzgebungsverfahren berichtet, und das Fernsehen 
völlig ignoriert<

>Hard cases arise, for any judge, when his threshold test does not discriminate between two or more intepretations of 
some statue or line of cases. Then he must choose between eligible interpretations (&) His own moral and political conviction

ectly engaged. (&) his decision will
convictions about how these ideals should be compromised when they compete. (&) Different judges will disagree about 

is<; , Law9s Empire (1986)

: >(&) es ist daher die Möglichkeit keineswegs ausgeschlossen, daß

der Begründung kassiert, daß es ungerecht sei, denn >Gerechtigkeit< sei ein verfassungsmäßiger Grundsatz und daher vom 

deutigen Wortes wie jenes der >Gerechtigkeit< oder eines ähnlichen, jedes vom Parlament beschlossene Gesetz von dem 



Demokratische Resilienz im Angesicht weltweiter Autokratisierung

vertreten wurde: >In despotischen Staaten existiert kein Gesetz: Der Richter ist 
sich selbst die Richtschnur. (&) Bei der republikanischen Regierung gehört es zur Natur der 
Staatsform, dass die Richter dem Wortlaut des Gesetzes folgen.<

wie möglich bestimmen<; 
unterscheiden zwischen demokratiefördernden und demokratiehemmenden >gegenmajoritären< Insti-

den Schutz >grundlegender Rechte< und des demokratischen Prozesses : >[A] 

— —

century. Today, Brazil9s Supreme Court frequently strikes down or modifies laws that in most democracies 
(&)<; 

tordnungslehre erkennt er <wiederholte Belehrungen des Gesetzgebers über die Prinzipien aktiver Sozialgestaltung, 
=; 
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–
–

– –

–
–

>Was gegen den Rechtspositivismus als Vorwurf der Formalisierung des Rechtsstaates in Erscheinung tritt, ist in Wirk-
lichkeit dessen beginnende Demokratisierung<; 

, dessen auf der englischen Verfassungspraxis beruhende =thin conception of Rule of Law=

zip (<
exercise by persons in authority of wide, arbitrary, or discretionary powers of constraint") und die Rechtsgleichheit (=the 

subjection of all classes to one law administered by the ordinary Courts=) finden sich auch bei 

>To achieve a consolidated democracy, the necessary degree of autonomy of civil and political society must be embed-
–

– must be held accountable to, and become habituated to, the rule of law<; 
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>Hüter der Verfassung< zur Verfas-

würde auf diese Weise eine Konzeption des >ler-
nenden Souveräns<

>Obwohl es in einem verfassten Staat (&) nur eine höchste Gewalt geben kann nämlich die Legislative, der alle übrigen 

oder zu ändern, wenn es der Ansicht ist, dass die Legislative dem in sie gesetzten Vertrauen zuwiderhandelt. (&) Und so behäl
ine höchste Gewalt, um sich vor (&) dem Gesetzgeber zu sichern, wenn dieser so töricht oder 

schlecht sein sollte, Pläne gegen die Freiheiten und Eigentumsrechte der Untertanen zu schmieden und zu verfolgen<; 
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Die vorliegende Demokratiekonzeption, die hier als >erweiterte Polyarchie< bezeichnet 
werden kann, zielt darauf ab, so minimalistisch wie möglich zu sein, ohne die Demokratie nur 
mit Wahlen gleichzusetzen. Sie besteht aus drei getrennten, aber funktionell miteinander 
verflochtenen Elementen: Das Wahlsystem zielt auf die regelmäßige Auswahl der Amtsträger 
in den höchsten Legislativ- und Exekutivfunktionen ab. Wahlen haben unter freien und fairen 
Bedingungen stattzufinden: Neben der Gewährleistung des gleichen und allgemeinen 
Wahlrechts inkludiert dies die Abwesenheit von Repressionen bei der Stimmabgabe sowie die 
Einräumung einer reellen Teilnahmechance für alle potenziellen Kandidaten. Der Opposition 
darf nicht vornherein der Weg zu einem Machtwechsel versperrt werden, indem sie durch 
willkürliche Zugangshürden von einer Kandidatur abgehalten wird. Der Einsatz betrügerischer 
Methoden bei der Stimmauszählung widerspricht ebenfalls einer freien Wahl. Die Kriterium 
der Fairness der Wahl bezieht sich auf eine annähernd gleiche Verteilung an Ressourcen im 
Wahlkampf oder auch eine unvoreingenommen ausgeübte Wahlgerichtsbarkeit. Der 
Missbrauch staatlicher Einrichtungen für Wahlkampfzwecke, ein ungleicher Zugang zu 
öffentlich kontrollierten Medien oder eine parteiische Behandlung von Wahlbeschwerden 
stehen daher einer fairen Wahl entgegen.  

Die zweite Säule der erweiterten Polyarchie umfasst verfassungsmäßig garantierte politische 
Rechte wie die freie Meinungsäußerung sowie die Informations- und Assoziationsfreiheit, die 
aufgrund ihrer engen Verknüpfung mit der Fairness einer Wahl eigentlich implizit bereits in der 
ersten Säule mitenthalten sind. Die Aufnahme der genannten politischen Freiheitsrechte sind 
Ausdruck der Erkenntnis, dass der Pluralismus und freie politische Wettbewerb in der 
Gesellschaft unabdingbar für eine Demokratie sind. Da es sich um eine Demokratiekonzeption 
handelt, die primär auf den politischen Wettbewerb fokussiert, sind weitere Grundrechte wie 
das Eigentumsrecht oder die Religionsfreiheit nicht Teil dieser Säule. Wie das Folterverbot oder 
das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren erlangen sie jedoch als Rechte und Güter zweiter 
und dritter Ordnung mittelbar Bedeutung für eine Demokratie.
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Schließlich und als Drittes achtet der hier verwendete Demokratiebegriff auf ein Mindestmaß 
an (formeller) Rechtsstaatlichkeit. In Anlehnung an Kelsen wurde die Rechtsstaatlichkeit als 
Trias definiert, die sich aus dem Legalitätsprinzip, der Rechtsgleichheit und unabhängiger 
Gerichtsbarkeit zusammensetzt. Durch die Inkludierung des Rechtsstaatsbegriffs und einen 
Konstitutionalismus wird das vorliegende Demokratiekonzept als erweiterte Polyarchie 
benannt, da sich beide Elemente in der Polyarchie Dahls nicht auffinden lassen.

Über die Inkludierung eines weitergehenden materiellen Rechtsstaatsbegriffs, eines 
>rigiden< Konstitutionalismus, der die Änderung der Verfassung an erhöhte Quoren knüpft, 
einer Verfassungsgerichtsbarkeit sowie weitergehender Grundrechte bestehen bedeutende 
Meinungsverschiedenheiten in der Demokratietheorie  sowie der Praxis demokratischer 
Systeme. Da die erweiterte Polyarchie nicht mehr tut, als aus den gemeinsamen Institutionen 
zeitgenössischer Demokratien eine pluralistische Minimalvariante abzuleiten, das keinem 
bestimmten mehr oder weniger liberalen Modell den Vorzug gibt, werden diese drei Kriterien 
nicht in die vorliegende Demokratiekonzeption mitaufgenommen. Zudem ist im Hinblick auf 
das übergeordnete Prinzip der Volkssouveränität, das darauf abzielt, dem Volk einen möglichst 
weiten Spielraum bei der Regelung seiner Angelegenheiten einzuräumen, ohne bestimmte 
unantastbare Rechte zu verletzen, davon abzusehen, den Demokratiebegriff zu sehr mit 
institutionellen Anforderungen zu überfrachten, die über die Anforderungen an die 
Aufrechterhaltung eines >demokratischen Regelbetriebs< hinausgehen. Hinzu kommt, dass es 
demokratische Systeme wie das Vereinigte Königreich gibt, die keine rigide Verfassung und 
Verfassungsgerichtsbarkeit kennen und dennoch über ein hohes Grundrechtsniveau verfügen.

Jede der drei Säulen erweiterten Polyarchie ist notwendig, um ein Mindestmaß an 
Responsivität des demokratischen Systems hinsichtlich der politischen Präferenzen der Bürger 
zu gewährleisten. Es genügt daher nicht, dass freie und faire Wahlen oder Rede- und 
Informationsrechte in der Verfassung stehen. Sie müssen auch in der Realität ein gewisses Maß 
an Effektivität aufweisen. Ohne die tatsächliche Verwirklichung aller drei institutionellen 
Voraussetzungen ist zu erwarten, dass ein demokratisches System über wesentliche Defizite 
verfügt. Ein Defizit in einem der aufgezählten Kriterien hindert ein Regime jedoch nicht daran, 
weiterhin auf demokratische Weise zu funktionieren und überlebensfähig zu sein. Nur eine 
ausgereifte Demokratie erfordert ein einigermaßen hohes Niveau dieser drei Komponenten.

Damit soll nicht behauptet werden, dass es nur diese eine, auf reale politische Systeme 
ausgerichtete Demokratiekonzeption gibt. Wir haben bereits Schumpeters minimalistische 
Demokratiedefinition sowie Lipsets und Lakins Wahldemokratie kennen gelernt. Erstere 
bezieht sich auf Regime, in denen es freie Wahlen und ein Mindestmaß an politischem 
Wettbewerb gibt, zweitere auf solche, die zusätzlich auch inklusive und weitgehend faire 
Wahlen mit gleichen Ausgangsbindungen abhalten. Darüber hinaus kommen stärker liberal 
geprägte Definitionen in Betracht. Ein politisches System, das die Voraussetzungen dieser 

Dem Institut: >Core components thus include legislative and judicial oversight over 

it ensures that decisions are implemented<; 
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Modelle erfüllt, kann – selbst in der minimalistischen Variante nach Schumpeter – als 
Demokratie bezeichnet werden. Die Schwelle zur Wahlautokratie ist erreicht, wenn der 
Opposition trotz freier Wahlen keine realistische Chance eingeräumt wird, die Wahlen zu 
gewinnen. Minimal kompetitive Wahlen sind ein konstitutives Element demokratischer 
Regierungsformen und markieren die Trennlinie zu autokratischen Regimen.

Die Dahl’sche Polyarchie gibt sich mit dem minimalistischen oder elektoralen Verständnis von 
Demokratie nicht zufrieden und nimmt daher zusätzlich Partizipationsgrundrechte in ihren 
Demokratiebegriff auf. 

Die dieser Abhandlung vorliegende Demokratiekonzeption ist eine Erweiterung der 
Polyarchie um einen formellen Rechtsstaat und einen Konstitutionalismus. Ginge man 
ausgehend vom Modell der erweiterten Polyarchie einen Schritt weiter, so käme noch die 
Variante der liberalen Demokratie in Betracht. Wir finden dort nicht nur einen extensiv 
formulierten Grundrechtekatalog, der über die politischen Freiheitsrechte hinausgehende 
Grundrechte aufzählt (wie das Eigentumsrecht oder die Religionsfreiheit), sondern auch eine 
rigide ausgestaltete Verfassung, für deren Änderung erhöhte Mehrheitsquoren erforderlich 
sind, eine Verfassungsgerichtsbarkeit sowie eine Reihe materieller Rechtsstaatserfordernisse, 
wie das Rückwirkungsverbot von Gesetzen.

Wichtigstes Merkmal der liberalen Demokratie ist die Geltung des Primats des Rechts über 
die Politik, sodass der einfachen Parlamentsmehrheit das letzte Wort über die Geltung und 
Auslegung der Verfassung entzogen wird. Das Modell der erweiterten Polyarchie akzeptiert 
zwar die Bindung aller Staatsgewalten an das Recht, erklärt aber dennoch den Vorrang der 
kollektiven Selbstbestimmung des Volkes über das Recht, indem es auch geltendes, aber 
verfassungswidriges Recht zulässt, dessen faktische Geltung jedoch von der Akzeptanz im 
demokratischen Diskurs abhängt. Die Hüterschaft der Verfassung liegt (wie im Vereinigten 
Königreich) in den Händen der Bürgerschaft und der politischen Akteure selbst, um einen 
wachsamen und lernenden Souverän zu etablieren.

Tabelle 1: Demokratiemodelle

Quelle: Eigene Darstellung
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Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass das vorgelegte Demokratiemodell einer erweiterten 
Polyarchie keineswegs darauf ausgelegt ist, bestimmte Institutionen der westlichen 
Demokratie zu idealisieren und andere Demokratieverständnisse auszuschließen. Der zu 
Beginn des Kapitels ausgearbeitete ideale Demokratiebegriff Dahls lässt stets die Möglichkeit 
einer auch radikalen Neugestaltung von existierenden institutionellen Arrangements der 
repräsentativen Demokratie zu , um die partizipative und deliberative Komponente der 
Demokratie zu stärken. Die Einrichtung einer gelosten zweiten Parlamentskammer mit 
eigenem Initiativrecht wäre daher ebenso wenig als demokratische Regression einzustufen  
wie die (Rück-)Übertragung von Entscheidungskompetenzen von Verfassungsgerichten auf 
andere Institutionen wie Bürgerräte oder das Parlament. Dem Prinzip der Volkssouveränität 
folgend hat das Modell der erweiterten Polyarchie die völlige Selbstverfügbarkeit der 
Gesellschaft im Rahmen eines möglichst inklusiven, pluralen und partizipativen politischen 
Prozesses zum Ziel.   Dies setzt voraus, dass das Volk über einen möglichst breiten Spielraum 
zur Gestaltung der das Zusammenleben regelnden Rechtsnormen verfügt, der nur dort auf 
Grenzen stößt, wo der Grundwert der Demokratie, nämlich die kollektive Selbstbestimmung 
in Freiheit und Gleichheit selbst in Frage gestellt wird.

Bislang fokussierte die Untersuchung nur auf das demokratische Spektrum der politischen 
Systeme. Um die Gefahr, die von Autokratisierungsprozessen ausgeht, nachvollziehen zu 
können, ist es jedoch notwendig, ein genaueres Verständnis über das Wesen autokratischer 
Regime zu entwickeln.

In den Politikwissenschaften bilden Autokratien seit Juan Linz8 Begriffsbildung im Jahr 1964  
gemeinsam mit demokratischen und totalitären Regimen einen der drei klassischen Typen 
politischer Herrschaft. Von Demokratien heben sich autokratische Regime nach Linz vor allem 
durch einen eng begrenzten Pluralismus ab. In einer Autokratie gibt es zwar eine gewisse 
Autonomie für die Zivilgesellschaft, aber keine echte politische Opposition, die 
gleichberechtigt um die politische Macht konkurrieren könnte. Im Gegensatz zu totalitären 
Regimen zeichnen sich Autokratien durch das Fehlen einer allumfassenden Staatsideologie 
aus, die sämtliche Lebensbereiche durchdringt. Repression, Zwangsmaßnahmen und 
Massenmobilisierung sind in autoritären Systemen nicht strukturbildend, sondern treten nur 
punktuell auf.  Autoritäre Regime weisen im Vergleich zu totalitären eine größere 
weltanschauliche Offenheit sowie ein stärkeres Interesse an einer politisch desinteressierten 

 Sollte es in den Demokratien der Zukunft zu einer Erweiterung der Möglichkeiten dieses Prozesses kommen, indem 
partizipativere Formen stärker Verbreitung finden, so müsste das erweiterte Polyarchiemodell an die neuen Gegebenheiten 
angepasst werden.
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und passiven Bevölkerung auf.  Trotz dieser Unterschiede eint beide Herrschaftsformen die 
fundamentale Ablehnung demokratischer Prinzipien und eine autoritär geprägte 
Machtausübung. Vor diesem Hintergrund werden Totalitarismus und Autoritarismus im 
Folgenden unter dem übergeordneten Begriff der Autokratie zusammengefasst.  Damit 
fungieren Autokratie und Demokratie als idealtypische Antipoden politischer 
Herrschaftsformen, wobei totalitäre Regime als besonders invasive und radikale Ausprägung 
innerhalb des Spektrums autokratischer Systeme verstanden werden.

Autoritarismus und Illiberalismus

Von den autokratischen politischen Systemen zu unterscheiden ist ferner der wesentlich 
weiter gefasste Begriff des Autoritarismus. Letzterer wird nicht nur zur Beschreibung der 
Herrschaftsform von autokratischen Regimen und ihrem ideologischen Unterbau, sondern 
auch zur Analyse autoritärer Praktiken verwendet, die es auch in Demokratien geben kann.  
Die Erforschung des Autoritarismus überschreitet die Grenzen der Fachrichtungen der 
Politikwissenschaften und findet sich seit den Studien zum autoritären Charakter des 
Frankfurter Instituts für Sozialforschung auch in der Soziologie und Psychologie sowie in vielen 
weiteren Disziplinen wieder.

Ein dem Autoritarismus verwandter Begriff ist der Illiberalismus. Illiberale Regime sind 
politische Systeme, die nicht auf dem Primat der individuellen Freiheit und des Rechts 
beruhen. In institutioneller Hinsicht erkennen sie den Vorrang der Grundrechte, der 
Gewaltenteilung und der Rechtsstaatlichkeit nicht an.  Meinungs-, Presse-, Versammlungs-, 
Vereins- oder Minderheitenrechte werden unter Vorbehalt gestellt oder aktiv eingeschränkt. 
Meist dominiert auch die Exekutive über die Judikative und Legislative: Gerichte, weisungsfreie 
Verwaltungsbehörden und das Parlament verlieren ihre Unabhängigkeit und Kontrollfunktion, 
um sie dem Willen einer Person oder Clique zu unterwerfen. Weitere rechtsstaatliche 
Prinzipien wie die Bindung der Staatsgewalt an das Gesetz und die Gewährleistung der 
Rechtsgleichheit werden ebenso unterlaufen. Freie Medien, Vereine und Oppositionsparteien, 

is & and is not: a practice perspective, International Affairs, Vol. 94:3 (2018)

Autoritarismus bezieht sich weniger auf den (unscharfen) Begriff der Autorität als auf das Adjektiv =autoritär=, mit dem eine

und Unterordnung im Sinne des Führerideals, das mit der Demokratie als =vater
senschaft Gleichberechtigter< unvereinbar sei (vgl 
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die die Regierung kritisieren, werden zudem als Störenfriede und Feinde des Volks dargestellt. 
Trotz einer de facto pluralen Gesellschaft berufen sich illiberale Politiker meist auf einen 
demokratisch legitimierten Mehrheitswillen, der ihnen das Recht geben soll, rechtsstaatliche 
Schranken und demokratische Prinzipien auszuhebeln.
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Autokratien erheben zweitens Anspruch auf Alternativlosigkeit. Eine freie und 
institutionalisierte Opposition, die auf legitime Weise und mit annähernd gleichen Chancen 
wie die Regierung um die Macht konkurrieren kann, gibt es nicht. Abgesehen von der Duldung 
einer Scheinopposition und jener Gruppen, die für die Bestandssicherung des Regimes 
unbedingt erforderlich sind, werden oppositionelle Gruppierungen in ihrem Wirken behindert 
und unterdrückt. 

Drittens dominiert in Autokratien ein antipluralistisches Repräsentationsverständnis. Die 
jeweils herrschenden Machthaber behaupten, dass nur sie das Gemeinwohl kennen, weil sie 
das Volk als Ganzes repräsentieren. Das Herrschafts- und Legitimationsnarrativ ist stark 
gemeinschaftslastig und lässt kaum Raum für die Entfaltung abweichender politischer 
Meinungen. Schließlich und viertens zeichnen sich Autokratien durch ihren bedingungslosen 
Gehorsamsanspruch aus. Von den Herrschaftsunterworfenen wird Subordination und 
Folgebereitschaft verlangt. Die Kontrolle der politischen Agenda liegt nicht in den Händen 
einer autonom agierenden Zivilgesellschaft, sondern der politischen Führung, die ihren Willen 
im Wege eines Top-down-Ansatzes gegen alle Widerstände durchsetzt. Rechenschaftspflichten 
und Beschränkungen des Handlungsspielraums der politischen Führung durch das Recht sind 
ebenso ausgeschlossen  wie ein ehrlicher Austausch mit den Anliegen der 
Zivilgesellschaft.

Eine vollumfängliche Typologie möglicher autokratischer Herrschaftsformen kann hier nicht 
vorgenommen werden. An dieser Stelle sei nur auf vier relevante Subtypen an Autokratien 
hingewiesen. Die Untergliederung der Autokratie in verschiedene autokratische Subtypen wie 
z.B. totalitäre und elektorale Autokratien erfolgt wie bei der Demokratie durch das 
Voranstellen eines Adjektivs, um das breite Spektrum autokratischer Regime präziser fassen 
zu können.

Der erste Subtyp einer Autokratie ist die Militärdiktatur, in der Offiziere die beherrschende 
politische Klasse darstellen.  In jüngerer Zeit erlebte dieses Herrschaftsmodell eine 
Wiederbelebung, insbesondere nach erfolgreichen Putschen in Myanmar sowie in mehreren 
Staaten Subsahara-Afrikas wie Gabun, Guinea, Mali, Burkina Faso, Tschad und Niger.   

>In all autocratic regimes, the distinguishing feature is that the ruler is not accountable to anyone else for what he does. 
(&) From this viewpoint, an autocracy is any political system in which the rulers are insufficiently, or not at all, subject 

—
have sufficient power to compel the lawbreaking rulers to submit to the law<; 

https://www.cfr.org/blog/rise-gangsta-militariat
https://www.cfr.org/blog/rise-gangsta-militariat
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Gleichwohl gelten Militärdiktaturen als instabile Regimeformen, da sie häufig durch interne 
Machtkämpfe innerhalb der Streitkräfte geprägt sind.

Der technokratische Autokratismus, der sich vor allem in Asien auffinden lässt, kann als 
zweite relevante Subkategorie angesehen werden. Sein Kernmerkmal ist ein starker Staat und 
eine funktionstüchtige Bürokratie. Das zentrale Legitimationsnarrativ ist die Performanz und 
vor allem der ökonomische Erfolg des Regimes. Die technokratischen Autokratien Chinas, 
Vietnams und Singapurs konnten auf diese Weise enorme Wachstumsraten und Erfolge bei 
der Bekämpfung der Armut erzielen.

Drittens ist die personalistische Autokratie zu nennen, in der die politische Macht weitgehend 
in der Person eines einzelnen Herrschers zentralisiert ist. Zwar bestehen in solchen Regimen 
Institutionen wie ein Parlament, Gerichte oder Parteien, doch fungieren diese primär als 
Fassade oder Stabilisierungsinstrumente. Die maßgeblichen politischen und personellen 
Entscheidungen werden allein von einer Person bestimmt. Zur Legitimierung der Macht des 
Führers finden zwar Wahlen statt, doch besteht von vornherein keine Aussicht auf einen 
Regierungswechsel, da bedeutende Oppositionskandidaten von der Wahl ausgeschlossen und 
das Wahlergebnis von Betrug gekennzeichnet ist. Weitere Merkmale einer personalistischen 
Autokratie sind der intensive Gebrauch von Regierungspropaganda, grassierende Korruption, 
die Abhängigkeit des Regimes von einem informellen und kleinen Kreis an Beratern und 
Entscheidungsträgern, die Besetzung aller wichtigen Ämter mit Loyalisten und die Einrichtung 
von repressiven Sicherheitsorganisationen.  Als prominente zeitgenössische Beispiele 
personalistischer Autokratien sind Russland unter Vladimir Putin, Venezuela unter Nicolas 
Maduro, Nicaragua unter Daniel Ortega, Belarus unter Aljaksandr Lukaschenka, Aserbaidschan 
unter Ilham Aliyev sowie Georgien unter Bidsina Iwanischwili anzuführen. Die meisten dieser 
Autokraten wie Maduro und Putin sind in freien Wahlen an die Macht gekommen, bevor sie 
sich anschickten, ihr Regime einer tiefgreifenden Autokratisierung zu unterwerfen. Indem sie 
gegen missliebige Oppositionelle, Journalisten, Richter und zivilgesellschaftliche Akteure 
vorgingen, untergruben sie den ohnehin schwach ausgeprägten offenen politischen 
Wettbewerb und Rechtsstaat in ihrem Land. Durch den Einsatz ausgeklügelter Methoden der 
Wahlfälschung  wurde der Opposition schließlich jede Möglichkeit zu einem Machtwechsel 
versperrt.

Ein zunehmend relevantes und in der Literatur umstrittenes Phänomen stellen 
Wahlautokratien dar, die manchmal auch als populistische Autokratien , hybride Regime  
oder illiberale Demokratien  bezeichnet werden. Wahlautokratien sind laut V-Dem 
mittlerweile zum verbreitetsten Typ nicht-demokratischer Regime der gegenwärtigen Zeit 

, 8Shpilkin method9: Statistical tool gauges voter fraud in Putin landslide, in: 

https://www.france24.com/en/europe/20240320-shpilkin-method-statistical-analysis-gauges-voter-fraud-in-putin-landslide
https://www.france24.com/en/europe/20240320-shpilkin-method-statistical-analysis-gauges-voter-fraud-in-putin-landslide
https://www.rferl.org/a/georgia-election-manipulation-russian-tail/33183374.html
https://www.rferl.org/a/georgia-election-manipulation-russian-tail/33183374.html


Demokratische Resilienz im Angesicht weltweiter Autokratisierung

geworden.  Die Ursprünge kompetitiver Autokratien können bis ins 19. Jahrhundert in die 
Regierungszeiten Andrew Jacksons und Napoléons III. zurückverfolgt werden. 

Wie in personalistischen Autokratien bilden auch in Wahlautokratien Wahlen und der 
Mehrheitswille eine zentrale Legitimationsgrundlage der politischen Führung. Das 
Hauptunterscheidungsmerkmal zwischen diesen beiden Regimen ist die Freiheit der Wahl: 
Während in personalistischen Autokratien der Weg für die Opposition, legal einen 
Machtwechsel herbeizuführen, von vornherein versperrt ist, ist es ihr in Wahlautokratien 
weiterhin möglich, für Ämter zu kandidieren. Wahlen sind in Wahlautokratien im Allgemeinen 
frei und Ausdruck eines offenen politischen Wettbewerbs zwischen verschiedenen Parteien 
und Kandidaten. Es existiert nicht nur eine institutionalisierte Opposition, sie hat auch die 
Möglichkeit, Büros zu eröffnen und öffentliche Kampagnen zu initiieren. Oppositionelle 
werden zudem nur selten ins Exil geschickt oder inhaftiert.  Der durch das Regime 
zugelassene minimale Pluralismus an Parteien und Verbänden spiegelt sich auch in den 
Medien wider: Das Regime kontrolliert zwar die öffentlichen und indirekt auch die meisten 
privaten Medien, lässt aber weiterhin Raum für unabhängigen Journalismus und 
Meinungsäußerungen Oppositioneller, der sich vor allem im Internet entfalten kann.  Sogar 
ein Sieg der Opposition bei Wahlen ist nicht völlig ausgeschlossen. Dies veranschaulicht der 
Erfolg der oppositionellen Republikanischen Volkspartei (CHP) bei den Kommunalwahlen in 
der Türkei im März 2024. Bei einer Wahlbeteiligung von 78,6% wurde die CHP knapp vor 
Erdogans AKP erstmals seit 1977 landesweit stärkste Kraft. Die CHP stellt nun die 
Bürgermeister in Istanbul sowie Ankara und regiert damit auf kommunaler Ebene über 70% 
der türkischen Bevölkerung.  In Ungarn konnte der oppositionelle Gergely Karácsony sein 
Amt als Bürgermeister im Jahr 2024 verteidigen.  Umfragen aus dem Herbst 2024 wiesen 
zudem erstmals seit 18 Jahren nicht mehr den FIDESZ als stärkste Partei aus, sondern die Partei 
TISZA des Oppositionellen Peter Magyar.

In Wahlautokratien kann also weiterhin dem Grunde nach von einem freien und offenen 
politischen Wettbewerb gesprochen werden.  Dies ist aber nicht gleichbedeutend mit der 
völligen Absenz von Unregelmäßigkeiten: Von mehrfachen Stimmabgaben, 
Wählerbestechungen, Verletzungen des Wahlgeheimnisses und dem Transport ausländischer 
Wähler zu Wahllokalen in Serbien  über die Diskriminierung bestimmter im Ausland 
lebender Wählergruppen in Ungarn  bis hin zur politisch motivierten Verhaftung und 

á

>The regime also arranged for ethnic Serbs from neighboring Bosnia and Herzegovina, Croatia, Kosovo (&) 
negro to travel to Serbia and cast ballots for the SNS. CRTA observers witnessed voters being <directed and transported to 
polling stations in various parts of the capital= by SNS activists<; Milačić

, <Only Fidesz= –

https://www.nzz.ch/international/ungarn-peter-magyar-ueberholt-orban-in-umfragen-und-wird-fuer-fidesz-zur-gefahr-ld.1854316
https://www.nzz.ch/international/ungarn-peter-magyar-ueberholt-orban-in-umfragen-und-wird-fuer-fidesz-zur-gefahr-ld.1854316
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/why-aspiring-autocrats-are-watching-serbia/
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/why-aspiring-autocrats-are-watching-serbia/
https://verfassungsblog.de/only-fidesz-electoral-law-in-hungary/
https://verfassungsblog.de/only-fidesz-electoral-law-in-hungary/
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juristischen Verfolgung Oppositioneller in der Türkei wie der des kurdischen 
Oppositionspolitikers Selahattin Demirta_   oder des Bürgermeisters von Istanbul, Ekrem 
Imamoglu , sind zahlreiche Regelwidrigkeiten dokumentiert. Anders als in Georgien, 
Venezuela oder Russland nehmen diese Fälle aber noch kein kritisches Ausmaß an, sodass die 
Freiheit der Wahl insgesamt in Frage stünde.  Dies wäre dann der Fall, wenn es wie in 
personalistischen Autokratien zu weitreichenden Fälschungen der Wahlergebnisse und 
massiven Repressionen gegen die Opposition käme. Solange jedoch die politische Führung 
eine wenigstens künstlich erzeugte Zustimmung der Mehrheit für ihr Regime erlangen und 
damit ein hinreichendes Maß an Kontrolle über den Wahlausgang ausüben kann, besteht für 
die politische Führung von Wahlautokratien keine Notwendigkeit, Wahlen zu fälschen.

Trotz regelmäßig abgehaltener freier Wahlen sind Wahlautokratien relativ stabile und 
populäre Regime. Recep Tayip Erdogan und seine AKP befinden sich im Jahr 2025 bereits seit 
22 Jahren durchgehend an der Macht (elf Jahre davon in einer Autokratie lt. V-Dem) und die 
serbische SNS seit 12 Jahren. Diese Stabilität kann nicht allein durch Unzulänglichkeiten bei 
der Fairness der Wahl erklärt werden. Levitsky und Way weisen zu Recht darauf hin, dass es 
Amtsinhabern in Wahlautokratien im Gefolge von Krisen, Traumata und sozioökonomischen 
Niedergängen gelungen ist, hohe Popularitätswerte für ihr Regime aufzubauen, weil sie sich 
der Bevölkerung erfolgreich als Garanten für Ordnung, Wohlstand und Gerechtigkeit 
präsentieren konnten. Auch ihr majoritäres, auf der Bewahrung der nationalen Einheit 
beruhendes Demokratieverständnis scheint zumindest in Teilen der Bevölkerung Anklang zu 
finden.  Gepaart mit einer Strategie der Regierung und ihrer Medien, die Opposition als 
illegitim oder vom Ausland gesteuert darzustellen, kann ein polarisiertes politisches Klima 
dazu führen, dass ein erheblicher Teil der Bürgerschaft bereit ist, den freien politischen 
Wettbewerb zugunsten parteipolitischer Interessen zu opfern.

Worin liegt dann die Abgrenzung einer Wahlautokratie zur Demokratie? Ist der Erfolg der 
politischen Führung bei freien Wahlen nicht gerade Ausdruck des freien Wählerwillens und 
damit auch einer funktionierenden Demokratie? Zu einem solchen Urteil könnte man dann 
gelangen, wenn man mit Schumpeter in der freien Wahl der zur Herrschaft legitimierten Elite 
das einzige Kriterium für eine Demokratie erblickte. Die meisten zeitgenössischen 

>(&) contrary to pure authoritarian systems, authoritarian populism is based on popular consent, which is determined 
under weakened democratic institutions<; 

>Years of listening to [Obrador] claiming to be the genuine representative of <the peo-
ple= and smearing democratic institutions as <corrupt= barriers to the <popular will= apparently stirred voters9 illiberal su

the [oppositional] Partido Revolucionario Institucional<; aaO 60.

https://hudoc.echr.coe.int/eng#{%22itemid%22:[%22001-207173%22]}
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/after-crackdown-is-turkey-an-autocracy/
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/after-crackdown-is-turkey-an-autocracy/
https://eu.boell.org/en/2024/10/29/2024-elections-georgia-descent-hegemonic-authoritarianism
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Demokratiekonzeptionen gehen jedoch weit über ein derartiges minimalistisches Verständnis 
von Demokratie hinaus und fordern neben einem zuverlässigen Wahlvorgang zusätzlich 
zumindest die Gewährleistung eines fairen Wahlkampfs. Demokratiekonzeptionen wie jene 
von Lipset und Lakin beleuchten daher auch die Begleitumstände der Wahl, um zu beurteilen, 
ob die Opposition überhaupt eine faire Chance hatte, die Wahlen zu gewinnen.  Von einer 
demokratischen Wahl kann daher nur dann die Rede sein, wenn annähernde 
Chancengleichheit zwischen der Regierung und der Opposition herrscht. Dies setzt nicht nur 
einen Zugang zu Finanzmitteln und Sendezeiten in öffentlich-rechtlichen Medien für die 
Opposition voraus, sondern auch das Unterlassen des Missbrauchs staatlicher Ressourcen 
durch die Amtsinhaber. 

All diese Kriterien der Fairness sind in Wahlautokratien nicht oder nur sehr unzureichend 
erfüllt:  Die Regierungsparteien setzen meist eine Reihe ausgeklügelter Taktiken ein, die die 
Unterdrückung und Delegitimierung der Opposition zum Ziel haben, um die Regierungspartei 
als einzige Repräsentantin des Volkes darzustellen. Hinzu kommt, dass die Monopolisierung 
der Medien unter dem Einfluss der Regierungspartei verhindert, dass es zu einem fairen 
Wettkampf zwischen der Opposition und der Regierungspartei kommt. Statt einer 
ausgewogenen Berichterstattung kommt den regierungsnahen Medien in Wahlautokratien die 
Aufgabe zu, die Botschaften der Regierung unkritisch wiederzugeben. Nach den ungarischen 
Parlamentswahlen 2022 kam die Beobachtermission der OSZE daher zu dem Schluss, dass die 
einseitige und unausgewogene Berichterstattung und das Fehlen von Debatten zwischen den 
Spitzenkandidaten die Möglichkeiten der Wähler erheblich einschränkte, eine fundierte Wahl 
zu treffen.  So erhielt der Spitzenkandidat der ungarischen Opposition, Péter Márki-Zay, nur 
fünf Minuten Sendezeit im öffentlichen Sender M1.  Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass Wahlautokratien zwar formell einen Machtwechsel durch Wahlen zulassen, faktisch 
jedoch durch systematische Einschränkungen der politischen Konkurrenz verhindern, dass 
oppositionelle Kräfte die notwendige gesellschaftliche Unterstützung mobilisieren können. 
Dadurch wird der Machtwechsel zu einer weitgehend symbolischen Möglichkeit ohne 
realistische Durchsetzbarkeit.

Viele Oppositionsparteien boykottieren daher die Wahlen in kompetitiven Autokratien. Dass 
die Teilnahme der Opposition an Wahlen dennoch sinnvoll sein kann, zeigen auf eindrückliche 
Art und Weise die Präsidentschaftswahlen in Belarus im Jahr 2020. Trotz der unfairen und 
teilweise unfreien Bedingungen gelang es der Oppositionskandidatin Swjatlana Zichanouskaja, 

>What happens before and after polling is at least as import as what happens on polling day itself (&) what happens on 
day activities are often overemphasized<; 

>(&) even though Mexico9s 1994 election was technically clean, skewed access to resources and media led one scholar 

umpire and the other a mere six or seven players<; 

in Höhe von € 23 Mio.; vgl , Hungarian government spent €23 million of taxpayers9 money on propaganda 

https://english.atlatszo.hu/2018/05/30/hungarian-government-spent-e23-million-of-taxpayers-money-on-propaganda-before-the-election/
https://english.atlatszo.hu/2018/05/30/hungarian-government-spent-e23-million-of-taxpayers-money-on-propaganda-before-the-election/
https://www.oscepa.org/en/documents/election-observation/election-observation-statements/hungary/statements-12/4352-2022-parliamentary-eng/file
https://www.oscepa.org/en/documents/election-observation/election-observation-statements/hungary/statements-12/4352-2022-parliamentary-eng/file
https://hungarianpolitics.com/2022/03/17/peter-marki-zay-gets-five-minutes-of-airtime-on-public-television/
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eine breite und kreativ agierende Bürgerbewegung für einen pluralistisch-demokratischen 
Wandel zu mobilisieren. Die Bewegung zielte darauf ab, die Opposition öffentlich zu 
unterstützen und zugleich die Strategien der Wahlmanipulation des Regimes sichtbar zu 
machen. Auch wenn dies letztlich nicht gelang, konnte die Bewegung die Legitimität von 
Lukaschenkas Regime nachhaltig untergraben.

Mit dem an Dahl und Kelsen angelehnten und hier vertretenen pluralistischen 
Demokratiemodell wären neben freien und fairen Wahlen aber noch weitere Rechte und Güter 
von kompetitiven Autokratien einzufordern, wie ein ausreichend effektuiertes Recht der 
Informationsfreiheit sowie die Gewährleistung minimaler rechtstaatlicher Anforderungen wie 
einer unparteiisch agierenden Justiz. Diese zusätzlichen Elemente sind in kompetitiven 
Autokratien allenfalls ansatzweise umgesetzt: Neben Einschränkungen für im Wirken von 
zivilgesellschaftliche Gruppierungen , wird die Gerichtsbarkeit durch personelle 
Veränderungen und Reformen ihrer Kontrollfunktion gegenüber der Regierung beraubt.  So 
läuft die rechtsstaatliche Kontrolle leer, wenn die Richterbank regierungstreu besetzt wird. 
Selbst die Weisungsfreiheit der Gerichtsbarkeit kann dann bestehen bleiben: Wenn Richter 
erst einmal das >Richtige< denken, erübrigt sich jede Weisung.  Oppositionelle, Richter, 
Journalisten, Menschenrechtsaktivisten und andere Kritiker der Regierung sehen sich zudem 
Verleumdungskampagnen, Schikanen, Inhaftierungen und gelegentlich sogar physischen 
Attacken ausgesetzt. Ein beliebtes Mittel zur Einschüchterung stellt der Einsatz von 
Disziplinarverfahren, Verleumdungsklagen und willkürlich angestrengten Steuerstrafverfahren 
dar.  Auch eine Beschränkung des Versammlungsrechts findet sich immer wieder in 
kompetitiven Autokratien. In Polen sorgte etwa die PiS-Regierung durch eine Änderung des 
Versammlungsgesetzes für eine Privilegierung von Versammlungen, die die Regierung 
unterstützen. Das mit Gefolgsleuten besetzte polnische Verfassungsgericht bestätigte wenig 
überraschend die Rechtmäßigkeit dieser Regelung und begründete dies mit der 
Notwendigkeit, >nationale Werte< zu verteidigen.  Maßnahmen wie diese stellen den 
Pluralismus und das Ideal der Demokratie in Frage, jedem das gleiche Recht zu geben, sich und 
seinen Vorstellungen in der Öffentlichkeit Gehör zu verschaffen.

>The 2020 elec-

campaign event, <I never was interested in politics before and never voted. It is a big mistake of Belarusians. You need to g
involved!= (&) The case of Belarus shows that even a severely repressive electoral authoritarian regime can be vulnerable

full scale of the regime9s electoral manipulation. By credibly demonstrating to the public that every stage of the electoral 
(&) Even though the 2020 protests in Belarus have been 

(&) This years
<; aaO 58

Beliebte sind vor allem >Auslandsagenten<

Wyrzykowski & Ziółkowski
>Consider Poland in 2020: three years of statutory change resulted in a captured consti-

tutional court, two new chambers in the Supreme Court, and numerous judicial appointments<; aaO 523.
–

Wyrzykowski & Ziółkowski, 

https://www.hrw.org/news/2024/09/19/foreign-agent-laws-authoritarian-playbook
https://www.hrw.org/news/2024/09/19/foreign-agent-laws-authoritarian-playbook
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Nachdem die Begriffe der Demokratie und Autokratie definiert wurden, richtet sich der Fokus 
nun auf den gegenwärtigen Zustand demokratischer Systeme im Lichte empirischer 
Indikatoren. Das folgende Kapitel widmet sich zunächst einer systematischen Darstellung von 
Autokratisierungsprozessen sowie der Methoden zu deren Messung. Im Anschluss daran 
erfolgt eine vertiefte Analyse aktueller Autokratisierungstendenzen. Besonderes Augenmerk 
gilt hierbei einer kritischen Auseinandersetzung mit dem vorherrschenden 
Autokratisierungsparadigma und seiner diskursiven Konstruktion. Abschließend wird der 
Trend zur Redemokratisierung von autokratisierenden Demokratien näher beleuchtet.

Der Abbau demokratischer Institutionen ist in den vergangenen Jahren in den Mittelpunkt 
zeitgenössischer Debatte zur Krise der Demokratie geraten. Demokratien stehen weltweit vor 
großen Herausforderungen, darunter sinkende und sich verändernde Formen der politischen 
Partizipation , ein geringes Vertrauen in und Unzufriedenheit mit der Demokratie , die 
Zunahme von Verschwörungstheorien  und Desinformation  sowie die Unterstützung für 
populistische Parteien  und autokratische Systeme . Hinzu kommen komplexe Prozesse, 
wie der Klimawandel, Migration, Kriege, geopolitische Machtverschiebungen, technologische 
Innovationen und sinkendes Wirtschaftswachstum, die die Problemlösungskompetenz von 
Demokratien auf die Probe stellen. Mit dem wirtschaftlichen und politischen Aufstieg der 
Diktatur der Volksrepublik China ist die Systemkonkurrenz zwischen Autokratie und 
Demokratie erneut virulent geworden.

Doch stellt keine Herausforderung die Demokratie vor eine derart bedeutsame, sie 
unmittelbar in ihrer Existenz bedrohende Gefahr wie die Ausbreitung des Autoritarismus. 
Versteht man Demokratie als Regierungsform, in der Bürgerinnen und Bürger eines Landes in 
regelmäßigen, in ihrem Ausgang ungewissen Wahlen Volksvertreter wählen , sodass 
niemand im Vorhinein die Macht bedingungslos und unbegrenzt Macht in seinen Händen 

Cordón (Hrsg), Democracy9s Value (1999), 23

https://www.pewresearch.org/short-reads/2024/06/18/satisfaction-with-democracy-has-declined-in-recent-years-in-high-income-nations/
https://www.pewresearch.org/short-reads/2024/06/18/satisfaction-with-democracy-has-declined-in-recent-years-in-high-income-nations/
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konzentrieren kann , muss die Autokratie als politisches System der Monopolisierung von 
Macht bei einer Person, Clique oder Partei als Hauptkontrahentin der Demokratie erscheinen. 
Als Antithese zur Autokratie ist die Demokratie historisch betrachtet die Ausnahme geblieben. 
Komprimierte man die Geschichte auf nur 24 Stunden, entstünden moderne demokratische 
Institutionen erst etwa 0,09 Sekunden vor Mitternacht.  Seit der Wiederentdeckung der 
Demokratie im 17. und 18. Jahrhundert  erscheint die Geschichte wie ein ewiges, immer von 
neuem beginnendes, nie für die eine oder die andere zu Seite zu gewinnendes Ringen 
zwischen der Autokratie, der der Herrschaftswille des Einzelnen zugrunde liegt, sich die Vielen 
zu unterwerfen, und der Demokratie, die auf dem Streben dieser Vielen basiert, sich von der 
Fremdherrschaft zu befreien und ihr Schicksal selbst zu bestimmen.

In den 1990er Jahren hegten viele die Erwartung, dass sich das Modell der liberalen 
Demokratie global durchsetzen würde und autokratische Regime zunehmend an Legitimität 
und Einfluss verlieren würden. Inzwischen mehren sich jedoch die Warnungen in 
Politikwissenschaft, Journalismus und Meinungsforschung vor einer globalen autoritären 
Regression, die demokratische Institutionen und Verfahren unter Druck setzt und die 
Errungenschaften liberal-demokratischer Ordnungen in Frage stellt. Der optimistische 
Zeitgeist der 1990er Jahre ist längst durch das Narrativ von der 

Regression politischer Systeme verdrängt, die hinter der >zivilisatorischen 
Errungenschaft< der liberalen Demokratie zurückfällt . 

Zur Beschreibung dieser Revolte gegen die rechtsstaatlich-liberale Demokratie  ist in 
Medien und akademischen Fachzeitschriften immer häufiger von Begriffen wie 
Autokratisierung , Entdemokratisierung , demokratischer Regression  oder dem Rückfall 
von Demokratien (>democratic backsliding<)  zu lesen. Bezugspunkt all dieser Begriffe ist das 
von Ziblatt und Levitsky in ihrem populärwissenschaftlichen Werk How Democracies Die 
beschriebene Phänomen, dass Wahlen immer häufiger autoritär-populistische Politiker an die 
Macht bringen, die sich anschicken, demokratische Normen und Institutionen von innen 
auszuhöhlen. Wurden Demokratien in der Vergangenheit vor allem gewaltsam durch 
Staatsstreiche oder bewaffnete Rebellionen gestürzt, führen heute oftmals rechtmäßig bei 

–

des Volkes bezog: >It is ordered and unanimously agreed upon, that the Government which this Bodie Politick doth attend 

between Man and Man.<

–

https://www.brookings.edu/articles/four-things-to-know-about-democratic-erosion/
https://www.brookings.edu/articles/four-things-to-know-about-democratic-erosion/
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Wahlen ins Amt gekommene Premierminister oder Präsidenten die Erosion der Demokratie 
an, indem sie unter dem Vorwand des Ausbaus der Demokratie oder dem Schutz der Nation 
vor inneren und äußeren Feinden Grundpfeiler der liberalen Demokratie und damit 
institutionelle Gegengewichte zur Regierung, wie freie Medien oder die unabhängige Justiz 
unter ihre Kontrolle brächten.  Geleitet durch das Bestreben, die Macht zu monopolisieren, 
werden Institutionen auf kreative Weise schrittweise untergraben und die Opposition 
geschwächt, bis diese um eine realistische Chance gebracht wird, selbst Wahlen zu 
gewinnen.  Typischerweise werden die Institutionen nicht vollständig abgetragen, um den 
Anschein demokratischer Politik zu wahren.  Vielmehr werden sie nur faktisch ihrer Funktion 
als Gegenwicht zur Regierung beraubt, indem die Gerichtsbarkeit, der öffentliche Rundfunk 
und Verwaltungsbehörden unter die Kontrolle von Gefolgsleuten gebracht, 
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Medien die Finanzierung verunmöglicht und die 
Verwaltung einschließlich der Sicherheitsbehörden für die Zwecke der Regierungspartei 
instrumentalisiert wird. Dabei ist es schwierig in den Ereignissen einen Kipppunkt zu 
identifizieren: Kein einzelnes Gesetz, keine einzelne Entscheidung ist besorgniserregend 
genug, um Alarm zu schlagen. Erst im Nachhinein ist klar, dass die Schwelle zu einer Autokratie 
überschritten worden ist.

In den Politikwissenschaften ist immer häufiger einem Drehbuch  die Rede, das die 
schleichende Erosion demokratischer Institutionen durch Amtsinhaber  zum Gegenstand hat 
und das ausgehend von Russland und Ungarn mittlerweile in zahlreichen anderen Staaten wie 
Serbien, der Türkei, Venezuela, El Salvador oder den USA Nachahmer fand und findet. 
Während einige dieser Länder wie Serbien im Graubereich zwischen Demokratie und 
Autokratie zu >Hybridregimen<, >Wahlautokratien< oder >illiberalen Demokratien<  
mutierten, in denen zwar Wahlen abgehalten werden, die jedoch kaum Ungewissheit über den 
Wahlausgang übrig lassen, da keine annähernde Chancengleichheit für die Opposition besteht, 
die Wahlen zu gewinnen , sind andere wie Venezuela oder Nicaragua zu vollständig 
autokratischen Regimen transformiert, in denen es für Oppositionelle nahezu keine Freiräume 
zur Ausübung demokratischer Rechte mehr gibt und die Wahlen von Betrug gekennzeichnet 
sind .

 Vgl Przeworski, Krisen 198-199.
 Vgl Levitsky/Ziblatt, How Democracies Die (2018) 5 f; Lührmann/Lindberg, A third wave of autocratization is here: what 

is new about it? In: Democratization, Vol. 26:7 (2019) 1095-1113 (1105); Przeworski, Demokratie 26.
 Sadurski, How democracy dies (in Poland): A case study of anti-constitutional populist backsliding, in: Sydney Law School 

Research Paper Nr. 18/01 (2018) 5. >Slow slides toward authoritarianism often lack both the bright spark that ignites an 
effective call to action and the opposition and movement leaders who can voice that clarion call<; Bermeo, On Democratic 
Backsliding, Journal of Democracy Vol. 27:1 (2016), 5-19 (14).

 Siehe dazu Zakaria, The Rise of Illiberal Democracy, in: Foreign Affairs Vol. 76, No. 6 (1997), 22; Wagrandl, A Theory of 
Illiberal Democracy, in: Sajó/Uitz/Holmes (Hrsg), Routledge Handbook of Illiberalism (2021), 94-117.

 Die bisherigen Daten zeigen jedoch, dass in der aktuellen Autokratisierungsphase nur wenige Länder eine Transformation 
von einer Demokratie zu einer vollständigen Autokratie hinnehmen mussten; Mechkova, Lührmann, Lindberg, How Much 
Democratic Backsliding, in: Journal of Democracy, Volume 28, Number 4 (2017) pp. 162-169 (162).

https://verfassungsblog.de/what-is-rule-of-law-backsliding/
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Der demokratische Rückfall stellt jedoch nur eine mögliche, wenngleich sehr häufig 
auftretende  Autokratisierungsvariante dar. Neben dem schleichend vor sich gehenden 
demokratischen Rückfall kommen auch Vorgänge wie ein plötzlicher Regimewechsel in Folge 
eines Staatsstreichs oder der Abbau übrig gebliebener demokratischer Strukturen innerhalb 
einer Autokratie (bspw. durch den Einsatz von massivem Wahlbetrug in einer Wahlautokratie) 
in Betracht.  Letzterer Vorgang ist als autokratische Konsolidierung zu bezeichnen. Aus dieser 
Perspektive kann ein Autokratisierungsprozess sowohl in einer Demokratie als auch in einer 
Autokratie stattfinden und er kann unterschiedliche Formen und Geschwindigkeiten 
annehmen.  

>Autokratisierung< stellt einen Überbegriff dar, der verschiedene Entwicklungen in 
politischen Systemen zu beschreiben versucht, die einen anhaltenden und erheblichen Verlust 
an demokratischer Qualität in einer Demokratie oder Autokratie nach sich ziehen.  
Autokratisierungsprozesse verändern ein politisches System substantiell und zielen auf einen 
Regimewechsel hin zu einer Autokratie ab, ohne dass tatsächlich ein Regimewechsel eintreten 
muss. Kommt es infolge einer Autokratisierung einer Demokratie zu einem Regimewechsel zur 
Autokratie liegt ein >demokratischer Zusammenbruch< vor.

Die Rückschritte in der Demokratiequalität einzelner Länder sind auf unterschiedliche 
Autokratisierungsprozesse in so diversen Ländern wie Russland, Aserbaidschan, Ungarn, El 
Salvador, Indien, der Türkei, Nicaragua oder Venezuela zurückzuführen. Einige dieser Länder 
erlitten eine langsame Schwächung ihres demokratischen Systems, ohne in die Autokratie 
abzugleiten (wie Indien, Ungarn und Polen), während andere einen vollständigen 
Zusammenbruch ihres Systems erfuhren und nun als Autokratien bezeichnet werden können 
(wie Venezuela, Nicaragua oder die Türkei).

In Reaktion auf diese Ereignisse erlangte der Prozess der Autokratisierung vor allem in seiner 
erstgenannten Ausprägung als demokratischer Rückfall (Democratic Backsliding) erhöhte 
Aufmerksamkeit in Wissenschaft und Öffentlichkeit.   Vom Rückfall kaum zu unterscheiden, 
sind die ebenfalls gebräuchlichen Begriffe der demokratischen Erosion , Regression , De-

 Lührmann und Lindberg ordnen 70% der Autokratisierungsprozesse im Zeitraum von 1994 bis 2017 dem Muster des 
demokratischen Rückfalls zu; dies, Autocratization 1105. Auch Huntington sah die wahrscheinlichste Bedrohung für 
Demokratien nicht von Generälen oder Revolutionären ausgehen, sondern von politischen Führern und Parteien, die nach 
einer gewonnen Wahl und einer legalen Machtergreifung die Mechanismen der Demokratie manipulieren, um die Demokratie 
zu schwächen oder zu zerstören: >Bei den Demokratien der dritten Welle ist das Problem nicht der Umsturz, sondern die 
Erosion: die zeitweilige oder allmähliche Schwächung der Demokratie durch diejenigen, die zur Führung gewählt wurden<; 
ders, Democracy for the Long Haul, Journal of Democracy Vol. 7:2 (1996), 3-13 (3).

demokratischen >Erosion< (), >Regression< ( [2011]) und >De
ung< (
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Demokratisierung  und des Autocratic Legalism. Alle diese Begriffe beziehen sich auf das 
eingangs beschriebene Phänomen einer schrittweisen und kaum merklichen Aushöhlung 
demokratischer Standards durch anfänglich demokratisch legitimierte Amtsinhaber, die diesen 
Prozess mit dem Ziel des persönlichen Machterhalts betreiben.  Gelingt es nicht, die 
Demokratie rechtzeitig im Rahmen einer nationalen Kraftanstrengung zu verteidigen, bleibt 
nach Beendigung des Erosionsprozesses meist nicht mehr übrig als eine demokratische 
>Fassade<, hinter der sich eine Wahlautokratie verbirgt, in der es nur noch freie 
Mehrparteienwahlen und einen minimalen Pluralismus gibt.  Wesentliche Grundpfeiler der 
Demokratie wie die Informations- und Assoziationsfreiheit, die Rechtsstaatlichkeit und die 
faire Wahl sind diesfalls nicht mehr in einem ausreichenden Maß gewährleistet.

Eine passende Definition des Begriffs der Autokratisierung haben Cassani und Tomini 
vorgelegt. Unter der Autokratisierung eines politischen Systems verstehen sie einen Prozess 
des Regimewechsels hin zu oder innerhalb einer Autokratie, der die Ausübung politischer 
Macht willkürlicher und repressiver macht, indem er die Partizipation bei Wahlen und den 
Raum für öffentliche Debatten einschränkt.  Dies inkludiert die Beseitigung formell-
rechtsstaatlicher Begrenzungen der Staatsgewalt.

Soweit im Folgenden von einer Autokratisierung oder einem Autokratisierungsprozess die 
Rede sein wird, ist damit der von Cassani und Tomini beschriebene Vorgang des Abbaus 
demokratischer Prinzipien gemeint. Als Gegenteil einer Demokratisierung bedeutet 
Autokratisierung hier jede negative Abweichung vom Demokratiemodell einer erweiterten 
Polyarchie bestehend aus freien und fairen Wahlen, politischen Freiheitsrechten bestehend 
aus Meinungs-, Informations-, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit sowie dem formellen 
Rechtsstaat. Indikativ für eine Autokratisierung ist daher etwa die faktische Aushöhlung der 
Informationsfreiheit oder eine Besetzung der Gerichtsbarkeit durch Personen, die für ihre 
Unparteilichkeit nicht Gewähr tragen. Die strafrechtliche Verfolgung von Kritikern der 
Regierung oder die >Gleichschaltung< weiter Teile der Medienlandschaft sowie der Justiz  
stellen ebenso direkte Angriffe auf das demokratische System dar. 

Dabei ist zu beachten, dass die in Frage kommenden Akteure einer 
Autokratisierungshandlung nicht unbedingt Politiker sein müssen:  In der Entscheidung Trump 

>We define such erosion as a process of incremental, but ultimately still substantial, decay in the three basic predicates
—competitive elections, liberal rights to speech and association, and the rule of law<; 

>

movement leaders who can voice that clarion call<; 

 Cassani/Tomini, Autocratization 22.

>Before benefiting from the election laws that his government drew up to guarantee that he would win another term in 
2014, Orbán9s early legal initiatives attacked the independence of crucial institutions, such as the judiciary, the media, th
prosecutor9

judiciary, so that they were no longer independent of the governing party<; 

https://verfassungsblog.de/what-is-rule-of-law-backsliding/
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v. United States gestanden die (in der Mehrheit befindlichen konservativen) Höchstrichter des 
U.S.-amerikanischen Obersten Gerichtshof, Präsidenten im Wege einer Rechtsschöpfung 
absolute strafrechtliche Immunität in Bezug auf >offizielle Amtshandlungen< zu , wodurch 
der in einer Demokratie angelegte Grundsatz der Rechtsgleichheit fundamental unterlaufen 
wurde. Geht die Autokratisierungshandlung von Politikern aus, kommt insbesondere die 
Regierung als Autokratisierungsakteur in Betracht. Denkbar ist aber auch, dass das Parlament 
als autoritär agierender (Verfassungs-)Gesetzgeber tätig wird.

Mögliche Gefahren für die Demokratie können jedoch nicht nur die Kerninstitutionen einer 
Demokratie, sondern auch ihre Metaprinzipien oder Resilienzressourcen betreffen.

Autokratisierungshandlungen können auch indirekte Angriffe auf eine Demokratie 
darstellen, indem sie Metaprinzipien der Demokratie verletzen. Als Metaprinzipien kommen 
insbesondere das Prinzip der Volkssouveränität und der gesellschaftliche Pluralismus in 
Betracht. Das Prinzip der Volkssouveränität wird etwa dann verletzt, wenn dem Parlament 
oder dem Volk wesentliche Entscheidungsspielräume bei der Gesetzgebung  genommen 
werden. 

Der zweitgenannte Fall der Schwächung von Ressourcen einer resilienten Demokratie bezieht 
sich auf Praktiken, die das Vermögen einer Demokratie verringern, sich zu verteidigen. Wird 
das Vertrauen in unabhängige Medien, Gerichte und die Wissenschaft beschädigt , werden 
Rechenschaftspflichten der Regierung beseitigt  und Staatsanwälte gefügig gemacht , 
steigt die ökonomische Ungleichheit und die Unzufriedenheit mit der Leistungsfähigkeit der 
Demokratie , findet eine autoritäre Wende in einer institutionalisierten politischen Partei 
statt  und steigt die Zustimmung in der Bevölkerung zu einem autoritären Regime , so 
werden zwar nicht unmittelbar demokratische Institutionen und Prinzipien angegriffen. 

>Eine Verfassung, die auf Volkssouveränität basiert, lässt den demokratischen Souverän nicht nur im >Gründungsakt< zu 
Wort kommen, sondern gleichermaßen in der laufenden Gesetzgebung<; 

east Asia? Examining citizens9 trust in democratic institutions, East Asia Vol. 39:3 (2022), 239
, Incumbents9 Strategies of Repression during Autocratization: Evidence from Hungary and 

(zuletzt abgerufen am 31.3.25): >Auf eine zweite (&) Frage: >Ist ein autoritäres Regime mitunter einem demokrati-
schen System vorzuziehen?< reagierten die Befragten bemerkenswert: 2003 waren nur 9 Prozent dieser Auffassung, 2013 

am autoritären Gängelband geführt. (&) Viele Wähler*innen flirten offenbar mit einer Mischform, die sich als >Demokratur< 

wie in Südtirol<.

https://www.supremecourt.gov/opinions/23pdf/23-939_e2pg.pdf
https://www.supremecourt.gov/opinions/23pdf/23-939_e2pg.pdf
https://www.scotusblog.com/2024/07/justices-rule-trump-has-some-immunity-from-prosecution/
https://www.brookings.edu/articles/destroying-trust-in-the-media-science-and-government-has-left-america-vulnerable-to-disaster/
https://www.brookings.edu/articles/destroying-trust-in-the-media-science-and-government-has-left-america-vulnerable-to-disaster/
https://www.timesofisrael.com/ministers-unanimously-vote-no-confidence-in-ag-beginning-formal-process-to-dismiss-her/
https://www.timesofisrael.com/ministers-unanimously-vote-no-confidence-in-ag-beginning-formal-process-to-dismiss-her/
https://www.washingtonpost.com/politics/2024/04/08/republican-party-authoritarian/
https://www.washingtonpost.com/politics/2024/04/08/republican-party-authoritarian/
https://salto.bz/de/article/22032024/abgehaengt?utm_source=chatgpt.com
https://salto.bz/de/article/22032024/abgehaengt?utm_source=chatgpt.com
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Schritte wie diese erhöhen jedoch die Vulnerabilität eines demokratischen Systems. Gleichsam 
als Vorbereitungshandlungen werden die für eine künftige Abwehrreaktion notwendigen 
Ressourcen reduziert. Die bewusst herbeigeführte Polarisierung einer Gesellschaft und 
Diskreditierung unabhängiger Medien kann etwa dazu führen, dass Teile der Bevölkerung nicht 
mehr bereit sind, die Demokratie gegen eine Regierung zu verteidigen, die sie zuvor (direkt 
oder indirekt) gewählt haben.

Messung von Autokratisierungsprozessen

Für die Identifizierung von Autokratisierungsprozessen bietet sich der durch das Varieties of 
Democracy-Institut zur Verfügung gestellte Datensatz zu >Episodes of Regime Transformation< 
(ERT) an. Der ERT-Datensatz erfasst eine Episode, wenn es zu einem substantiellen und 
anhaltenden Rückgang im Indexwert eines Landes kommt. Maßgeblich hierfür ist der von V-
Dem zur Verfügung gestellte Electoral Democracy Index. 

Von einer substantiellen Verschlechterung des EDI-Index ist dann auszugehen, wenn am Ende 
der Episode eine kumulative Gesamtänderung des Indexwerts von mindestens -0,10 bzw. 10% 
des EDI-Werts eines Landes eingetreten ist. Der Beginn einer Episode wird durch einen 
Rückgang von mindestens -0,01 bzw. 1% des Indexwerts ausgelöst.  Eine Episode endet, 
wenn der Indexwert in einem von fünf aufeinanderfolgenden Jahren keine Veränderung 
aufweist oder wenn eine Wende von zumindest +0,03 Punkten in einem Jahr eintritt. 

Seit dem Jahr 1990 hat es insgesamt 70 abgeschlossene Autokratisierungsepisoden gegeben, 
von denen 50 Episoden in Demokratien begannen. 20 weitere Episoden fanden in Form von 
autokratischen Konsolidierungen statt. 

Weiters gibt es derzeit 42 noch unabgeschlossene Autokratisierungsepisoden. 16 dieser 
Episoden begannen in Autokratien, 26 weitere Episoden betreffen Autokratisierungen in 
Demokratien oder zwischenzeitlich zu Autokratien gewordenen ehemaligen Demokratien, 
deren Autokratisierungsprozess trotz eines vorläufigen Regimewechsels zur Autokratie 
weiterläuft. In der Tabelle 2 findet sich eine Liste jener Länder, die sich in derzeit in einer 
Autokratisierungsepisode befinden.

https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/
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Tabelle 2: Laufende Autokratisierungsepisoden gemäß ERT
Land Episodenbeginn Typ
Argentinien 2024 Erosionsprozess
Armenien 2020 Erosionsprozess
Ghana 2013 Erosionsprozess
Griechenland 2012 Erosionsprozess
Mexiko 2020 Erosionsprozess
Moldawien 2023 Erosionsprozess
Peru 2016 Erosionsprozess
Rumänien 2021 Erosionsprozess
Senegal 2021 Erosionsprozess
Südkorea 2019 Erosionsprozess
Burkina Faso 2017 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Elfenbeinküste 2019 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
El Salvador* 2018 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Georgien* 2017 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Guyana* 2019 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Indonesien* 2009 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Libyen 2014 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Mali 2015 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Mauritius* 2019 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Mongolei* 2015 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Nicaragua 1996 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Niger 2015 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Serbien 2008 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Sierra Leone 2023 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Ukraine* 2021 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Ungarn* 2010 Erosionsprozess in ehemaliger Demokratie
Afghanistan 2016 Autokratische Konsolidierung
Bangladesch 2011 Autokratische Konsolidierung
Belarus 2020 Autokratische Konsolidierung
Gabun 2018 Autokratische Konsolidierung
Guinea 2017 Autokratische Konsolidierung
Guinea-Bissau 2024 Autokratische Konsolidierung
Haiti 2009 Autokratische Konsolidierung
Kirgisistan 2019 Autokratische Konsolidierung
Komoren 2019 Autokratische Konsolidierung
Libanon 2016 Autokratische Konsolidierung
Mauretanien 2013 Autokratische Konsolidierung
Mozambique 2013 Autokratische Konsolidierung
Myanmar 2021 Autokratische Konsolidierung
Pakistan 2015 Autokratische Konsolidierung
Sudan 2019 Autokratische Konsolidierung
Zentralafrikanische Rep. 2019 Autokratische Konsolidierung

* Länder, die vom LIED+ 2024 entgegen V-Dem als Demokratien eingestuft wurden.
Quelle: V-Dem, https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/ (zuletzt abgerufen am 21.6.2025). Eigene Darstellung.

https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/
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Die erstgenannte Gruppe der autokratisierenden Demokratien betrifft Demokratien, in 
denen derzeit ein Erosionsprozess stattfindet. Die Ursachen für die jüngsten Entwicklungen in 
diesen Ländern sind äußerst divers.

Mexikos dramatisch verlaufende Autokratisierungsepisode begann erst mit Amtsantritt von 
Präsident Andrés Manuel López Obrador (2018-2024). Der erdrutschartige Wahlsieg Obradors 
und seiner MORENA-Partei, die als stärkste Kraft der linksgerichteten Wahlallianz Juntos 
Haremos Historia die Mehrheit in beiden Kammern des Kongresses erlangte, verschaffte 
Obrador die Kontrolle über die Exekutive und Legislative. Die neugewonnene Macht nutzte 
Obrador, um Institutionen wie das für die Organisation von Bundeswahlen zuständige 
nationale Wahlinstitut (INE) und das Institut für Transparenz, Informationszugang und den 
Schutz persönlicher Daten (INAI) zu schwächen. Das INAI trug mit der Veröffentlichung von 
Informationen dazu bei, dass Korruptionsfälle aufgedeckt wurden. Während der Amtszeit 
Obradors geriet auch die Pressefreiheit unter Druck. Mexiko galt bereits als eines der 
gefährlichsten Länder für Journalisten. Unter Obrador wurde eine Rekordzahl von mindestens 
25 Journalisten ermordet und die Regierung wurde beschuldigt, die Spionagesoftware Pegasus 
gegen Journalisten einzusetzen. Schließlich nutzte Obrador seine täglichen Pressekonferenzen, 
die als >Las Mañaneras< bekannt waren, um die Medienagenda zu beeinflussen und kritische 
Journalisten anzugreifen.  Unter seiner Nachfolgerin, der derzeit amtierenden Präsidentin 
Claudia Sheinbaum, wurde zuletzt eine umstrittene Verfassungsreform mit der erforderlichen 
qualifizierten Mehrheit im Kongress verabschiedet, die die Abhaltung von Wahlen für 881 
Richterstellen von der Bezirksebene bis zum Obersten Gerichtshof anordnet. Auffällig ist, dass 
neben den zu wählenden neun Richtern des Obersten Gerichtshofs fast alle 2.600 
Bundesrichterstellen, die im Juni 2025 erstmals zur Wahl ausgeschrieben werden, über die 
Kompetenz verfügen, in sog. Amparoprozessen über die Verletzung von Grundrechten zu 
entscheiden.  Das Ergebnis dieser Entwicklungen ist, dass der EDI-Wert zwischen 2019 und 
2024 von 0,68 auf nur noch 0,51 deutlich absank.

gresses, die Einsetzung einer >Notstandsregierung< und eine V

, How press freedom in Mexico eroded during López Obrador9s presidency, in: LatAm Journalism Review, 

>The judicial reform does not contemplate lower ranks of judicial positions that do not have the faculty to adjudicate 

district ones. This indicates that the president and his political forces9 intention is likely not to improve the justice sys

ernment<; 

https://latamjournalismreview.org/articles/how-press-freedom-in-mexico-eroded-during-lopez-obradors-presidency/
https://taz.de/Ermordete-Journalistinnen-in-Mexiko/%215817038/
https://taz.de/Ermordete-Journalistinnen-in-Mexiko/%215817038/
https://elpais.com/mexico/2024-09-27/lopez-obrador-se-despide-de-su-popular-conferencia-mananera.html
https://verfassungsblog.de/judicial-reform-mexico/
https://verfassungsblog.de/judicial-reform-mexico/
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strengen, soweit diese die >
<.

n als >Anti
setz< bezeichnet wird, werden zudem die

 
muss.  I

In Ghana fanden nach mehreren Jahren der Schwächung demokratischer Institutionen durch 
Präsident Nana Akufo-Addo 2024 Präsidentschaftswahlen statt, die im Vorfeld mit 
Wahlbetrugsvorwürfen und Protesten durch Anhänger der oppositionellen NDC belegt 
wurden. Wahlbeobachter lobten die Wahlen anschließend jedoch als frei und fair. Der 
Wahlsieger und Kandidat der NDC, John Mahama, wurde nach einem friedlichen 
Machtübergang als neuer Präsident angelobt.  Südkorea und der Senegal demonstrierten 
zuletzt die Resilienz ihrer Demokratien, indem sie tiefgreifendere Autokratisierungsversuche 
ihrer Präsidenten erfolgreich abwehrten.  Weitere Autokratisierungsprozesse in 
Demokratien, auf die hier im Einzelnen nicht eingegangen werden kann, finden unter anderem 
in Argentinien, Armenien, Griechenland, Rumänien und der Mongolei statt.

Die zweite Spalte der Tabelle 2 bezieht sich auf Länder, die bereits einen Zusammenbruch 
ihrer Demokratie infolge einer Autokratisierung erlitten haben und diesen Prozess nun als 
Autokratien weiter fortsetzen. Bemerkenswert ist, dass alle 16 Länder das Produkt 
gescheiterter Demokratisierungsbemühungen seit den 1990er Jahren sind, da keines davon 

–

>legislative Diktatur< an, die den Staat >lahmgelegt< habe. Trotz Versuchen, den Zugang zum Parla-

https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/12/14/peru-declares-state-of-emergency-as-ousted-leader-remains-in-prison_6007811_4.html
https://www.lemonde.fr/en/international/article/2022/12/14/peru-declares-state-of-emergency-as-ousted-leader-remains-in-prison_6007811_4.html
https://convoca.pe/agenda-propia/ley-apci-restringe-derechos-de-asociacion-libertad-de-expresion-y-acceso-la-justicia
https://www.infobae.com/peru/2025/03/13/pleno-del-congreso-aprueba-en-primera-votacion-ley-que-fiscaliza-a-las-ong/
https://www.infobae.com/peru/2025/03/13/pleno-del-congreso-aprueba-en-primera-votacion-ley-que-fiscaliza-a-las-ong/
https://nai.uu.se/stories-and-events/news/2025-02-06-ghanas-democracy-stress-tested---three-milestones-passed.html
https://mondediplo.com/2025/02/04south-korea
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zuvor eine Demokratie war. In sechs Ländern – Libyen, Burkina Faso, Niger, Mali, Sierra Leona 
und der Ukraine – sind Kriege und Staatsstreiche die Hauptursache der dort stattfindenden 
Autokratisierungsprozesse. Zehn Länder – Belarus, Georgien, Serbien, El Salvador, Nicaragua, 
Elfenbeinküste, die Mongolei, Mauritius, Guyana und Indonesien – sind klassische Fälle eines 
schleichenden demokratischen Rückfalls, der durch die jeweiligen Amtsinhaber initiiert wurde 
und zu einem vorläufigen demokratischen Zusammenbruch dieser Länder geführt hat.

In Indonesien, der (ehemals) drittgrößten Demokratie der Welt, griffen in den vergangenen 
Jahren verschiedene Maßnahmen Platz, die auf eine Autokratisierung des politischen Systems 
abzielten. Verhängnisvoll erwies sich vor allem die Amtszeit von Präsident Joko Widodo (2014-
2024): Seine Regierung ging gegen Oppositionelle vor und kriminalisierte Regierungskritiker 
auf sozialen Medien , die Zulassungsbedingungen für wahlwerbende Parteien wurden 
sukzessive verschärft und die großen Medienimperien stellten sich nach und nach auf die Seite 
der Regierung. Widodo unternahm schließlich den Versuch, eine dritte Amtszeit zu erlangen 
und die Wahlen zu verschieben. Eine stärkere Machtkonzentration von Widodo und früherer 
Präsidenten konnte bislang nur durch ein eigenständig agierendes Parlament und politische 
Eliten verhindert werden.   Ob dies unter dem neugewählten Präsidenten Prabowo Subianto 
so bleibt, ist fraglich: Subianto ist ein ehemaliger Militärgeneral, der der Begehung von 
Menschenrechtsverletzungen während der Diktatur von Haji Suharto (1967-1998) beschuldigt 
wird.  Der EDI stürzte im Zeitraum von 2008 bis 2024 von 0,71 auf 0,48 ab.

Als dritte und letzte Gruppe ist schließlich die Gruppe der autokratisierenden Autokratien zu 
nennen. Keines dieser zwölf Länder wurde von V-Dem jemals als Demokratie klassifiziert. Da 
der Fokus der vorliegenden Arbeit auf den aktuellen und ehemaligen Demokratien liegt, ist auf 
die Spezifika der Länder in dieser Gruppe nicht näher einzugehen.

>In 2008, the Indonesian parliament passed the Electronic Information and Transactions Law (UU ITE 1/2008), which was 

trary manner. (&) The increased use of UU ITE and other laws is not necessarily an indicator of a greater restriction 

academics, and in many cases people who simply express their opinions via social media are targeted<; 

: >Prabowo9s actions, both in the run
suggest that he is likely to persist with Indonesia9s current somewhat degraded democratic system but may also gradually 

style democracy.  8Our democracy has to be 
unique to Indonesia, suitable for our nation, a democracy that originates from our history and culture.9  Such sentiments hav
been used often in Indonesia9s past by authoritarian leaders to justify dismantling or enervating democracy<; 
and Indonesia9s Vulnerable Democracy, in: LSE Blog, 

https://blogs.lse.ac.uk/seac/2024/10/23/prabowo-and-indonesias-vulnerable-democracy/
https://blogs.lse.ac.uk/seac/2024/10/23/prabowo-and-indonesias-vulnerable-democracy/
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Im Jahr 2019 veröffentlichten Lührmann und Lindberg einen viel zitierten Artikel mit dem 
Titel >A third wave of autocratization is here: what is new about it?<, in dem sie eine globale 
>Autokratisierungswelle< diagnostizierten. Sie datierten den Beginn der Welle auf das Jahr 
1994.  Seit der Veröffentlichung dieses Artikels wurde die These von der dritten 
Autokratisierungswelle in jedem der von V-Dem jährlich herausgebrachten Democracy Reports 
erneuert. Der jüngste Bericht zum Zustand der Demokratie aus dem Jahr 2024  dokumentiert 
45 Länder, in denen insgesamt 38% der Weltbevölkerung leben, die von einer 
Verschlechterung ihres Demokratieniveaus betroffen seien. 14 dieser Länder wie Ungarn, 
Serbien, Nicaragua oder Indien hätten bereits einen Zusammenbruch ihres demokratischen 
Systems erlitten. Gleichzeitig gebe es immer weniger demokratisierende politische Systeme, 
die den Rückgang der Demokratiequalität in den autokratisierenden Ländern ausgleichen 
könnten. Den 45 autokratisierenden Ländern stünden nur 18 demokratisierende Länder, die 
zudem nur über eine geringe Bevölkerungszahl verfügten, weshalb das Ungleichgewicht 
gemessen an der Bevölkerungszahl noch größer sei. Umgerechnet auf die Bevölkerungszahl 
seien bereits 71% der Weltbevölkerung Einwohner in einer Autokratie, wodurch das 
durchschnittliche Demokratieniveaus einer Person auf den Indexwert des Jahres 1985 
abgesunken sei.

V-Dems These von der dritten Welle der Autokratisierung trug maßgeblich dazu bei, dass die 
herkömmliche Darstellung zum Zustand der Demokratie pessimistisch geworden ist. Längst hat 
sich im öffentlichen  und im akademischen Diskurs  das Narrativ durchgesetzt, dass die 
Demokratie weltweit erhebliche Rückschritte gemacht habe und dies nur der Anfang einer 
demokratischen Regression gewesen sei, die sich durch einen steten Verlust an 
demokratischer Qualität in immer mehr Ländern bemerkbar mache.  Die Regressionsthese 
wird zumeist mit der Warnung verbunden, dass der Trend der Beginn eines bevorstehenden, 
viel größeren Niedergangs der Demokratie sein könnte.  Viele Wissenschaftler haben daher 

–

 Vgl V-Dem, Democracy Report 2024. Democracy Winning and Losing at the Ballot; https://v-dem.net/documents/43/v-
dem_dr2024_lowres.pdf.

in einer Phase der =demokratischen Regression< befände, da sich die gemessene Demokratiequalität in den vergangenen 

159. <D

autocratization=; 

https://www.v-dem.net/documents/54/v-dem_dr_2025_lowres_v1.pdf
https://v-dem.net/documents/43/v-dem_dr2024_lowres.pdf
https://v-dem.net/documents/43/v-dem_dr2024_lowres.pdf
https://www.dw.com/en/democracy-at-risk-the-global-trend-of-deteriorating-freedoms/a-68606588
https://www.dw.com/en/democracy-at-risk-the-global-trend-of-deteriorating-freedoms/a-68606588
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der Erforschung von Autokratisierungsprozessen und der Krisenhaftigkeit von Demokratie den 
Vorzug gegenüber Themen der (Re-)Demokratisierung eingeräumt.  

Der behauptete Verlustschub der demokratischen Regression, für den vor allem der 
internationale Aufschwung des Rechtspopulismus verantwortlich gemacht wird, widerspricht 
der liberalen Fortschrittserwartung von der steten Transformation zum Besseren in der 
Moderne, die nach dem Fall der Sowjetunion wiederaufstand.  Anstelle des erhofften 
Siegeszugs des modernisierungstheoretisch als überlegen angesehenen liberalen 
Demokratiemodells mit seinen checks and balances haben sich Ernüchterung und 
Enttäuschung über mancherorts zu beobachtende Rückschritte bei der Gewaltenteilung, des 
Schutzes der unabhängigen Medien und des fairen Umgangs mit dem politischen Gegner 
ausgebreitet. Diese Ernüchterung erhielt nach dem erneuten Amtsantritt Donald Trumps eine 
neue Dimension.

Um präzise und haltbare Aussagen über den Zustand der Demokratie treffen zu können, ist 
jedoch das Vorliegen von Daten erforderlich, die auf zuverlässigen Methoden zur Messung von 
Demokratie und Autokratisierung basieren. Dies zu gewährleisten, ist ein äußerst schwieriges 
Unterfangen. Unter der Oberfläche unumstößlich klingender Schlagzeilen wie jener von V-
Dem, wonach das Demokratieniveau eines Durchschnittsbürgers auf den Stand von 1985 
zurückgegangen sei , verbergen sich tiefergehende methodologische Probleme, die in den 
Demokratieberichten der Forschungsinstitute kaum Erwähnung finden . So besteht bereits, 
wie wir gesehen haben, erhebliche Uneinigkeit innerhalb der Politikwissenschaften darüber, 
wie Demokratie überhaupt definiert werden soll und selbst jene Komponenten einer 
Demokratie, über die weitgehend Konsens besteht, wie freie und faire Wahlen, sind schwer zu 
messen, da sie auf subjektiven und daher oftmals divergierenden Urteilen von Experten 
beruhen. Subjektive Indikatoren haben den Vorteil, dass sie Komponenten messen, für die es 
schwierig ist, objektive Daten zu erheben. Diese breitere Abdeckung geht jedoch auf Kosten 
der Genauigkeit und Reproduzierbarkeit der Daten. Dies lässt die Möglichkeit offen, dass ein 
globaler Rückgang der Demokratie eher auf Veränderungen in den Einstellungen der befragten 
Länderexperten als auf tatsächliche Änderungen der Verhältnisse zurückzuführen ist.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach der Belegbarkeit der These einer aktuell 
stattfindenden Autokratisierungswelle. Dem soll im Folgenden in aller gebotenen Kürze 
nachgegangen werden.

, 8In a real sense, US democracy has died9: how Trump is emulating Hungary9s Orbán, in: The Guardian, 

https://www.theguardian.com/us-news/2025/feb/07/trump-viktor-orban-electoral-autocracy
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Wie lässt sich Demokratie quantifizieren? 
Überblick über gängige Verfahren der Demokratiemessung

In den vergangenen Jahrzehnten hat die Zahl der verfügbaren Datensätze stark 
zugenommen, die beabsichtigt, die länderspezifische und globale Demokratiequalität zu 
messen. Die Indizes unterscheiden sich deutlich in ihrem Demokratieverständnis und ihrer 
Methodologie. Eine Möglichkeit, den wachsenden Bestand an Indizes zu kategorisieren, ist die 
Unterscheidung nach Skalenniveaus. In Betracht kommen binäre, ordinale oder 
intervallbasierte Indizes. Zu den binären Indizes zählen der etwas ältere Demokratie-Diktatur-
Index (>DDI<) von Przeworski und seinen Mitarbeitern, der auf einem minimalistischen 
Demokratiemodell beruhende Index von Cheibub, Ghandi und Vreeland (>CGV<) sowie der 
Boix-Miller-Rosato-Index (>BMR<), der auf Dahls Polyarchiekonzeption setzt.  Binäre Indizes 
zielen darauf auf ab, politische Systeme eindeutig als Demokratien oder Autokratien zu 
klassifizieren. Ihr Nachteil besteht darin, dass sie Grenzfälle im Graubereich zwischen 
Demokratie und Autokratie nicht eindeutig zuordnen können. Die zunehmende Anzahl an 
Wahlautokratien und elektoralen Demokratien, die sich in diesem Graubereich bewegen und 
deshalb gelegentlich als >hybride Regime< bezeichnet werden, reduzieren den Nutzen binärer 
Indizes erheblich. Verkompliziert wird die Messung weiters dadurch, dass den Indizes 
verschiedene Demokratiebegriffe zugrunde liegen, weshalb die Ergebnisse für ein und 
dasselbe Land stark divergieren können. 

Ordinalskalen, die eine Rangordnung von Variablen erzeugen, finden sich insbesondere bei 
Freedom House. Seit 1973 veröffentlicht Freedom House jährlich den Bericht >Freedom in the 
World<, in dem das aktuelle Niveau der bürgerlichen Freiheiten und politischen Rechte in der 
Welt bewertet wird. Für jede der 25 Fragen, die in einer Umfrage an Experten gestellt werden, 
kann ein Land zwischen null und vier Punkten erhalten. Die Punkte für das Niveau an 
bürgerlichen Freiheiten und politische Rechte werden getrennt addiert und dann in ein Rating 
umgewandelt, bei dem 1,0 die beste und 7,0 die schlechteste Bewertung ist. Schließlich 
werden die Bewertungen kombiniert, gemittelt und in eine Klassifizierung des Landes als frei 
(1 - 2,5), teilweise frei (3 - 5) oder nicht frei (5,5 - 7) umgewandelt. Auch diese dreistufige Skala 
umgeht jedoch die Frage, welches >teilweise freie< Land eine Demokratie ist und welches 
nicht. Bogaards identifizierte 2012 mindestens 14 verschiedene Varianten, Freedom-House-
Ratings zur Klassifizierung in Demokratien oder Autokratien zu verwenden. Der Schwellenwert 
für die Einstufung als Demokratie oder Nicht-Demokratie reichte dabei von 2,5 bis 5,5.  Zu 
beachten ist auch, dass Freedom House in seinen Fragen implizit Kriterien aufstellt, die keinen 
unmittelbaren Konnex zur Demokratie aufweisen. So ist fraglich, ob ein niedriges 
Korruptionsniveau sowie ein hohes Level an Eigentums- und Religionsfreiheit automatisch mit 
einer höheren Demokratiequalität assoziiert sein muss. Bush weist zudem darauf hin, dass 
>Freedom in the World<-Bewertungen liberalen Elementen besondere Beachtung schenkt, da 
sie den vorherrschenden Standpunkt von US-amerikanischen Außenpolitikexperten 
wiedergibt. Der dem Index innewohnende Bias in Bezug auf das Modell des demokratischen 
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Verfassungsstaates führe dazu, dass mit den USA verbündete Länder in der Regel bessere 
Werte erhielten als in anderen Berichten.

Zu den intervallskalierten Indizes, die auch die feineren Unterschiede in der 
Demokratiequalität messen, zählen der Economist Democracy Index sowie die IDEA Global 
State of Democracy Indices. Der erstgenannte Index bildet anhand von fünf Kategorien 
(Wahlverfahren und Pluralismus, bürgerliche Freiheiten, Funktionsweise der Regierung, 
politische Partizipation und politische Kultur) eine Momentaufnahme des Zustands der 
Demokratie weltweit ab. Die IDEA Global State of Democracy Indices messen dagegen das 
Abschneiden von Demokratien anhand von vier Kategorien: Repräsentation, Rechte, 
Rechtsstaatlichkeit und Partizipation.

Die Indizes des Varieties of Democracy-Instituts

In der Fachliteratur und der europäischen öffentlichen Debatte werden zunehmend die 
intervallskalierten Indizes des V-Dem-Instituts zur Demokratiemessung herangezogen. 
Lührmann und Lindbergs Diagnose von der dritten Welle der Autokratisierung basiert etwa auf 
den Daten von V-Dem. V-Dem bietet separate Indizes für fünf verschiedene Arten von 
Demokratie. Hierzu zählen der Electoral Democracy Index (EDI), der Liberal Democracy Index 
(LDI) und der Participatory Democracy Index, um nur drei der fünf Indizes zu nennen. Die 
Anzahl der Subkomponenten und Indikatoren kann je nach Index sehr unterschiedlich 
ausfallen. Insgesamt enthält der Datensatz über 60 Subkomponenten und 500 Indikatoren.  
Ein Großteil der Daten wird von Experten erhoben, die in der Regel Akademiker aus dem 
jeweils zu beobachtenden Land sind.

Den Ausgangspunkt im konzeptionellen Rahmen der verschiedenen V-Dem Indizes bildet der 
Electoral Democracy Index (EDI), der auch in den übrigen vier Indizes als Komponente zu 
finden ist. Der EDI beruht auf Dahls Polyarchiemodell und setzt sich aus fünf Subkomponenten 
zusammen. Diese Subkomponenten messen zusammengefasst das Niveau der Freiheit, 
Fairness und Inklusion von regelmäßig abgehaltenen Wahlen sowie den Grad der Meinungs-, 
Informations- und Assoziationsfreiheit in einem Land. In der Subkomponente zur 
Assoziationsfreiheit findet man beispielsweise Indikatoren, die das Ausmaß der 
Parteiengründungsfreiheit und Repression gegenüber zivilgesellschaftlichen Organisationen 
zu messen versuchen.  

Einen Schritt weiter als der EDI geht der LDI. Neben der elektoralen Komponente finden sich 
dort auch Indikatoren zur Messung bürgerlicher Freiheiten und Beschränkungen für die 
Exekutive durch Gerichte und das Parlament. Der LDI beurteilt die Qualität einer Demokratie 
auch anhand der Grenzen, die Regierenden gesetzt werden, und dem Schutz, den 
Minderheiten und Individuen genießen. Im Subindex des LDI zur >Rechtsgleichheit und 

>Researchers might infer that countries are democratizing when they are simply becoming better aligned with U.S. for-
eign policy (&) if the benchmarks that are used to implement conditionality are biased in favor of U.S. allies, then the stat

democracy<; 

https://www.v-dem.net/documents/29/V-dem_democracyreport2023_lowres.pdf
https://www.v-dem.net/documents/29/V-dem_democracyreport2023_lowres.pdf
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individuellen Freiheit< finden sich daher beispielsweise Fragen zur Abwesenheit von politisch 
motivierten Attentaten, Folter und Zwangsarbeit, zur Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit 
sowie zur Kontrolle der Exekutive durch die Legislative. Den jährlichen Demokratieberichten 
von V-Dem zum Zustand der Demokratie werden in der Regel die Daten des LDI zugrunde 
gelegt.

Durch eine komplizierte Addition und Multiplikation der verschiedenen Subkomponenten 
werden die Indizes auf einer Intervallskala von null bis eins abgebildet. Ein Wert von eins auf 
dem EDI bedeutet, dass ein Land die Anforderungen an eine Polyarchie voll erfüllt, während 
bei einem Wert von null das Ideal überhaupt nicht erfüllt wird. Für alle 179 gemessenen Länder 
stellt V-Dem Daten zur Verfügung, die im Zeitverlauf bis ins Jahr 1789 zurückverfolgt werden 
können.

Die Operationalisierung politischer Systeme bei V-Dem

Auf Basis der Werte auf der Indexskala des EDI operationalisiert das V-Dem Institut 
entsprechend der Klassifizierung von Regimes of the World (>RoW<) eine Einstufung der 
Länder in geschlossene und elektorale Autokratien bzw. elektorale und liberale Demokratien 
vorgenommen.  

In der RoW-Operationalisierung werden Regime als geschlossene Autokratien betrachtet, 
wenn sie überhaupt keine Wahlen abhalten und politische Freiheitsrechte nicht gewährleistet 
sind. Finden Wahlen unter freien, jedoch unfairen Bedingungen statt und sind politische 
Freiheitsrechte nur unzureichend realisiert, liegt eine elektorale Autokratie vor.

Als elektorale Autokratien gelten all jene Länder, die einen EDI-Wert von 0,5 oder niedriger 
aufweisen. Der Indexwert von 0,5 auf der EDI-Skala dient V-Dem somit als Schwellenwert 
zwischen Autokratie und Demokratie. Alternativ gelten auch jene Länder als elektorale 
Autokratien, die bei den Indikatoren :elections multiparty8  und :free and fair elections8 zwei 
oder weniger als zwei Punkte auf einer Skala von 0 bis 4 erreichen.  Elektorale Autokratien 
entsprechen dem bereits beschriebenen Subtyp der Wahlautokratie. Elektorale Demokratien 
sind hingegen politische Systeme, die entweder einen EDI-Wert von über 0,5 aufweisen oder 
bei den Indikatoren :elections multiparty8 und :free and fair elections8 jeweils mehr als zwei 
Punkte erreichen. Institutionell werden an elektorale Demokratien dieselben Anforderungen 
wie an die Dahl9sche Polyarchie gestellt. Elektorale Demokratien sollten daher nicht mit dem 
Modell der Wahldemokratie von Lipset und Lakin verwechselt werden. Wahldemokratien 
verfügen zwar über freie, faire und inklusive Wahlen, nicht jedoch über im Großen und Ganzen 
realisierte politische Freiheitsrechte, die auch abseits von Wahlen einen politischen 

Der >elections multiparty< Indikator kennt (wie der free and fair elections<
keiten auf die Frage >Was this national election multiparty?<, wobei null die Aussage trifft, dass keine Mehrparteienwahlen 

: >2: Constrained. 
—

<
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Wettbewerb gewährleisten. Noch entfernter von elektoralen Demokratien sind 
minimalistische Demokratien, die nur über freie Wahlen und über ein Mindestmaß an 
politischem Wettbewerb verfügen. Minimalistische Demokratien weisen trotz erheblicher 
Defizite noch grundlegende demokratische Merkmale auf und können daher in 
eingeschränktem Maße als Demokratien qualifiziert werden.

Abbildung 1: Unterteilung politischer Systeme nach dem RoW-Schema

Quelle: Paula Martini, Im Dschungel der Indizes: Wie wird Autokratisierung verstanden und gemessen? In: Stiftung 
Wissenschaft und Politik, Arbeitspapier Nr. 1 (2024), 1-17 (10), https://tinyurl.com/3etwbz9k (zuletzt abgerufen am 9.6.2025).

Die Einstufung eines politischen Systems als liberale Demokratie gestaltet sich überaus 
komplex. Das Codebook von V-Dem nennt gleich fünf verschiedene Voraussetzungen: Um als 
liberale Demokratie von V-Dem klassifiziert zu werden, muss ein Land neben der Erfüllung der 
Kriterien der elektoralen Demokratie (1) einen Wert von über 0,8 in der Subkomponente 
:liberale Demokratie8 (2) und zugleich Werte von über drei Punkten auf einer Skala von null bis 
vier bei den Indikatoren :transparent laws with predictable enforcement8 (3), :access to justice 
for men8 (4) und :access to women8 (5) aufweisen. 

Diese hoch gefassten Hürden führten 2021 dazu, dass Österreich seinen Status als liberale 
Demokratie verlor und seitdem nur noch als elektorale Demokratie bei V-Dem firmiert. 
Entscheidend hierfür war der Umstand, dass die Bewertung Österreichs im Indikator 
:transparent laws with predictable enforcement8 nach einer langen Phase relativer Stabilität 
von 3,46 Punkten im Jahr 2020 auf nur noch 2,96 im Jahr 2021 absank.  Trotz eines 
Konfidenzintervalls von 2,74 bis 3,2 war damit die Herabstufung Österreichs besiegelt. Ähnlich 
erging es zuletzt Portugal, das aufgrund einer Bewertung von nur noch 2,89 im Indikator 

renz und Rechtssicherheit in einem >relativ starken Ausmaß< gewährleistet sind; aaO 183.

https://tinyurl.com/3etwbz9k
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:access to justice for men8 2023 zu einer elektoralen Demokratie herabgestuft wurde. Weitere 
Länder, die zwischen 2012 und 2024 den Status als liberale Demokratie verloren haben, sind 
Kanada und das Vereinigte Königreich. Selbst innerhalb von V-Dem wird Kritik daran geübt, 
dass diese vier Länder nicht mehr als liberale Demokratien eingestuft werden, obwohl sich ihre 
LDI-Werte auf einem hohem Niveau zwischen 0,74 und 0,76 bewegen und ihre Herabstufung 
kontraintuitiv ist. Bemerkenswert ist auch, dass V-Dem 2024 einige Länder mit deutlich 
niedrigeren LDI-Werten als liberale Demokratien einstuft, darunter Südafrika (0,65), Jamaika 
(0,68) und Italien (0,71). Im Jahr 2012 wurde Serbien mit einem Wert von 0,49 gleichermaßen 
klassifiziert.  

>(&) 
as the degree to which their perception of the response scale differs from other experts<; 

>

(&) In the process, the model algorithmically estimates both the degree to which an expert is reliable relative to other expe

overlapping coding (&) to estimate the degree to which differences in scale perception are systematic across experts who 
es. (&) In the resulting V

intervals)<; 

>There has been a substantial increase in reporting on backsliding in recent years (&), and this attention can paint a 
misleading picture for observers<; 

https://www.v-dem.net/about/v-dem-project/methodology/
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ein >Working Paper< des Instituts veröffentlicht wurde, in dem die fehlende empirische und 

plizierte Werte näher bei 0 liegen. So liegt der >multiplicative polyarchy index< für Indien 2024 
bei nur 0,14, der >additive polyarchy index< dagegen bei 0,65. Da es innerhalb des For-

586). >Because we believe both the necessary conditions and 

Dahl9s institutional concept), our aggregation formulas i
terms to the multiplicative term, we give them equal weight<; 
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komponenten zur Gänze addiert werden. Senkte man dann noch die >Einstiegshürde< zur De-

der Demokratien konfrontiert. Das Dogma von der >dritten Autokratisierungswelle< müsste 

>The arbitrariness of an ordinal or interval scale lies in the choice of indicators to include as elements of the index and 
the choice of aggregation method to combine those indicators into a single index<; Skaaning/Gerring/Bartusevičius
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mit >ja< oder >nein< beantwortet werden kann. Aus der kumulativen Logik folgt, dass zur Er-

Zeitraum 1800 bis 2024. Der binäre Indikator >competitive_elections<

Im Jahr 2024 jährte sich die portugiesische Nelkenrevolution zum fünfzigsten Mal. Die 
Nelkenrevolution, der Beginn der Redemokratisierung in Brasilien unter Ernesto Geisel und die 
Metapolitefsi in Griechenland leiteten jenen Prozess ein, den Huntington als >dritte Welle der 
Demokratisierung<   bezeichnete. Die dritte Welle der Demokratisierung auf dramatische Art 
und Weise die politische Landschaft der meisten Regionen der Welt. Mehrparteienwahlen 
wurden danach zum Standardverfahren für die Übertragung der Regierungsmacht. Jede 
Beurteilung des heutigen Zustands der Demokratie in der Welt muss damit beginnen, die 
Beständigkeit dieses historischen Wandels anzuerkennen. Als die dritte Welle 1974 begann, 
gab es nur 47 Demokratien auf der Welt, die rund 28% der Staaten der Welt repräsentierten. 

Skaaning/Gerring/Bartusevičius, 

>We regard regimes with minimal competition but restricted suffrage such as Britain during the 19th century as more 

democracy; the latter is functionally dependent upon the former<; Skaaning/Gerring/Bartusevičius, 

https://dataverse.harvard.edu/file.xhtml?fileId=6290761&version=4.0


Demokratische Resilienz im Angesicht weltweiter Autokratisierung

Die meisten dieser Länder waren die Demokratien des Westens sowie eine Reihe kleinerer 
Inselstaaten, die früher britische Kolonien waren. Hinzu kamen einige sich entwickelnde 
Demokratien wie Indien, Israel, Costa Rica und die Türkei.

In den folgenden drei Jahrzehnten erfuhr die Demokratie einen bemerkenswerten 
Aufschwung. Von 1974 bis 2004 gab es einen präzedenzlosen, kontinuierlichen Zuwachs in der 
Zahl neuer Demokratien und der dort lebenden Bevölkerung. Zieht man die Daten von 
Skaanings LIED+ heran, gab es im Jahr 2004 119 Demokratien und 83 Autokratien. 2023 waren 
es mit 123 Demokratien sogar noch mehr als vor zwanzig Jahren und auch die Zahl der 
Autokratien ist nochmal deutlich auf nun mehr 67 Autokratien abgesunken. 

Ein Teil des Erfolgs dieser Entwicklung ist bis heute intakt geblieben, wie der erfolgreiche 
Übergang zur Demokratie in Ländern wie Spanien, Portugal, Griechenland, den baltischen 
Staaten, der Tschechischen Republik, Chile oder Brasilien zeigt. Vor allem in Mittel- und 
Südamerika scheint sich die Demokratie vorerst durchgesetzt zu haben. Die Autokratien 
Venezuelas, Nicaraguas, El Salvadors und Kubas stellen auf den amerikanischen Kontinenten 
mittlerweile die Ausnahme dar. Auch in Osteuropa hat es bedeutende Fortschritte bei der 
Demokratisierung gegeben. Dem gescheiterten Übergangsprozess in Russland und der daran 
anschließenden Autokratisierung in Belarus, Serbien, der Türkei, Ungarn, Polen und Georgien 
stehen zahlreiche Erfolge gegenüber, die sich neben den bereits erwähnten Ländern im 
Baltikum, in Griechenland und der Tschechischen Republik auch in Slowenien, Kroatien, dem 
Kosovo, Montenegro, Moldawien und Armenien materialisiert haben. In Afrika und Asien 
verhalf die dritte Demokratisierungswelle dagegen nur wenigen Staaten nachhaltig zur 
Demokratie. Zu den beständigeren demokratischen Staaten der neuen Generation zählen dort 
vor allem Südkorea, Taiwan, der Senegal, Ghana, Botswana und Südafrika.

Betrachtet man die Daten des EDI von V-Dem so wird deutlich, dass auch hier die dritte 
Demokratisierungswelle bezogen auf die Anzahl der Demokratien deutliche Erfolge vorweisen 
kann. Gab es auf dem Höhepunkt der dritten Demokratisierungswelle im Jahr 2004 94 
Demokratien, so sind es 2024 immer noch 88, wobei sich die Zahl der liberalen Demokratien 
um zwölf Länder verringert hat. Lührmann und Lindberg räumen in ihrem Artikel zur dritten 
Autokratisierungswelle selbst ein, dass sich die Zahl der Demokratien nahe ihrem Allzeithoch 
befindet.  Der Rückgang an liberalen Demokratien wurde seit 2004 zur Hälfte durch eine 
Zunahme in der Zahl der elektoralen Demokratien (2004: 53; 2024: 59) kompensiert. Da die 
Hürden für eine Klassifizierung als liberale Demokratie äußerst hoch sind und bereits 
geringfügig schlechtere Werte im EDI-Index und den drei maßgeblichen Indikatoren zu einer 
Herabstufung führen können, ist die Verringerung in der Zahl der liberalen Demokratie weniger 
überraschend als dies auf den ersten Blick erscheinen mag. Dies gilt umso mehr, wenn man 
berücksichtigt, dass die Bewertungen der Länderexperten eine hohe Standardabweichung 
aufweisen und nicht auszuschließen ist, dass eine Einflussnahme durch die negative mediale 
Berichterstattung der vergangenen Jahre stattgefunden hat.

Die Zahl der Autokratien ist laut V-Dem in den vergangenen zwanzig Jahren moderat 
angestiegen. Von 83 im Jahr 2004 erhöhte sich die Zahl der Autokratien um acht Länder auf 91 
2024. Bei den Wahlautokratien gab es nur eine geringe Zunahme (2004: 54; 2024: 56). Nach 

: >At the same time, the share of countries in the world that are democratic 
– 53%<; 
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einer Phase des Anstiegs befand sich deren Anzahl zuletzt wieder rückläufig. Die umgekehrte 
Entwicklung zeichnet sich in geschlossenen Autokratien ab. Auf einen langsamen 
Rückwärtstrend folgte in den vergangenen Jahren ein deutlicher Anstieg, der auf 
Militärputsche und Bürgerkriege in Afghanistan, Myanmar und mehreren Ländern Subsahara-
Afrikas zurückzuführen ist. Mit 35 geschlossenen Autokratien verzeichnet V-Dem 2024 sechs 
mehr als 2004.

Drei grobe Trends lassen sich aus den Daten von V-Dem zur Anzahl der Regimetypen ableiten: 
Erstens wird eine vermeintliche Schwächephase der liberalen Demokratie sichtbar. Seit 2004 
ist ihre Zahl um zwölf Länder gesunken. Zweitens gibt es zunehmend mehr Repressionen in 
Autokratien, die sich in autokratischen Konsolidierungen niederschlagen. Drittens zeigen die 
Daten einen moderaten Anstieg von acht Ländern in der Kategorie der (geschlossenen und 
elektoralen Autokratien) während der vergangenen zwanzig Jahre.

Diese Datenlage steht jedoch im Widerspruch zu jener des LIED+, in der ein deutlicher 
Rückgang in der Zahl der Autokratien ersichtlich ist. Die folgende Tabelle veranschaulicht die 
unterschiedlichen Ergebnisse der beiden Datensätze für drei verschiedene Zeitpunkte:

Tabelle 3: Anzahl der Demokratien und Autokratien von 1974 bis 2023 nach dem EDI und LIED+

Anzahl der 
Demokratien

Anzahl der 
Autokratien

Gesamtzahl der 
Länder

V-Dem (1974) 37 121 158
LIED+ (1974) 47 122 169
V-Dem (1994) 77 98 175
LIED+ (1994) 103 83 186
V-Dem (2004) 94 83 177
LIED+ (2004) 119 83 202
V-Dem (2023) 91 88 179
LIED+ (2023) 123 67 206
Quelle: Nord/Altman/Angiolillo/Fernandes/God/Lindberg, Democracy Report 2025, 12 bzw. Skaaning, The 

Lexical Index of Electoral Democracy (LIED) Dataset (v6.0) Codebook, 1-5 (2), in: Harvard Dataverse, 
https://dataverse.harvard.edu/file.xhtml?fileId=6290761&version=4.0 (zuletzt abgerufen am 19.6.2025). Eigene 
Darstellung.

–
–

–
–

https://dataverse.harvard.edu/file.xhtml?fileId=6290761&version=4.0
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Während sich die beiden Datensätze im Zeitraum von 1974 bis 2004 weitgehend konvergent 
entwickelten, divergieren ihre Befunde ab 2004 deutlich. Seither liefern sie konträre Aussagen 
darüber, ob die Zahl der Autokratien global zugenommen oder abgenommen hat. Angesichts 
dieser widersprüchlichen Ergebnisse ist fraglich, ob aus der Entwicklung der Anzahl der 
politischen Systeme Schlussfolgerungen über das Ausmaß der weltweiten Autokratisierung in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten abgeleitet werden können.

Analysiert man den Indexwert des EDI von V-Dem, der die globale Demokratiequalität 
messen soll, so kommen je nach Betrachtungsweise ebenfalls zwei gegenläufige 
Schlussfolgerungen in Betracht.

Zieht man den globalen Länderdurchschnittswert heran, kann von einer aktuell zu 
beobachtenden Stagnation oder von einem moderaten Gegentrend zur dritten 
Demokratisierungswelle gesprochen werden: Lag der globale Länderdurchschnittswert im Jahr 
1973 noch bei 0,29, so erreichte er zwischen 2010 und 2012 mit 0,53 sein bislang höchstes 
Niveau. 2013 begann der Indexwert erstmals seit 1969 wieder leicht zu sinken. Im Jahr 2024 
lag der EDI-Wert bei 0,49 und lag damit noch innerhalb des Konfidenzintervalls von 2012 (0,49 
bis 0,57). Unklar ist, ob es angesichts dieses geringen, innerhalb der statistischen 
Fehlerwahrscheinlichkeit liegenden Rückgangs zulässig ist, von einer Autokratisierungswelle 
zu sprechen, die bereits 1994 gestartet sein soll.

Abbildung 2: Verlauf des Electoral Democracy Index nach Länderdurchschnittswerten und Bevölkerung

Quelle: V-Dem, https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/ (zuletzt abgerufen am 21.6.2025). Eigene 
Darstellung.

>This drop is minuscule and clearly within the boundaries of the statistical confidence levels offered by V
to account for potential measurement error (&) Arguably, based on a standard focus on net changes, a third wave of au-

wave of autocratization<; 
1542 (1539). =In general, it is hard to identify a strong trend in either 

direction in recent decades, and there is certainly not much backing for Anne Lührmann and Steffan Lindberg9s (2019) claim 
e 1994<; 

https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/
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Brisanter wird das Bild, zieht man nicht den Länderdurchschnittswert, sondern die 
Bevölkerungszahl als Maßstab heran. Der bevölkerungsgewichtete globale Indexwert sank laut 
V-Dem von 0,49 im Jahr 2012 auf nur noch 0,39 im Jahr 2024. Dies wäre ein Rückfall auf den 
Indexwert von 1986.

In Bevölkerungszahlen ausgedrückt bedeutete dies, dass heute bereits mehr als zwei Drittel 
der Weltbevölkerung (72% bzw. 5,7 Mrd.) Einwohner in einer (elektoralen oder geschlossenen) 
Autokratie wären, während es 2004 noch 50% waren. In den verbliebenen 29 liberalen und 59 
elektoralen Demokratie lebten heute nur noch 12% bzw. 17% der Weltbevölkerung.  Diese 
Entwicklung lässt sich auf den ersten Blick wie ein klares Indiz für eine dramatische 
Autokratisierungswelle interpretieren.

Eine differenzierte Analyse zeigt jedoch, dass der Anstieg der in autokratischen Systemen 
lebenden Weltbevölkerung seit 2004 in erheblichem Maße auf Indien zurückzuführen ist. 
Während sich der globale Anteil autokratisch regierter Bevölkerungen im betrachteten 
Zeitraum um 22 Prozentpunkte erhöhte, entfielen auf Indien 2024 rund 17,8 % der 
Weltbevölkerung – ein nahezu unveränderter Anteil im Vergleich zu 2004 (17,5 %).

Doch bestehen einige Zweifel daran, ob Unregelmäßigkeiten wie die mangelnde 
Unabhängigkeit der Wahlkommission  oder Vorwürfe der politisch motivierten Inhaftierung 
prominenter Oppositionspolitiker  ausreichen, um Indien nicht mehr als Demokratie 
einzustufen. Freedom House bezeichnet Indien in seinem jüngsten Bericht als >teilweise frei< 
und bewertet das Wahlsystem als frei und fair.  Der Bertelsmann Transformation Index (BTI) 
bewertet Indien als Demokratie mit funktionierenden Institutionen, weist jedoch auf 
erhebliche Defizite hin, insbesondere in Bezug auf Rechtsstaatlichkeit, politische Teilhabe und 
die Achtung bürgerlicher Freiheiten. Der Economist Democracy Index klassifiziert Indien als 
>unvollständige Demokratie<. Im Datensatz von LIED+ wird Indien zwar nicht mehr als 
Polyarchie eingestuft, dafür jedoch als Wahldemokratie mit freien, freien und ausreichend 
inklusiven Wahlen. Beobachter bewerteten die Wahlen zum indischen Parlament im Jahr 2024 
zudem als frei und fair.  

Stufte man Indien in einem fiktiven Szenario nicht mehr als Autokratie ein, sondern als 
Demokratie, hielten sich die Bevölkerungen in Demokratien und Autokratien 2024 in etwa die 
Waage (46,5% vs. 53,5%). Im Vergleich zum Jahr 2004, als noch 50% der Weltbevölkerung in 
Demokratien lebte, bedeutete dies nur einen geringen Rückgang von 3,5%. Eine solche 
Betrachtung würde eher auf einen moderaten Rückgang der globalen 
Demokratisierungsdynamik hinweisen als auf eine Autokratisierungswelle.

https://www.unfpa.org/data/world-population-dashboard
https://www.unfpa.org/data/world-population-dashboard
https://frontline.thehindu.com/politics/eci-ushers-india-to-its-electoral-nadir-lok-sabha-election-2024-phases-citizens-vvpat/article68160645.ece
https://frontline.thehindu.com/politics/eci-ushers-india-to-its-electoral-nadir-lok-sabha-election-2024-phases-citizens-vvpat/article68160645.ece
https://frontline.thehindu.com/politics/eci-ushers-india-to-its-electoral-nadir-lok-sabha-election-2024-phases-citizens-vvpat/article68160645.ece
https://www.bbc.com/news/world-asia-india-68681612
https://freedomhouse.org/country/india/freedom-world/2024
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/india-remains-more-democratic-than-not/
https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/india-remains-more-democratic-than-not/
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Die Anwendung dieses Szenarios soll kein Argument für die strikte Unterteilung aller Länder 
in Demokratien und Autokratien sein, sondern veranschaulichen, dass die Schlussfolgerung 
von V-Dem über die Bevölkerungsverteilung auf Demokratien und Autokratien durch eine 
simple Modifikation erheblich relativiert werden kann. Diese Modifikation besteht in der 
Einstufung Indiens als elektorale Demokratie.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Gäbe es eine Autokratisierungswelle seit Mitte der 
1990er Jahre, dann müsste sie sich in einer deutlich verminderten Zahl an Demokratien und 
einem gesunkenen (bevölkerungs- und/oder ländergewichteten) Indexwert bemerkbar 
gemacht haben.

Blickt auf man jedoch auf die Anzahl der Demokratien, so gibt es bei V-Dem im Vergleich zum 
Höhepunkt der dritten Demokratisierungswelle im Jahr 2004 nur einen geringfügigen 
Rückgang von 94 auf 88 2024. Nimmt man einen noch viel längeren Betrachtungszeitraum ein, 
der bis zum Beginn der Demokratisierungswelle 1973 zurückreicht, wird hingegen ein 
deutlicher Anstieg von 35 auf 88 Demokratien sichtbar. Die Wahl des Zeithorizonts hat somit 
ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf die getroffenen Schlussfolgerungen. Zieht man 
dagegen die Daten des LIED+ heran, wird ein steter Anstieg in der Zahl der Demokratien seit 
1973 erkennbar, der auch in den vergangenen Jahren nicht Halt machte. Demnach sind aus 47 
Demokratien 123 (!) im Jahr 2023 geworden. Angesichts der widersprüchlichen Daten 
zwischen dem Team des V-Dem Instituts und Skaaning ist eine abschließende Bewertung in 
diesem Punkt nicht möglich.

Auch der Verlauf des Electoral Democracy Index von V-Dem deutet nicht auf eine 
Autokratisierungswelle hin: Der globale Länderdurchschnittswert des EDI sinkt zwar seit 2015 
stetig und leicht. Der letztgemessene Indexwert aus dem Jahr 2024 in Höhe von 0,49 befindet 
sich jedoch immer noch innerhalb des Konfidenzintervalls vom Höchststand aus dem Jahr 
2015. Es wäre daher im Mindesten verfrüht, aus diesen Daten die Existenz einer 
Autokratisierungswelle abzuleiten.

Legt man den Fokus auf die weltweite Bevölkerung und klassifiziert man Indien entgegen der 
Einschätzung des LIED+ und anderer Demokratieindizes als Autokratie, so ergibt sich ein 
markanter Rückgang der globalen Demokratiequalität. In diesem Szenario sänke der 
bevölkerungsgewichtete Demokratieindexwert von 0,49 im Jahr 2004 auf nur noch 0,39 im 
Jahr 2024. Der Anteil der Weltbevölkerung, der in autokratischen Regimen lebt, erhöhte sich 
dann von 50 % auf 72 %. Wie gezeigt, ist eine derart strenge Bewertung Indiens jedoch 
keineswegs zwingend. Eine leicht modifizierte Methodik, die Indien als Demokratie einstufte, 
würde diesen Rückgang auf 3,5% reduzieren. Diese Zahl allein reicht allerdings nicht aus, um 
daraus belastbar auf das Vorliegen einer globalen Autokratisierungswelle schließen zu können.

Zusammengefasst kann konstatiert werden, dass sich ein eher unklares und teilweise 
widersprüchliches Bild aus dem vorhandenen Datenmaterial ergibt. Angesichts der vielen 
offenen Fragen im Hinblick auf die Validität der Ergebnisse von V-Dem wäre es kühn, eine seit 
1994 laufende Autokratisierungswelle diagnostizieren zu wollen.
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Lührmann und Lindberg führten noch ein weiteres Argument ins Treffen, um das Vorliegen 
einer Autokratisierungswelle zu plausibilisieren: So wird die zunehmende Zahl an 
Autokratisierungsprozessen als Hinweis auf das Vorliegen eines globalen 
Autokratisierungstrends gewertet. Als Autokratisierungswelle definieren die Autoren eine 
Periode, in der immer mehr Länder von einer Autokratisierung betroffen sind, während die 
Zahl, der sich demokratisierenden Länder abnimmt.

Aus den V-Dem-Daten geht in der Tat hervor, dass seit Mitte der 1990er-Jahre ein 
anhaltender Anstieg autokratisierender Staaten zu verzeichnen ist, während zugleich die Zahl 
der demokratisierenden Länder kontinuierlich zurückgeht. Erst seit 2020 gibt es wieder einen 
moderaten Anstieg der Demokratisierungsprozesse. Allerdings stellen die Autoren eine 
Autokratisierungswelle bereits seit 1994 fest, obwohl die Zahl der Demokratisierungsprozesse 
die der Autokratisierungen bis ins Jahr 2011 übertraf.  Das hohe Ausgangsniveau der 
Demokratisierungsprozesse in den 1990er Jahren führte dazu, dass sie gegenüber ihren 
Pendants lange Zeit numerisch überlegen waren, obwohl es eine stete und dramatische 
Zunahme an Autokratisierungsprozessen gab. So verzeichneten die Daten im Jahr 1994 – 
unmittelbar nach dem Höhepunkt der dritten Demokratisierungswelle und zu Beginn der 
postulierten Autokratisierungswelle – lediglich neun Autokratisierungsepisoden. Diesen 
standen jedoch damals 50 Demokratisierungen gegenüber. 2003 betrug der Überhang an 
Demokratisierungen immer noch 24. Erst seit 2012 gab es mit nur einer Ausnahme in jedem 
Jahr mehr autokratisierende als demokratisierende Länder.  2024 lag der Überhang an 
autokratisierenden Ländern bei 26. Von 9 Fällen im Jahr 1994 stieg die Zahl zuletzt auf 
insgesamt 43 laufende Episoden in Ländern, die 38% der Weltbevölkerung umfassen.

–
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Abbildung 3: Anzahl der autokratisierenden und demokratisierenden Länder im Zeitraum von 1974 

bis 2024
Quelle: Nord/Altman/Angiolillo/Fernandes/God/Lindberg, Democracy Report 2025, 20.

Weiters ist zu bedenken, dass viele der neu entstandenen Demokratien institutionell 
schwach, politisch fragil und demokratisch kaum konsolidiert waren, bevor eine 
Autokratisierung begann. Da der Übergang zur Demokratie oft sehr schnell oder auf Druck von 
außen vonstattenging, mangelte es ihnen an zivilgesellschaftlichen und rechtsstaatlichen 
Strukturen, wirtschaftlicher Sicherheit und einer demokratischen politischen Kultur. Von 
Ländern, die lange Autokratien waren, kann realistischerweise nicht erwartet werden, dass sie 
binnen kürzester Zeit zu resilienten Demokratien werden. Bereits am Höhepunkt der dritten 
Demokratisierungswelle zeigten sich führende Politikwissenschaftler über die Stabilität der 
Demokratie jener Länder besorgt, die sich gerade erst von ihren autokratischen Regimen 
verabschiedet hatten.  Huntington nannte 1991 sechs mögliche Ursachen für eine mögliche 
Rückwärtsbewegung  und Przeworski äußerte im selben Jahr Bedenken, dass die in 
Lateinamerika und im postsowjetischen Raum durchgeführten radikalen Wirtschaftsreformen 
zu sozialen Verwerfungen und einer Untergrabung der neuen demokratischen Ordnungen 
führen werden . Schmitter wies auf die Problematik der mangelnden Verankerung des 
demokratischen Regelwerks in den Gesellschaften der neuen Demokratien hin und zeigte  sich 

tokratischen Landes über seine Grenzen hinaus (5.) und das Aufkommen >verschiedener Formen des Autokratismus<, die den 
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besorgt über die Gefahr der Verbreitung >hybrider Systeme<, die sich in einer Grauzone 
zwischen Demokratie und Autokratie befinden, weil sie Elemente beider Regierungsformen in 
ihrem politischen System kombinieren.  Die hohe Inzidenz an Zusammenbrüchen weist 
darauf hin, dass ein beträchtlicher Teil dieser Länder die mit dem Übergang zur Demokratie 
verbundenen Herausforderungen und Gefahren wie in den 1990er Jahren prognostiziert nicht 
bewältigen konnte, weil ihr Konsolidierungsprozess nicht optimal verlief.

–
–

Trotz dieser alternativen Sichtweise auf den aktuellen Zustand der Demokratie hat sich die 
Erzählung von der weltweiten Regression der Demokratie durchgesetzt. Der Fokus auf 
existenzielle Gefahren für die Demokratie findet sich regelmäßig in den Schlagzeilen der 
bedeutendsten Tageszeitungen.  Freedom House eröffnete seinen Jahresbericht 2022 mit 
dem Urteil, dass die liberale Demokratie durch ihre Feinde bedroht sei und an einem 

O’Donnell
–

 Für das Erreichen des Stadiums einer konsolidierten Demokratie genügt es nicht, demokratische Institutionen 
einzurichten. Der Konsolidierungsprozess ist vielmehr ein langwieriger Vorgang, da sich tief verwurzelte Einstellungen und 
Verhaltensweisen nicht kurzfristig verändern lassen. Solange demokratische Werte in der politischen Kultur, im Verhalten der 
Eliten und der Bürger noch nicht verankert sind, kann eine Demokratie Rückschläge nicht konstruktiv verarbeiten. Bis dahin 
stellen Autokratisierungstendenzen – etwa durch die Rückkehr vormals autoritärer Eliten – kein außergewöhnliches, sondern 
ein systemisch erklärbares Phänomen dar. Die Erwartung, dass junge Demokratien wie Belarus, Serbien oder Georgien 
unmittelbar nach ihrer Transformation dauerhaft demokratisch bleiben, war daher von Beginn an wenig realistisch. 
Interessanterweise hat der Konsolidierungsprozess in Lateinamerika und Südeuropa deutlich besser funktioniert als in 
Osteuropa: >Building democracy entails an arduous process of constructing a solid state that can ensure order while also 
protecting citizens9 rights, allow opposition forces to function, and check the executive (&) order. The mean longevity of the 
democratic regimes that emerged and then failed between 1974 and 2012 was only 10.6 years, and the median was only 9. 
(&) Yet in Latin America as well as Southern Europe, the path to democratic survival ultimately proved smoother than in parts 
of the world later reached by the third wave. Out of the 43 democracies initiated between 1974 and 1992, many located in 
these two regions, only 14 (32.5 percent) had broken down by 2017<; Mainwaring & Bizzarro, The Fates of Third-Wave 
Democracies, Journal of Democracy, Vol. 30:1 (2019), 99-113 (103-104).

https://www.nytimes.com/2022/08/19/world/democracy-threat.html
https://www.nytimes.com/2022/08/19/world/democracy-threat.html
https://www.washingtonpost.com/news/opinions/wp/2017/06/22/maybe-democracy-dies-in-broad-daylight/
https://www.washingtonpost.com/news/opinions/wp/2017/06/22/maybe-democracy-dies-in-broad-daylight/
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Kipppunkt zur Autokratie stehe.  V-Dem stellte alarmiert fest, dass im Jahr 2024 bereits rund 
72 % der Weltbevölkerung in Autokratien lebten. Die durchschnittlich erlebte Qualität 
demokratischer Regierungsführung sei dabei auf ein Niveau abgesunken, das zuletzt 1985 
verzeichnet worden sei, dies sei ein Rückschritt, der die demokratischen Errungenschaften der 
vergangenen vier Jahrzehnte weitgehend revidiere.  In der akademischen Welt sind viele 
weitere Arbeiten über den mutmaßlichen gegenwärtigen Rückfall der Demokratie erschienen, 
die meist schon im Titel warnen.

Für den vermeintlichen Autokratisierungstrend machen Schäfer und Zürn einen 
Vertrauensverlust in den Bevölkerungen ehemaliger und aktueller Demokratien 
verantwortlich. Die realen Demokratien unserer Zeit entfernten sich immer öfter von den 
Ansprüchen der Bevölkerungen an einen idealen demokratischen Prozess. Vor allem die 
mangelnde Repräsentation und Responsivität gegenüber den Anliegen der Bürger erzeugten 
eine Entfremdung von der Demokratie in stärker kommunitaristisch eingestellten und sozial 
schwächeren Gesellschaftsschichten. Diese Unzufriedenheit bereite den Boden für 
opportunistische Politiker, die ihre Chance erblickten, durch eine Unterminierung des 
bestehenden Systems dauerhaft an der Macht bleiben zu können. Mit dem autokratischen 
Populismus gebe es seit den 1980er Jahren die dazugehörige Ideologie, die die 
Entfremdungserfahrungen in der Bevölkerung und die Unzufriedenheit mit den Defiziten des 
westlichen Demokratiemodells in eine Strategie des Machterwerbs kanalisiere.

Einige Wissenschaftler zeigen sich jedoch skeptisch gegenüber der vorherrschenden 
Untergangsdiagnose und verweisen auf einen medial vermittelten negativity bias, der den 
Blick auf die Realität verzerre.  In der Tat scheint die jüngste Entwicklung weniger von einer 

=Global freedom faces a dire threat. Around the world, the enemies of liberal democracy (...) are accelerating their 
attacks. (...) The global order is nearing a tipping point, and if democracy9s defenders do not work together to help guarant

r all people, the authoritarian model will prevail=; 

>Whereas expertcoded data have many advantages—
—

type<; 

–

, How Little and Meng9s Objective Approach Fails in Democracies, Political 

=In the West, it is difficult to escape the pessimism that pervades current discussions of global affairs. (...) democracy it
–

lished democracies don9t tumble backward no longer holds water. The gloom has become so thick, however, that it obscures 

much less healthy than predicted during the early years of democracy9s third wave. Yet a sense of perspective is needed: the 

perspective might not dispel the gloom, but it may help prevent a lapse into disabling pessimism=; 

https://freedomhouse.org/sites/default/files/2022-02/FIW_2022_PDF_Booklet_Digital_Final_Web.pdf
https://freedomhouse.org/sites/default/files/2022-02/FIW_2022_PDF_Booklet_Digital_Final_Web.pdf
https://www.foreignaffairs.com/united-states/democracy-not-dying
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weltweiten Regression demokratischer Systeme geprägt zu sein als durch mancherorts 
beobachtbare und medial sehr präsente Autokratisierungsprozesse in Ländern wie Ungarn 
oder der Türkei. Aus der Perspektive einer übertriebenen Erwartungshaltung nach Francis 
Fukuyamas Ausspruch vom Ende der Geschichte, wonach der Übergang zur Demokratie der 
Normalfall und jede Autokratisierung nur die irreguläre Ausnahme von der Regel ist, muss 
selbst eine Abflachung der Demokratisierungsentwicklung und ein Anstieg in der Zahl der 
Autokratisierungsepisoden als Rückschritt erscheinen.  Darin einen umfassenden Rückzug 
der Demokratie zu erkennen, würde bedeuten, den historischen Horizont auf die Zeit seit dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion zu beschränken, als kurzzeitig Illusionen über einen 
globalen Siegeszeug der (liberalen) Demokratie bestanden. Tatsächlich ist die Demokratie im 
Lauf ihrer Geschichte aber immer wieder mit komplexen Herausforderungen und der Gefahr 
ihres Niedergangs konfrontiert gewesen.  Eine optimistischere Lesart zum globalen Zustand 
der Demokratie könnte lauten, dass es seit 1975 in fast allen Bereichen der Demokratie 
weltweit große Fortschritte gegeben hat, wenngleich diese Entwicklung seit Mitte der 1990er 
Jahre stockt und sich möglicherweise sogar leicht umkehrt. Dies würde bedeuten, dass die 
aktuelle Situation eher durch moderate Schwankungen und allgemeine Stabilität als einem 
großen demokratischen Rückschritt gekennzeichnet ist.  

Angesichts der immer wieder behaupteten Fragilität der Demokratie in Krisenzeiten und der 
Vielzahl an Herausforderungen, die seit der Finanzkrise 2008, dem Aufstieg der revisionistisch-
autokratischen Großmächte Chinas und Russlands, der COVID-19-Pandemie und dem 
russischen Angriffskrieg in der Ukraine aufgetreten sind, ist die relative Stabilität der 
Demokratie zumindest in West- und Nordeuropa, in Nord- und Südamerika sowie in Australien 
und Ozeanien bemerkenswert.  Sieht man von Ungarn (2010-2022) ab, haben 
rechtspopulistische und -extreme Parteien seit dem Ende des zweiten Weltkriegs vor 80 Jahren 
nie mehr als 50% der Stimmen bei Parlamentswahlen in Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union erhalten.  Auch die scheinbare Immunität der skandinavischen Länder, Neuseelands, 
Taiwans, der Schweiz oder Kanadas im Hinblick auf eine Autokratisierung ihrer politischen 
Systeme ist in diesem Zusammenhang hervorzuheben. Selbiges gilt für Demokratien wie 
Brasilien oder Südkorea, die in den vergangenen Jahren eine erstaunliche Resilienz unter 

>Amid the optimism of the 1990s, many assumed that liberal democracy had decisively defeated other models. From 
that perspective, even just a leveling off feels disappointing<; 

>The current global state of democracy is one of trendless fluctuations. This means that there are upturns and downturns 

orld history<; , The Global State of Democracy. Exploring Democracy9s Resilience, Chapter 1 (2017) 6. >In gen-

Lührmann and Staffan Lindberg9s (2019) claim that we have been seen a wave of autocratization since 1994<; 
<Today9s alarm also feeds off the high expectations the Third Wave aroused. Amid the optimism of 

leveling off feels disappointing. (&) The
lower income and unseasoned institutions of many new democracies swept upwards in the Third Wave. (&) While eroding 

ture<; 

https://www.nytimes.com/2025/01/11/opinion/editorials/liberal-democracy-far-right-authoritarianism-populism-europe.html
https://www.nytimes.com/2025/01/11/opinion/editorials/liberal-democracy-far-right-authoritarianism-populism-europe.html
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Beweis stellten, indem sie den Bestrebungen ihrer Amtsinhaber erfolgreich Einhalt boten, ihr 
Land einer tiefgreifenden Autokratisierung zu unterwerfen. Nicht zuletzt sind auch die 2024 
sichtbar gewordenen Demokratiebewegungen in Serbien, Ungarn, der Türkei, Georgien und 
Venezuela zu nennen, die die Hoffnungen ihrer demokratisch eingestellten Bevölkerungsteile 
auf einen zukünftigen Regimewechsel hin zur Demokratie nähren.

In Bangladesch führten Massendemonstrationen, die als friedliche Studentenproteste gegen 
ein unpopuläres Quotensystem für Regierungsstellen begannen, sogar zum Rücktritt von 
Premierministerin Sheikh Hasina, die ihr Land seit ihrem Amtsantritt 2009 zu einer 
Wahlautokratie transformierte hatte. Der Fall von Hasinas Awami-Liga-Regierung führte zu 
einer raschen Lockerung des seit langem bestehenden staatlichen Drucks auf oppositionelle 
Parteien, Medien, Gewerkschaften, Richter, Studenten und Universitätsprofessoren.  In 
Venezuela konnte der erdrutschartige Sieg  der Opposition bei den Präsidentschaftswahlen 
im Juli 2024 unter der Führung von Maria Corina Machado und Edmundo González Urrutia nur 
durch gefälschte Ergebnisse der Regierung unterbunden werden. In Thailand sieht sich das 
vom Militär gestützte Regime mit einer Legitimationskrise konfrontiert. Die Regierungsbildung 
durch die bei den Parlamentswahlen 2023 siegreiche Opposition konnte nur durch die vom 
Militär ernannten Senatsmitglieder und durch ein Verbot der progressiven Fortschrittspartei 
erzwungen werden.  In Malaysia deuten die vergangenen zwei Wahlen auf eine 
Transformation zur Demokratie hin, nachdem zuvor sechs Jahrzehnte ein scheinbar 
konkurrenzloses autoritäres Regime herrschte.  In Myanmar ist die herrschende Militärjunta 
in einem Bürgerkrieg in Bedrängnis geraten. Auf der anderen Seite der Welt bietet sich in 
Guatemala nach den Präsidentschaftswahlen 2023 und einem gescheiterten Putschversuch  
eine einmalige Gelegenheit zur Demokratisierung des politischen Systems. 

– In Rumänien 

, How Maduro Stole Venezuela9s 

8 der Verfassung ist der König >sakrosankt und unverletztlich<.

ten Rafał Trzaskowski, 

ausführt: >Polish 
– –

https://freedomhouse.org/sites/default/files/2025-02/FITW_World_2025_Feb.2025.pdf
https://freedomhouse.org/sites/default/files/2025-02/FITW_World_2025_Feb.2025.pdf
https://tinyurl.com/2cpv7zd5
https://www.bbc.com/news/world-latin-america-67667041
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gelang es dem ehemaligen Bürgermeister von Bukarest, Nicu�or Dan, im Vorfeld der zweiten 
Runde der Präsidentschaftswahlen im Mai 2025 einen Rückstand von über 20 Prozentpunkten 
aufzuholen und sich schließlich mit 53 % der Stimmen gegen den rechtspopulistischen Kandi-
daten George Simion durchzusetzen. Ausschlaggebend hierfür war eine effektive und breit an-
gelegte Mobilisierungskampagne, die insbesondere bei jungen Wählern, Frauen sowie der un-
garischen Minderheit – bislang mehrheitlich loyal gegenüber Viktor Orbáns Politik – reüssieren 
konnte. Auch in der Republik Moldau konnte Präsidentin Maia Sandu bei den Wahlen 2024 
ihr Amt gegen einen prorussischen Herausforderer behaupten. In Serbien erschüttern basis-
demokratisch organisierte Studierendenproteste zunehmend das Regime von Präsident Alek-
sandar Vučić , während in der Türkei die Zivilgesellschaft gegen die politisch motivierte In-
haftierung des populären Istanbuler Bürgermeisters Ekrem İmamoğlu mobilisiert, der Umfra-
gen zufolge als aussichtsreicher Präsidentschaftskandidat gilt. In der Ukraine wiederum vertei-
digt die Regierung unter Wolodymyr Selenskyj trotz des seit 2014 andauernden russischen An-
griffskrieges weiterhin seine staatliche Souveränität und Demokratie.

Diese Entwicklungen machen deutlich, dass autoritäre Herrschaftsformen keineswegs unum-
kehrbar sind. Vielmehr zeigen sie, dass eine resiliente Zivilgesellschaft, stabile demokratische 
Institutionen und erfolgreiche Wahlkampagnen pro-demokratischer Kräfte in der Lage sind, 
demokratische Rückschritte zu korrigieren und politische Systeme wieder auf einen demokra-
tischen Kurs zu lenken.

Zwischen Aufstieg und Rückschritt: Zur Aktualität des Wellennarrativs

Dennoch konnten mehrere Versuche, die Demokratie zu untergraben, nicht rechtzeitig 
eingedämmt werden. Dies zeigen die Entwicklungen der vergangenen 30 Jahre in Russland, 
Belarus, Venezuela, Nicaragua und in der Sahelzone.

Unabhängig von der umstrittenen Frage, ob diese Fälle ausreichen, um von einer 
Autokratisierungswelle sprechen zu können, bleibt jedoch die Frage offen, ob der Begriff der 
>Welle< überhaupt angemessen ist, um den aktuellen Zustand der Demokratie zu beschreiben. 
Ist von einer >Welle< die Rede, impliziert dies einen naturgewaltähnlichen Vorgang, der 
geeignet ist, eine große Zahl an Demokratien irreversibel in einen kaum kontrollierbaren >Sog 
der Autokratie< zu reißen. Wie in den 1990er Jahren als die bloße Zunahme an 
Demokratisierungsepisoden zum Anlass genommen wurde, das Ende der Geschichte 
auszurufen, wird nun ein sich übernatürlich vollziehender, globaler Autokratisierungsprozess 
in den Raum gestellt. Innerhalb weniger Jahre wurde aus der unaufhaltsamen Ausbreitung der 

taken for granted. Therefore, Trzaskowski9s defeat was not merely the result of campaign mistakes; it reflected a deeper, 
–

y anxious and fragmented world<; 

, Hungarian minority plays key role in Nicu�or Dan's Romanian presidential win, in: Euronews, 

, Serbia9s Student Plenums: A Blueprint for Renewing Democracy, in: Balkan Insight, 

https://verfassungsblog.de/poland-presidential-election-2025/
https://www.euronews.com/2025/05/21/hungarian-minority-plays-key-role-in-nicusor-dans-romanian-presidential-win
https://balkaninsight.com/2025/04/14/serbias-student-plenums-a-blueprint-for-renewing-democracy/
https://balkaninsight.com/2025/04/14/serbias-student-plenums-a-blueprint-for-renewing-democracy/
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liberalen Demokratie  ein globaler Regressionsprozess, der mehr und mehr Demokratien an 
den Rand des Abgrunds führen soll. In diesem im Gezeitenrythmus verlaufenden 
geschichtsteleologischen Narrativ  erscheint die Regression von Demokratien nicht als von 
Menschen gemacht, sondern als Vollstreckung dessen, was >an der Zeit (&) ist< . Ein 
Widerstand gegen die Folgen der Autokratisierungswelle muss angesichts der Irreversibilität 
dieses Vorgangs von vornherein aussichtslos erscheinen.

Die dem Wellennarrativ zugrundeliegende Annahme der Unaufhaltsamkeit weltweiter 
Autokratisierungsprozesse wird durch Daten von Boese et al. gestützt, wonach von 1993 bis 
2019 rund 77% aller Demokratien zu Autokratien geworden seien, nachdem sie einen 
Autokratisierungsprozess erlitten.  Erst vor dem Hintergrund dieser hohen 
>Sterblichkeitsrate< autokratisierender Demokratien gewinnt die von V-Dem propagierte 
Wellenerzählung an Substanz. Führt eine Autokratisierung meist zu einem Regimewechsel hin 
zur Autokratie, erscheint es plausibel, auch jene Fälle, in denen die Autokratisierung noch nicht 
abgeschlossen ist, wie in Ungarn, als Teil einer nicht aufhaltbaren >Welle< zu interpretieren. 
Wenn die politischen Verhältnisse in Indien, Serbien, der Türkei oder den USA exemplarisch 
für eine globale Autokratisierungswelle herangezogen werden, liegt dem nicht selten die 
Annahme zugrunde, dass die Demokratie dort bereits nachhaltig erodiert ist und die 
Möglichkeit einer Redemokratisierung nahezu ausgeschlossen ist. Nur unter der Prämisse, 
dass Autokratisierungsprozesse in der Regel im Zusammenbruch demokratischer Systeme 
münden, lässt sich bereits das vermehrte Auftreten begonnener, aber noch nicht 
abgeschlossener Autokratisierungsepisoden als Beweis einer gegenwärtigen 
Autokratisierungswelle interpretieren.

Dieser weithin geteilten Erzählung ist jedoch entgegenzuhalten, dass Demokratien bei 
Einnahme einer ex post-Betrachtung weitaus öfter eine Autokratisierung abwehren und zu 
demokratischen Verhältnissen zurückkehren. Eine neue Untersuchung aus dem Jahr 2024 
zeigt, dass die Wahrscheinlichkeit eines demokratischen Zusammenbruchs, d.h. die 
>Sterblichkeitsrate< von autokratisierenden Demokratien, deutlich geringer ist, als von Boese 
et al. angenommen. Mittels einer angepassten Methode, die Redemokratisierungsprozesse in 
Demokratien besser erfasst, präsentiert Nord et al. Daten, die zeigen, dass es Demokratien seit 
1993 in 36 von 49 Fällen gelungen sein soll, nach einer begonnenen Autokratisierung einen 
Redemokratisierungsprozess einzuleiten. Dies würde bedeuten, dass Demokratien eine 

>Unbemerkt dringt [eine teleologische Geschichtsanschauung] in das Denken und in die Sprache derer ein, die vom 
>Aufstieg< und >Niedergang< von Staaten, Bewegungen, Klassen oder Individuen sprechen, als würde diese irgendeinem un-

den Individuen oder >Über Individuen< erkennb

– –

sal erleiden<; 

haltbar scheint und ein Widerstand angesichts des >natürlich< verlaufenden Vorgangs ohnehin nutzlos ist.
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Überlebenswahrscheinlichkeit von 76% aufweisen.  Sollten sich diese Zahlen bestätigen, 
müsste das Wellennarrativ einer kritischen Neubewertung unterzogen werden

Wie die folgende Analyse zeigt, sind die Ergebnisse von Nord et al. nachvollziehbar, 
wenngleich differenziert zu betrachten. Zwar hat es eine bemerkenswert hohe Anzahl an 
Redemokratisierungen in den vergangenen 30 Jahren gegeben. 39 Fällen einer erfolgreichen 
Reaktion auf einen Autokratisierungsprozess stehen bloß sieben Fälle gegenüber, in denen dies 
nicht gelang. Demokratien konnten in der Mehrzahl der Fälle einer Autokratisierung 
erfolgreich entgegenwirken, indem sie einen Regimewechsel abwandten und eine 
Redemokratisierung ihres politischen Systems einleiteten. Gleichzeitig gibt es eine große Zahl 
an nichtkonsolidierten Redemokratisierungen. Die Analyse wird zeigen, dass in 16 Fällen zwar 
kurzfristig eine Rückkehr zum demokratischen Status quo ante erreicht werden konnte. Kurz 
darauf fand in diesen 16 Ländern jedoch erneut eine Autokratisierung statt. Die 
Redemokratisierung blieb somit hinter den Erwartungen zurück. Dies deutet darauf hin, dass 
es vielen politischen Systemen erhebliche Schwierigkeiten bereitet, die Rückkehr zur 
Demokratie zu konsolidieren und zu einer resilienten Demokratie zu werden, die einen 
erneuten Rückfall verhindern kann.

Tabelle 4: Demokratische Wenden seit 1990

 >We also find that U-Turns have never been more frequent than during the <third wave of autocratization= when 73% of 
all autocratization episodes have transformed into U-Turns after the process of autocratization was halted<; 
Nord/Angiolillo/Lundstedt/Wiebrecht, U-Turns 2.

Land Autokratisierung Wende Ergebnis

Estland 1991-1992 1993 Erfolgreiche Wende
Kenia 2008 2009-2014 Erfolgreiche Wende
Lesotho 1994-2001 2002-2003 Erfolgreiche Wende
Madagaskar 2009-2012 2013-2022 Erfolgreiche Wende
Malawi 2014-2019 2020-2022 Erfolgreiche Wende
Malediven 2010-2017 2018-2023 Erfolgreiche Wende
Nordmazedonien 2005-2015 2016-2019 Erfolgreiche Wende
Peru 1990-1994 1995-2005 Erfolgreiche Wende
Nepal 2010-2013 2014-2016 Erfolgreiche Wende
Solomon Inseln 1998-2001 2002-2005 Erfolgreiche Wende
Benin 2018-2021 2022- Laufende Redemokratisierung
Bolivien 2006-2020 2021- Laufende Redemokratisierung
Brasilien 2015-2021 2022- Laufende Redemokratisierung
Dom. Republik 2008-2019 2020- Laufende Redemokratisierung
Ecuador 2007-2017 2018- Laufende Redemokratisierung
Fidschi 2006-2013 2014- Laufende Redemokratisierung
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Quelle: V-Dem Institut, Country Graph, in: https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/ (zuletzt abgerufen am 
19.6.2025)

Die erstgenannte Gruppe in Tabelle 4 bezieht sich auf Länder, die eine demokratische 
Wende in ihren politischen Systemen erreichen konnten. Eine demokratische Wenden liegt 
nach der hier verwendeten Operationalisierung vor, wenn eine Demokratie nach Beginn einer 
Autokratisierungsepisode binnen fünf Jahren einen Prozess der Redemokratisierung einleiten 
kann, der zu einer Wiederherstellung demokratischer Mindeststandards führt. Dieser 

Honduras 2005-2018 2019- Laufende Redemokratisierung
Lesotho 2014-2017 2018- Laufende Redemokratisierung
Polen 2014-2022 2023- Laufende Redemokratisierung
Sambia 2011-2020 2021- Laufende Redemokratisierung
Armenien 1993-2016 2017-2019 Kurzzeitige Redemokratisierung
Burkina Faso 2014-2015 2016-2017 Kurzzeitige Redemokratisierung
Fidschi 1999-2001 2002-2005 Kurzzeitige Redemokratisierung
Guinea-Bissau 2012-2013 2014-2021 Kurzzeitige Redemokratisierung
Malawi 1999-2008 2009-2013 Kurzzeitige Redemokratisierung
Mali 2007-2013 2014-2016 Kurzzeitige Redemokratisierung
Moldawien 1998-2008 2009-2011 Kurzzeitige Redemokratisierung
Moldawien 2012-2018 2019-2022 Kurzzeitige Redemokratisierung
Niger 1996-1999 2000-2007 Kurzzeitige Redemokratisierung
Niger 2008-2010 2011-2014 Kurzzeitige Redemokratisierung
Nordmazedonien 2000-2001 2002-2004 Kurzzeitige Redemokratisierung
Thailand 2002-2007 2008-2012 Kurzzeitige Redemokratisierung
Südkorea 2007-2015 2016-2021 Kurzzeitige Redemokratisierung
Sri Lanka 2004-2009 2010-2018 Kurzzeitige Redemokratisierung
Ukraine 1997-2004 2005-2009 Kurzzeitige Redemokratisierung
Ukraine 2010-2018 2019-2020 Kurzzeitige Redemokratisierung
Bosnien 2004-2018 2019-2024 Verhinderter Zusammenbruch
Bulgarien 2009-2020 2021-2022 Verhinderter Zusammenbruch
Slowenien 2012-2021 2022 Verhinderter Zusammenbruch
Bangladesch 2001-2007 Gescheiterte Wende
Belarus 1993-2008 Gescheiterte Wende
Philippinen 2001-2005 Gescheiterte Wende
Thailand 2013-2014 Gescheiterte Wende
Tunesien 2013-2022 Gescheiterte Wende
Türkei 2005-2017 Gescheiterte Wende
Venezuela 1998-2018 Gescheiterte Wende
Botswana 2015-2023 Unklarer Ausgang
Guatemala 2016-2023 Unklarer Ausgang
Indien 2009-2023 Unklarer Ausgang
Tschechien 2013-2021 Unklarer Ausgang

https://www.v-dem.net/data_analysis/CountryGraph/
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Mindeststandard liegt bei einem EDI-Wert über 0,5.  Entscheidend ist also, dass im Anschluss 
an eine Autokratisierungsepisode eine Demokratisierungsepisode beginnt, die zu einer 
Rückkehr zur Demokratie nach dem Electoral Democracy Index führt. Länder, die eine 
Autokratisierung bereits präventiv abwehren konnten, sind mangels Beginns einer 
Autokratisierungsepisode nicht in der Tabelle enthalten. Beispiele hierfür wären Kolumbien 
(2002-2010) , Rumänien (2017-2019) oder Österreich (2025). Diese Fällen zeichnen sich 
dadurch aus, dass es nie zu einem Autokratisierungsprozess kam, weil die Hüter der 
Demokratie im Sinne einer Onset Resilience rechtzeitig handelten und die Einleitung von 
autoritären Reformen verhinderten, die zu einer dramatischen Verschlechterung des 
Demokratieniveaus verhinderten. Folglich gibt es eine Dunkelziffer an Wenden, die über die in 
der Tabelle aufgezählten Fälle hinaus gehen.

Zu jenen Ländern, denen seit 1993 in Reaktion auf eine begonnene Autokratisierung eine 
erfolgreiche demokratische Wende gelang, zählen Estland, Kenia, Lesotho, Nordmazedonien, 
Madagaskar, Malawi, Nepal, Peru, die Malediven und die Solomon Inseln. Peru, Nepal, 
Madagaskar und Estland heben sich durch eine hohe demokratische Resilienz hervor: Trotz 
eines signifikanten Rückgangs ihrer Demokratiequalität – zeitweise unterschritten sie den 
Schwellenwert von 0,5 im Electoral Democracy Index – gelang es ihnen, nicht nur das vorherige 
Demokratieniveau wieder zu erreichen, sondern dieses sogar deutlich zu übertreffen. Nepal 
durchlief etwa von 2012 bis 2013 eine kurze und intensive Autokratisierung, in deren Verlauf 
der EDI-Wert des Landes von 0,56 auf 0,28 abstürzte. Bis 2016 erholte sich das Land jedoch 
und erreichte einen Wert von 0,66. Peru erlitt einen noch dramatischeren Fall von 0,67 im Jahr 
1989 auf nur noch 0,25 1992. Ab 1995 setzte jedoch eine Wende ein, die einen Anstieg im 
Indexwert bis 2012 auf 0,82 nach sich zog.

Die Entwicklungen in Nepal, Estland und in Peru verdeutlichen, dass selbst zum Zeitpunkt 
eines bereits erfolgten demokratischen Zusammenbruchs die Möglichkeit auf eine 
demokratische Wende weiterbesteht. Die Chance auf eine demokratische Wende in Ländern 
wie Nicaragua, deren Autokratisierungsprozess noch nicht abgeschlossen ist, sollte daher nicht 
vorschnell aufgegeben werden, selbst wenn diese Länder im Zuge ihrer Autokratisierung 
bereits einen Zusammenbruch ihres demokratischen Systems und ein Abgleiten in die 
Autokratie erlitten haben sollten. Solange der Autokratisierungsprozess anhält und 
demokratische Kräfte auf eine Umkehr drängen, wie in Ungarn, der Türkei oder Serbien, ist bei 
der Analyse Zurückhaltung geboten.

Auf die erste Kategorie erfolgreicher demokratischer Wenden folgt eine zweite 
Ländergruppe, in der sich insgesamt zehn Länder befinden, die aktuell eine 

zu Beginn der Autokratisierungsepisode eine Demokratie ist. Der Unterschied zur Operationalisierung einer >Demokratischen 
Wende< bei 
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Redemokratisierung ihres politischen Systems durchlaufen nachdem sie bereits eine 
Autokratisierung erfolgreich überwanden. Hierzu zählen Brasilien, Polen, Ecuador, der Benin, 
Bolivien, die Dominikanische Republik, Fidschi, Sambia, Honduras und erneut Lesotho. In 
Lesotho folgte nach der 2006 abgeschlossenen demokratischen Wende ab 2015 erneut eine 
Autokratisierung, die ab 2018 erneut umgekehrt wurde. Auch in Sambia führte die 
Redemokratisierung ab 2021 zu einer Wiederherstellung der Demokratie. Der 2020 auf nur 
noch 0,35 gesunkene EDI-Wert Sambias erholte sich 2024 auf 0,51. Da die Redemokratisierung 
in diesen beiden und den acht weiteren Ländern anhält, kann jedoch nicht abschließend 
beurteilt werden, ob dieser Prozess nachhaltig ist und eine konsolidierte Rückkehr zur 
Demokratie im Rahmen einer demokratischen Wende nach sich ziehen wird. Die Entwicklung 
in diesen zehn Ländern wird maßgeblich beeinflussen, ob die Hypothese zutreffend ist, dass 
Demokratien in der Mehrzahl der Fälle erfolgreich auf eine Autokratisierung reagieren.

Zur nächsten und dritten Kategorie der Tabelle zählen Fälle einer lediglich temporären 
Redemokratisierung, in denen es nicht gelang, einen dauerhaften demokratischen 
Erneuerungsprozess zu etablieren. In Südkorea, Thailand oder Armenien kam es innerhalb 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach der Rückkehr zur Demokratie erneut zu einem 
Erosionsprozess. Moldawien, die Ukraine und der Niger durchliefen dieses Szenario sogar zwei 
Mal, weshalb es insgesamt 16 Fälle dieser Art gibt. Die sinusförmig verlaufenden Indexverläufe 
dieser 13 Länder lassen auf eine fortwährende Ambivalenz der politischen Systeme dieser 
Länder zwischen Demokratie und Autokratie schließen. In 44% der insgesamt 36 Fälle 
demokratischer Wenden folgte somit zeitnah ein autoritärer Rückfall. Diese hohe Fallzahl lässt 
den Schluss zu, dass eine demokratische Wende nicht automatisch eine nachhaltige 
Redemokratisierung nach sich zieht, sondern einer Konsolidierung bedarf, die äußerst 
schwierig zu erreichen ist.

Eine vierte Ländergruppe, zu der Bulgarien, Slowenien und Bosnien und Herzegowina 
zählen, zeichnet sich dadurch aus, dass sie die formalen Kriterien einer Redemokratisierung 
nicht erfüllen und dennoch einen Regimewechsel zur Autokratie abwenden konnten. Bosnien 
und Herzegowina gelang es etwa, einen demokratischen Zusammenbruch zu verhindern, ohne 
die (hohen) Anforderungen an eine demokratische Wende zu erfüllen. Slowenien und 
Bulgarien verfehlten den für die Annahme einer Redemokratisierung erforderlichen 
Schwellenwert von + 0,10 nur knapp um 0,01 bzw. 0,02 Punkte und blieben Demokratien. Da 
die Beibehaltung des demokratischen Status quo das Minimalziel einer resilienten Demokratie 
darstellt, sind diese drei Fälle trotz Verfehlens einer demokratischen Wende als erfolgreiche 
Episode zu werten. Die Entwicklungen in diesen drei Ländern ist äußerst dynamisch, weshalb 
der weitere Ausgang nicht abzusehen.

Fünftens lassen sich sieben Staaten identifizieren, in denen Versuche zur Initiierung einer 
demokratischen Wende gescheitert sind. Auch fünf Jahre nach Beendigung einer Autokratisie-
rung stellte sich dort keine Rückkehr zur Demokratie ein. Zu den sieben Ländern zählen Bang-
ladesch (2001-2007), Belarus (1993-2008), die Philippinen (1993-2005), Thailand (2013-2014), 
Tunesien (2013-2022), die Türkei (2005-2017) und Venezuela (1998-2018). Tunesien verzeich-
nete 2023 eine erhebliche Verbesserung der Demokratiequalität, die jedoch zu keiner Rück-
kehr zur Demokratie führte. Auf den Philippinen fand zwischen 2010 und 2011 eine Rückkehr 
zur Demokratie statt, die den EDI-Wert auf über 0,5 hob. Ab 2016 erfolgte jedoch erneut eine 
Autokratisierung statt, die den Wert unter 0,5 drückte. In den vergangenen Jahren stagnierte 
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der EDI-Wert im Bereich von 0,43. In Belarus, der Türkei und Venezuela ist die Entwicklung 
trotz einer starken demokratischen Opposition am dramatischsten. Nach dem Regimewechsel 
zur Autokratie setzte in diesen Ländern keine Wende ein, sondern ein Prozess der autokrati-
schen Konsolidierung, der auf die Festigung der Regime Lukaschenkas, Erdogans und Maduros 
abzielt.

Zu beachten ist, dass die Gruppe der gescheiterten Wenden jene 26 Fälle nicht umfasst, die 
aktuell Autokratisierungsepisoden in Demokratien oder ehemaligen Demokratien durchlau-
fen.  Die noch andauernden Autokratisierungsepisoden in Ländern wie Ungarn oder Serbien 
werden hier nicht als gescheiterte Gegenreaktionen gewertet, da ihr Ausgang weiterhin offen 
ist. Sie könnten allenfalls als vorläufig gescheiterte Versuche einer Redemokratisierung be-
zeichnet werden.

Insgesamt lassen sich 23 Fälle identifizieren, in denen es im Anschluss an eine 
Autokratisierung zu einer demokratischen Wende, einem anhaltenden 
Redemokratisierungsprozess oder der Verhinderung eines vollständigen demokratischen 
Zusammenbruchs kam. Dies entspricht etwa 46 % der insgesamt 50 bislang abgeschlossenen 
Autokratisierungsepisoden. In weiteren 16 Fällen wurde die Demokratie zumindest temporär 
wiederhergestellt. Zusammengenommen ergibt sich daraus, dass in 39 Fällen – also in 79 % 
der abgeschlossenen Autokratisierungen – eine Phase der Redemokratisierung einsetzte. 
Allerdings kam es in den erwähnten 16 Fällen während der demokratischen Erholungsphase 
erneut zu Autokratisierungsprozessen, die aktuell weiterhin andauern. Eine dauerhafte 
demokratische Konsolidierung sowie der Aufbau robuster institutioneller Strukturen blieben 
dort bislang aus. Diese Fallgruppe erweist sich daher als besonders relevant für 
weiterführende Analysen zur Stabilität post-autokratischer Transformationsprozesse.

149 (143): <We would not assert 

=
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Der hohen Zahl an Redemokratisierungen steht eine geringe Anzahl an Ländern gegenüber, 
in denen es zu keiner Zeit zu einer Redemokratisierung kam. Insgesamt konnten von 50 
Episoden nur sieben solcher Fälle ausfindig gemacht werden. Vier weitere Fälle befinden sich 
innerhalb der fünfjährigen >Schonphase<, innerhalb derer eine Redemokratisierung noch 
stattfinden kann.

Insgesamt zeigt die geringe Quote an vollständig gescheiterten demokratischen Wenden 
(14%), dass Demokratien weitaus häufiger Anzeichen einer Resilienz zeigen als zuvor 
angenommen. Vor diesem Hintergrund und der hohen Zahl an demokratischen Wenden und 
Redemokratisierungen ist fraglich, ob die Metapher von der >Autokratisierungswelle< die 
aktuelle Situation adäquat beschreiben kann oder nicht doch zu einer objektiv nicht 
gerechtfertigten  Dramatisierung der Situation führt. Eine allzu pessimistische Sichtweise auf 
den Zustand der Demokratie kann angesichts des in der Forschung vorherrschenden 
>Backsliding-Paradigmas<  dazu führen, dass eine schwarzmalerische Sicht auf die politische 
Entwicklung in der Welt eingenommen wird, die zu einer self fulfilling prophecy wird. Damit 
sei keineswegs gesagt, dass es nicht in zahlreichen Ländern – allen voran in den USA – zu 
tiefgreifenden politischen Krisenerscheinungen kommt. Gleichwohl verdient auch die weniger 
beachtete Seite Aufmerksamkeit: jene Vielzahl an Staaten, die abseits westlicher 
Medienöffentlichkeit beachtliche Fortschritte bei der Wiederbelebung ihrer demokratischen 
Systeme verzeichnen konnten. 

Schenkte man den erfolgreichen demokratischen >Turnarounds< mehr Beachtung, ließe sich 
das vorherrschende, einseitige Narrativ einer vermeintlich unaufhaltsamen Autokratisierung 
und Demokratiekrise durch eine differenzierte Perspektive ergänzen, die sowohl die 
bestehenden Herausforderungen und Risiken als auch die bemerkenswerte Resilienz 
demokratischer Systeme angemessen berücksichtigt, die bislang offenbar geworden ist.

Demokratien sind gefährdet, aber nicht per se vulnerabel und dem Untergang geweiht. Sie 
können überaus resilient und transformativ sein, wenn sie sich ihrer Stärken besinnen. Ihre 
Widerstandsfähigkeit zeigt sich insbesondere dann, wenn Demokratien flexibel auf neue 
Herausforderungen reagieren, partizipative Mechanismen stärken und autoritären Gefahren 
entgegenwirken, indem Institutionen, Zivilgesellschaft, Politiker und Staatsbedienstete 
gemeinsam und entschlossen handeln.

Dem zu klein sei, um von einer Welle sprechen zu können: >This drop is minuscule and clearly within the boundaries of the 
asurement error=; 

>There has been a substantial increase in reporting on backsliding in recent years (&

represent the norm rather than the exception (&) These concerns close to home may have made experts (&) <want to see= 

those most concerned about backsliding<; 
Dem erkannt:  <(&) paradigmatic 

grade scores in the absence of clear <objective= changes=; 
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Im Ergebnis erscheint es richtig, anzunehmen, dass die Zeit des großen demokratischen 
Fortschritts der 1970er bis 1990er Jahre vorüber ist. Autokratien und Defizite innerhalb von 
Demokratien bleiben weit verbreitet und führen zu Höchstständen bei der Anzahl der 
Autokratisierungsepisoden. Zugleich wäre es überzogen, eine seit 1994 anhaltende 
Autokratisierungswelle zu diagnostizieren, da es erst seit 2012 mehr autokratisierende als 
demokratisierende Länder gibt. Zudem ist es autokratisierenden Demokratien in der Mehrzahl 
der Fälle bislang gelungen, den Autokratisierungsprozess in ihren Ländern zu stoppen und im 
Rahmen einer Redemokratisierung umzudrehen, wenngleich es Hausforderungen dabei gibt, 
eine demokratische Wende zu konsolidieren.

Gleichzeitig gibt es viele Ungewissheiten. Offen ist etwa, wie sich die noch laufenden 
Autokratisierungsprozesse in den 26 Demokratien oder ehemaligen Demokratien 
weiterentwickeln werden, zu denen bspw. Ungarn, Serbien oder Südkorea zählen. Die 
Vereinigten Staaten, die aufgrund fehlender Daten für das Jahr 2025 noch nicht in dieser 
Gruppe aufscheinen, stellen einen weiteren bedeutenden Unsicherheitsfaktor dar. Ebenso 
bleibt unklar, welchen politischen Kurs jene zehn Staaten einschlagen werden, in denen derzeit 
Redemokratisierungen zu beobachten sind. In Polen und Brasilien hält sich das politische 
Kräfteverhältnis zwischen antipluralistischen und demokratischen Parteien und Kandidaten 
die Waage. Da es zahlreiche Fälle gibt, in denen eine Redemokratisierung nicht nachhaltig war, 
besteht die Gefahr, dass die erzielten Erfolge in Brasilien oder Polen wieder rückgängig 
gemacht werden. Schließlich ist auch der weitere Ausgang in Indien, Tschechien, Botswana 
und Guatemala völlig offen, wo der Autokratisierungsprozess erst vor kurzem zu Ende 
gegangen ist. In Tschechien lassen die aktuellen Umfragen vor den bevorstehenden 
Parlamentswahlen im Oktober 2025 auf eine Rückkehr von Andrej Babia in die Regierung 
schließen, was eine erneute Erosion demokratischer Institutionen zur Folge haben könnte. 
Zusammengenommen repräsentieren diese drei Gruppen 40 Länder, deren demokratische 
Resilienz aktuell auf die Probe gestellt wird.

Im nun folgenden Hauptteil der Arbeit soll ein Konzept erstellt werden, in dessen Rahmen 
die Stärkung der Resilienz von Demokratien im Hinblick auf Autokratisierungsprozesse erörtert 
werden soll. Nach einer genealogischen Untersuchung des Resilienzbegriffs und seiner 
Begriffsbestimmung folgt eine Klärung der Frage, ob demokratische Resilienz primär 
retrospektiv – also anhand überstandener Krisen – oder prognostisch als antizipierbare 
Widerstandsfähigkeit gedacht werden sollte. Daran anschließend erfolgt eine systematische 
Analyse von Ressourcen, die zur Resilienz demokratischer Ordnungen beitragen können. Das 
Konzept wird sodann von benachbarten Ansätzen der Demokratieverteidigung abgegrenzt. 
Abschließend wird ein Ausblick auf künftige Forschungsfelder gegeben, die sich mit der 
empirischen Messung demokratischer Resilienz befassen.
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Bevor wir uns dem Konzept der Resilienz von Demokratien und möglichen Strategien zur 
besseren Abwehr von Autokratisierungsprozessen widmen, bleibt jedoch noch eine Frage 
offen, die in der politischen Theorie erstaunlich selten diskutiert wird: Welche normative 
Rechtfertigung gibt es, dass sich Demokratien gegen Erosionsprozesse wehren sollen? Wie 
verhält sich das Toleranzgebot in der Demokratie mit dem Verfahrensprinzip, wonach dem 
Volk vertreten durch die parlamentarische Mehrheit die umfassende Kompetenz zur 
Gestaltung des Staates zukommt? Bezieht sich das Gebot der prinzipiellen Gleichwertigkeit 
aller subjektiven Werturteile auch auf Einstellungen, die den Abbau der Demokratie 
befürworten? Wie weit soll eine noch so kurz an der Macht befindliche Mehrheit gehen dürfen 
und soll sich die Demokratie vorbeugend gegen antidemokratische Tendenzen schützen?

Folgt man der Demokratietheorie Kelsens, kann die Begründung einer Verteidigung der 
Demokratie als Antagonismus zur Autokratie gerade nicht auf ihrer Darlegung als bessere oder 
gerechtere Staatsform beruhen, denn dies wäre wissenschaftlich nicht mit letzter Sicherheit 
beweisbar. Wenn Kelsen eine moralische Forderung an die Demokratie und ihre Staatsbürger 
erhebt, dann ist es jene der Toleranz gegenüber anderen Meinungen, da alle Wertpostulate, 
d.h. alles, was wissenschaftlich nicht belegt werden kann, mit dem gleichen Geltungsanspruch 
auftritt. Aus der prinzipiellen Gleichwertigkeit aller subjektiven Werturteile folgt auch die 
gleichberechtigte Willensfreiheit aller.  Die gegenteilige Ansicht wäre es, die Erkenntnis einer 
absoluten Wahrheit in Form einer religiös-mystischen Werteordnung zu behaupten, unter 
welche es nur bedingungslosen Gehorsam geben kann. Der Demokratie wohnt jedoch nach 
Kelsen ein radikales Toleranzgebot inne, das nicht nach dem Inhalt der politischen Ansichten 
differenziert. Eine Demokratie zeichnet sich für ihn gerade dadurch aus, dass es weder 
objektive Kontrollkriterien, an denen getroffene Entscheidungen gemessen werden, noch 
außerrechtliche Konstrukte wie das Naturrecht oder gemeinsame Gerechtigkeitsvorstellungen 
gibt, die die Entscheidungslast des Volkes in einer Demokratie delegieren. Die inhaltliche 
Ausgestaltung einer sozialen Ordnung liegt völlig in den Händen des demokratischen 
Gemeinwesens, das keine ihm vorgegebenen Werte kennt und jeden Wert formal als 
gleichberechtigt betrachtet, selbst wenn er auf die Abschaffung derselben Ordnung abzielt. 

Weil jede politische Bewegung den gleichen Anspruch hat, das Gemeinwesen zu gestalten, 
müssen in einer Demokratie auch jene geduldet werden, die die Abschaffung der Demokratie 
wollen. Dies trifft nicht nur dann zu, wenn sie sich in der Minderheit befinden, sondern auch 
dann, wenn sie die Mehrheit erringen und die Möglichkeit zur Abschaffung der Demokratie 
erhalten. Das Mehrheitsprinzip und die völlige Selbstverfügbarkeit der Gesellschaft werden 
solcherart zum Vehikel radikal-pluralistischer Tendenzen, das sich auch gegen die eigenen 
Prinzipien wenden kann. Kelsen muss, um konsequent bei seiner Theorie bleiben zu können, 
den >suizidären Grundcharakter der Volksherrschaft<  anerkennen:

>Wenn wir aus der geistigen Erfahrung der Vergangenheit irgendetwas lernen können, ist es dies, dass die menschliche 

ftreten kann, die Möglichkeit eines gegenteiligen Werturteils auszuschließen<; 
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>[Die Demokratie] ist diejenige Staatsform, die sich am wenigsten gegen ihre Gegner wehrt. Es scheint ihr 
tragisches Schicksal zu sein, dass sie auch ihren ärgsten Feind an ihrer eigenen Brust nähren muss. Bleibt sie sich 
selbst treu, muss sie auch eine auf Vernichtung der Demokratie gerichtete Bewegung dulden, muss sie ihr wie 
jeder anderen politischen Überzeugung die gleiche Entwicklungsmöglichkeit gewähren. Und so sehen wir das 
seltsame Schauspiel, dass Demokratie in ihren ureigensten Formen aufgehoben werden soll, dass ein Volk die 
Forderung erhebt, ihm die Rechte wieder zu nehmen, die es sich selbst gegeben, weil man verstanden hat, dieses 
Volk glauben zu machen, dass sein größtes Übel sein eigenes Recht sei. (&) Ob die Demokratie sich nicht selbst 
verteidigen soll, auch gegen das Volk, das sie nicht mehr will, auch gegen eine Majorität, die in nichts anderem 
einig ist, als in dem Willen, die Demokratie zu zerstören. Diese Frage stellen, heißt schon, sie verneinen. Eine 
Demokratie, die sich gegen den Willen der Mehrheit zu behaupten, gar mit Gewalt sich zu behaupten versucht, 
hat aufgehört, Demokratie zu sein. Eine Volksherrschaft kann nicht gegen das Volk bestehen bleiben. Und soll es 
auch gar nicht versuchen, d.h. wer für die Demokratie ist, darf sich nicht in den verhängnisvollen Widerspruch 
verstricken lassen und zur Diktatur greifen, um die Demokratie zu retten. Man muss seiner Fahne treu bleiben, 
auch wenn das Schiff sinkt; und kann in die Tiefe nur die Hoffnung mitnehmen, dass das Ideal der Freiheit 
unzerstörbar ist und dass es, je tiefer gesunken, um so leidenschaftlicher wieder aufleben wird.<

Diese Ansicht Kelsens, die die völlige Wehrlosigkeit der Demokratie  zur Folge hat und nur 
noch auf den Sieg der Vernunft künftiger Generationen hoffen kann, wurde heftig kritisiert 
und findet heute kaum mehr Anhänger. Die dagegen in Stellung gebrachten Konzepte werden 
als streitbare oder wehrhafte Demokratie bezeichnet.  Die Kritiker Kelsens berufen sich 
häufig auf Karl Popper, der im Hinblick auf das sogenannte Toleranzparadoxon – dem zufolge 
uneingeschränkte Toleranz letztlich zu ihrer Abschaffung führen kann – dafür plädierte, 
antidemokratische und intolerante Kräfte notfalls aus dem demokratischen Diskurs 
auszugrenzen oder strafrechtlich zu sanktionieren.

Eine mögliche Denkart die Demokratie wehrhaft zu gestalten, wäre es, bei ihrer Errichtung 
zumindest hypothetisch einen einstimmigen Konsens über die >Unverletzbarkeit< der 
Prinzipien der Freiheit und Gleichheit anzunehmen. All jene, die diese Prinzipien und die von 
ihnen abgeleiteten Institutionen wie den formellen Rechtsstaat auch nur mit friedlichen 
Mitteln zu beseitigen suchten, wären dann als vom Staat zu bekämpfende Gegner der 
Demokratie anzusehen. Aus dieser Perspektive verfügte die Demokratie über einen 

mit seiner sog. >militant democracy< vor, das unter anderem vorsieht 

>If we extend unlimited tolerance even to those who are intolerant, if we are not prepared to defend a tolerant society 

as criminal<;

einer Demokratie alle Parteien stets >rational< handeln werden. Das Konzept der wehrhaften Demokratie wird noch einge-
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substantiellen Wesenskern, dessen Akzeptanz Teilnahmebedingung aller Akteure am 
politischen Prozess wäre. Eine solche >prinzipiengeleitete< Demokratie, die sich auf 
naturrechtlich geltende absolute Prinzipien gründete, sähe sich jedoch mit dem Einwand 
Kelsens konfrontiert, dass sie ihre relativistische Natur aufgibt und bestimmte Werte anderen 
gegenüber priorisiert.

Wie könnte jedoch eine normative Rechtfertigung der Verteidigung der Demokratie 
aussehen, die ohne den Bezug auf höherrangige Prinzipien des Naturrechts auskommt? Einen 
Ausweg aus diesem Dilemma hat der niederländische Jurist George Van den Bergh in seiner 
Antrittsvorlesung im Jahr 1936 aufgezeigt. Er weist darauf hin, dass eine Demokratie darauf 
fußt, dass der jeweils regierende Teil der Bürgerschaft nur Entscheidungen treffen kann, die 
wieder rückgängig gemacht werden können.  Das Wesen der Demokratie liegt dieser Ansicht 
nach nicht mehr wie bei Kelsen im Mehrheitsprinzip oder im Schutz unantastbarer 
Grundprinzipien, sondern in der Fähigkeit zur Selbstkorrektur. Es gäbe dann eine Entscheidung, 
die sich radikal von allen anderen Entscheidungen unterscheidet, nämlich den Beschluss, die 
Demokratie rechtlich oder tatsächlich abzuschaffen. Diese Entscheidung wäre die einzige, die 
nicht der demokratischen Entscheidungsfindung zugänglich wäre, weil sie das Fundament 
einer jeden Demokratie – die Selbstkorrektur – beseitigte.  

Man könnte auch argumentieren, dass sich die Reversibilität aller Entscheidungen bereits aus 
dem Werterelativismus Kelsens ergibt, wonach jeder Wert dem Wandel offen stehen muss.  
Wie er selbst feststellt, sind demokratische Entscheidungen nicht immer als richtig anzusehen, 
denn das hieße >an ein Gottesgnadentum des Volkes zu glauben< (WuW, 128). Aus dem 
wertrelativistischen >Grundprinzip< der Demokratie folgt, dass die Minorität jene Gruppe ist, 
die vielleicht schon morgen die Mehrheit stellt. Wenn die Mehrheit aber das Mehrheitsprinzip 
und damit die Demokratie abschafft, dann richtet sich diese Entscheidung gegen das 
ureigenste Prinzip der Demokratie selbst, den Relativismus, und damit gegen sich selbst.  
Eine Mehrheitsentscheidung, die ihre eigene Basis beseitigt, kann daher nicht ihrerseits als 
Konsequenz oder Ausdruck des Demokratieprinzips gewertet werden: sie ist dessen 
Zerstörung.

Allerdings ist zweifelhaft, ob Kelsen diesem Argument zustimmen würde, denn gerade das 
Zitat aus >Verteidigung der Demokratie< beweist, wie sehr er die formalisierte Demokratie 
auch in Bezug auf seine ureigensten Prinzipien bis an ihr Ende denkt: Der in einer Mehrheit 
verkörperte Volkswille ist ungeachtet seiner Verträglichkeit mit den Prinzipien der Demokratie 
zu respektieren.

Selbst wenn man das Argument gelten ließe, wonach die Selbstkorrektur der Demokratie 
stets gewahrt bleiben muss, wäre jedoch fraglich, wie damit umzugehen ist, dass die meisten 

ü
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Autokratisierungsprozesse heute nicht auf eine völlige Abschaffung, sondern auf eine 
schleichende Untergrabung der Demokratie abzielen und dies mit einem Geflecht an 
Maßnahmen durchzusetzen versuchen, die nur in ihrer kumulativen und erst im Nachhinein 
sichtbar werdenden Wirkung die Schwelle zur Autokratie zu überschreiten vermögen. 
Verkompliziert wird das Problem weiters dadurch, dass jene Politiker, die als Amtsinhaber 
später den autoritären Umbau einer Demokratie umzusetzen versuchen, vor ihrer Wahl nicht 
zu erkennen geben, dass sie anstreben, die Demokratie abzuschaffen. Anders als vor dem Ende 
des Kalten Krieges, als sich faschistische, kommunistische oder monarchistische Politiker offen 
zu einer autoritären Ideologie bekannten, gibt es nun nur noch wenige Politiker, die explizit 
autoritäre Ideologien vertreten. Selbst im propagandistischen Selbstverständnis der 
Kommunistischen Partei Chinas wird die Volksrepublik als sozialistische Demokratie 
chinesischer Prägung bezeichnet. Der demokratischen Rhetorik widersetzen sich allenfalls 
noch Saudi-Arabien als Monarchie, der Vatikanstaat als Theokratie sowie islamistische 
Bewegungen wie der IS. Antipluralistische Politiker wie Trump und Orbán vermeiden es 
hingegen, sich offen als Autoritäre zu deklarieren, da dies ihre Beliebtheit untergraben und die 
Chance auf einen Wahlerfolg mindern würde. Stattdessen bezeichnen sie sich selbst als die 
besseren Demokraten und als Verfechter der demokratischen Erneuerung. Mit einer 
Verwirrtaktik bezichtigen sie zudem die politische Konkurrenz, Feinde der Freiheit zu sein.  

Viele Politiker sind zudem Opportunisten, die ihren Wahlkampf auf konventionellen Themen 
wie der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit aufbauen. Im Benin wurde etwa Patrice Talon 2016 
zum Präsidenten gewählt, wobei er sich für Wirtschaftswachstum und eine 
Ämterzeitbeschränkung für Präsidenten aussprach. In Georgien kam die Partei <Georgischer 
Traum= von Bidzina Iwanischwili 2012 an die Macht, der versprach, die Sozialausgaben zu 
erhöhen und der autoritären Regierung Micheil Saakaschwilis entgegenzuwirken. Sobald diese 
Politiker an der Macht waren, schickten sie sich jedoch an, die Demokratie zu untergraben. 
Festzustellen, wer als Inhaber der Regierungsgewalt autoritär agieren wird, ist eine 
zunehmend schwieriger werdende Prognoseentscheidung. Für die Einordnung eines Politikers 
oder einer Partei als >autoritär< bleibt nur die Auslegung von Worten und Taten.

Der Standardfall eines schleichenden Autokratisierungsprozesses vollzieht sich zudem meist 
nicht in einer, sondern über mehrere Amtsperioden hinweg, die zudem konsekutiv 
aufeinander folgen müssen. Der polnischen PiS-Regierung gelang es trotz achtjähriger 
Regierungszeit und zwei Amtsperioden vorerst nicht, die Macht in ihren Händen dauerhaft 
monopolisieren zu können. Die einseitige Berichterstattung und der Missbrauch staatlicher 
Ressourcen zugunsten der Regierung konnten nicht verhindern, dass die Bürgerplattform und 
ihre Koalitionspartner die Mehrheit im Sejm zurückgewinnen konnten. Dies verdeutlicht, dass 
– zumindest bis zu einem vollständigen Zusammenbruch der Demokratie – oppositionelle 
Kräfte weiterhin die Möglichkeit besitzen, über Wahlen, wenn auch unter zunehmend unfairen 

weisen erkannt werden: >We should worry when a politician 1) rejects, in words or in action, the democratic rules of the 

civil liberties of opponents, including the media=; 

https://www.justsecurity.org/88319/tucker-carlson-viktor-orban-and-the-anti-democracy-playbook/
https://www.justsecurity.org/88319/tucker-carlson-viktor-orban-and-the-anti-democracy-playbook/
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Bedingungen, die Macht zurückzuerlangen und dem Autokratisierungsprozess Einhalt zu 
gebieten.

Ungeklärt ist zudem die Frage, wem die Kompetenz zufallen soll, letztgültig darüber zu 
entscheiden, wer als Antidemokrat anzusehen und aus dem politischen Prozess 
auszuschließen ist. Das Verbot von Antidemokraten setzt voraus, dass es einen unbefangenen 
Richter gibt, der anhand objektiver Anhaltspunkte mit einiger Sicherheit feststellen kann, dass 
ein bestimmter Politiker oder eine bestimmte Partei in Zukunft die Demokratie und seinen 
Selbstkorrekturmechanismus unwiederbringlich zerstören wird, wobei der Schlussstein im 
Übergang zur Autokratie auch erst in zehn oder zwanzig Jahren nach mehreren konsekutiv 
gewonnen Wahlen gesetzt werden könnte. Das Treffen einer akkuraten Prognoseentscheidung 
dieser Art erscheint jedoch angesichts der Unwägbarkeiten der Zukunft und der Möglichkeit 
der Opposition, die Macht bei Wahlen zurückzugewinnen, wie ein unlösbares Unterfangen. 
Dabei mangelt es nicht nur an den erforderlichen Informationen, um diese Prognose akkurat 
treffen zu können, sondern auch am geeigneten Organ, das in unbefangener Weise – frei von 
politischen Erwägungen für die einem nahestehende Partei – eine solche Entscheidung treffen 
kann.

Letztlich bleibt auch unklar, wie mit jenen >Antidemokraten< umzugehen ist, die vom 
politischen Prozess ausgeschlossen wurden. Ein Äquivalent zur Verbannung oder Ächtung, die 
im Mittelalter von Herrschern genutzt wurde, um Rivalen von der Macht fernzuhalten , das 
etwa im dauerhaften Entzug des passiven Wahlrechts oder der Auflösung einer Partei liegen 
kann, kann in einer pluralistischen Demokratie nur in seltenen Ausnahmefällen gewollt sein. 
Selbst dann bleiben die handelnden Personen jedoch Teil der Gesellschaft. 

Eine mögliche Lösung, die Verteidigung der Demokratie normativ zu rechtfertigen, könnte 
darin bestehen, anzuerkennen, dass das Recht der Mehrheit, das Gemeinwesen zu gestalten, 
auch umgekehrt gedeutet werden kann, wonach ihr zugestanden wird, die Offenheit einer 
Rechtsordnung für gewisse Werte auszugestalten. Demnach könnte die Mehrheit selbst die 
komplizierte Abwägung zwischen dem Stabilitäts- und Freiheitsbedürfnis der Gesellschaft 
treffen und damit >rechtzeitig< die demokratischen Spielregeln wehrhaft einrichten, d.h. einen 
Maßnahmenkatalog beschließen, der die demokratischen Prinzipien vor ihrer Auflösung 
schützt und demokratiefreundliche Parteien stärkt. Toleranz und Pluralismus gäbe es folglich 
nicht absolut, sondern nur im Rahmen der von der Mehrheit gestaltbaren Rechtsordnung. 

Dieser Ansatz liegt auch dem Konzept der demokratischen Resilienz zugrunde: Die Idee, dass 
eine Demokratie durch Mehrheitsentscheid in Richtung einer resilienteren Demokratie 
weiterentwickelt werden darf, lässt sich normativ rechtfertigen, ohne den Wertepluralismus 
zu verletzen, sofern anerkannt wird, dass solche Beschlüsse stets vorläufiger Natur sind und 
die Grundrechte der >Antidemokraten< achten. Im Zentrum steht die Einsicht, dass das Recht 
der Mehrheit, das politische Gemeinwesen zu gestalten, Teil einer jeden Demokratie ist. Dieses 
Recht beinhaltet nicht nur die Wahl einer bestimmten Politik etwa in sozialen und 
wirtschaftlichen Fragen, sondern auch die Gestaltung der Institutionen, innerhalb derer 
demokratische Prozesse stattfinden. Im Rahmen der verfassungsrechtlich vorgesehenen 
Verfahren steht es der Parlamentsmehrheit zu, etwa das Wahlrecht zu reformieren oder 
Institutionen zu schaffen, die eine effektivere Kontrolle der Exekutive gewährleisten. Verfügen 
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demokratisch legitimierte Parteien über eine qualifizierte Verfassungsmehrheit, können sie 
zudem demokratiesichernde Maßnahmen – etwa bestimmte Institutionen, Verfahren oder 
Besetzungsregeln – in den Verfassungsrang erheben, um sie gegen einfache Mehrheiten 
abzusichern. Zugleich bleibt es möglich, dass spätere (Verfassungs-)Mehrheiten diese 
Regelungen ausbauen oder wieder zurücknehmen. In einer repräsentativen Demokratie 
obliegt es den jeweils in der Mehrheit befindlichen Kräften im Parlament und im Volk, darüber 
zu entscheiden, in welchem Maße und auf welche Weise die Demokratie gegen 
antidemokratische Bestrebungen geschützt wird, solange demokratische und rechtsstaatliche 
Grundprinzipien wie der Pluralismus nicht verletzt werden und Entscheidungen dieser Art 
selbst wieder reversibel sind.

>Resilienz< ist in den vergangenen Jahrzehnten sowohl in der Wissenschaft als auch im 
öffentlichen Diskurs zu einem Schlüsselbegriff aufgestiegen, der darauf abzielt, Subjekte, 
Institutionen und ganze Gesellschaften gegen negative Ereignisse aus ihrer Umgebung zu 
schützen.  Als Komplementärbegriff zu >Vulnerabilität< lässt sich der Resilienzbegriff auf 
verschiedenste Subjekte und soziale Einheiten übertragen, weshalb er in unterschiedlichen 
Kontexten angewandt werden kann. Eine genealogische Untersuchung ergibt, dass der Begriff 
bereits seit langem in vielfältigen Disziplinen wie der Psychologie, Architektur, Sozialarbeit, 
technischen Physik, Katastrophenforschung oder auch der Ökologie gebraucht wird.  In der 
Psychologie meint Resilienz etwa die Kapazität eines Individuums, sich nach einem 
traumatischen Ereignis positiv an eine neue Situation anzupassen und dabei einen 
Grundbestand an psychischen und physischen Funktionen zu bewahren.  Ökologen 
beschreiben damit, wie ein Ökosystem nach einer Störung zu einem Gleichgewichtszustand 
zurückkehren kann, während sich dieses zugleich an neue Gegebenheiten anpasst . 

 
Gelingt es nicht, Verluste bereits präventiv zu abzuwehren, was manchmal unabwendbar ist , 
sollen Individuen, Institutionen, Ökosysteme oder Gesellschaften die Fähigkeit besitzen, auf 
Störungen, Krisen oder Schocks so zu reagieren, dass sie nicht kollabieren, sondern nach einer 
gewissen Zeit weiterexistieren, ohne die grundsätzlichen Strukturen und Funktionen 
aufzugeben.  Dennoch wäre es verkürzt, das Resilienzkonzept auf seine primäre Aufgabe zu 

 Vgl Merkel, Im Zwielicht 343; Reckwitz, Verlust (2024), 385. Der Begriff der Resilienz stammt ursprünglich vom 
lateinischen Verb resilere und bedeutet >zurückspringen< oder >abprallen<.

 Vgl Bourbeau, A Genealogy of Resilience, International Political Sociology Vol. 12 (2018), 19 (24), der der häufig 
vorgebrachten These einer monokausalen Genealogie widerspricht, die den Resilienzbegriff in der Ökologie verortet.

>Resilienz basiert auf einer gegenüber dem Fortschrittsimperativ umgekehrten Perspektive. Ihre Problemstellung ist 

werden. (&) T
–

aus, dass man auf das Unvermeidliche in einer Weise vorbereitet sein sollte, dass >trotzdem< ein einigermaßen gedeihliches 
öglicht<; 

 Vgl Merkel, Zwielicht 343.
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reduzieren, den Erhalt des Subjekts zu gewährleisten. Das Konzept stellt gerade kein starres 
Modell der Stabilisierung des Bestehenden in jeglicher Hinsicht oder der Wiederherstellung 
des Status quo ante dar. Resilienz ist vielmehr ein Programm der flexiblen Robustheit, das mit 
dem Schlimmsten rechnet und deshalb eine Adaption und manchmal sogar eine 
Transformation des betroffenen Subjekts zulässt, damit dieses für zukünftige 
Herausforderungen noch besser gewappnet ist.  Ein resilientes System zeichnet sich dadurch 
aus, dass es seine grundlegenden Prinzipien auch unter veränderten oder krisenhaften 
Bedingungen aufrechtzuerhalten kann. Gleichzeitig bleibt es in seiner institutionellen und 
ressourcenbezogenen Ausgestaltung anpassungsfähig. Bezogen auf eine resiliente Demokratie 
bedeutet dies, dass zentrale normative Grundpfeiler wie die Volkssouveränität und die 
Gewährleistung des Pluralismus nicht zur Disposition stehen, während die konkreten 
Mechanismen und Mittel zu ihrer Umsetzung situativ variabel gestaltet werden können.

Im Gegensatz zu Disziplinen wie der Psychologie oder der Ökologie ist der Resilienzbegriff in 
den Politikwissenschaften noch wenig etabliert. Jüngst in den Blick geratene krisenhafte 
Ereignisse in Demokratien wie der Vertrauensverlust in Parteien und Institutionen, 
Desinformation, Populismus und Autokratisierung erhöhten den Bedarf nach einem 
theoretischen Konzept, in dessen Rahmen praktische Vorschläge zur Stärkung und 
Stabilisierung von Demokratien getätigt werden können. Die Verwendung des Begriffs in 
verwandten Disziplinen stieß bald auf ein wachsendes Interesse unter Politikwissenschaftlern, 
die den Begriff zur Beantwortung der Frage, ob und wie Demokratien auf neue 
Herausforderungen reagieren sollen, zu nutzen begannen. Der 1999 erschienene Sammelband 
The Resilience of Democracy, herausgegeben und eingeleitet von Peter Burnell und Peter 
Calvert, enthielt bereits eine erste Definition.  Seit 2017 findet eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit dem Begriff statt. Wissenschaftliche Pionierarbeit bei der 
Weiterentwicklung des Begriffs leisteten vor allem Timothy Sisk, Richard Albert und Michael 
Pal, Wolfgang Merkel und Anna Lührmann, Vanessa Boese und ihre Kollegen vom V-Dem 
Institut sowie Aurel Croissant and Lars Lott.  Besonders eingehend ausgearbeitet wurde der 
Resilienzbegriff für die Demokratieforschung in einem 2025 erschienen Artikel von Walz et 
al.  Mittlerweile findet sich der Resilienzbegriff regelmäßig in Reden und Policy-Papieren 
westlicher Politiker, Institutionen und Think-Tanks wieder.

>The resilience of democracy –

he faith can be evident even where the institutional forms have been lost<; 

 Vgl Sisk, Democracy and Resilience Conceptual Approaches and Considerations, Background Paper IDEA (2017); Albert & 
Pal, Canadian constitution 117-138; Merkel & Lührmann, Resilience of democracies: responses to illiberal and authoritarian 
challenges, Democratization Vol. 28:5 (2021), 869-884; Boese/Edgell/Hellmeier/Maerz/Lindberg, How democracies prevail 
885-907. 
Eine systematische Analyse der in den Politikwissenschaften verwendeten Resilienzkonzepte legten Josh Holloway und Rob 
Manwaring vor; vgl dies, How well does 8resilience9 apply to democracy? A systematic review, Contemporary Politics Vol. 29:1 
(2023) 68-92 (75). Siehe auch Croissant & Lott, Democratic Resilience in the Twenty-First Century Search for an analytical 
framework and explorative analysis, Varieties of Democracy Institute, Working Paper Series 2024:149 (2024), 1-46.

https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/regelbasierte-internationale-ordnung/g7-g20/g7/g7-afrika-konferenz-2554332
https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/regelbasierte-internationale-ordnung/g7-g20/g7/g7-afrika-konferenz-2554332
https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/newsletter-und-abos/bulletin/rede-von-bundeskanzler-olaf-scholz-2182978
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Demokratische Resilienz kann auf zweierlei verschiedene Weisen verstanden werden: 
Einerseits als Kapazität und andererseits als Ergebnis. Die weitaus überwiegende Mehrzahl der 
Forscher definiert Resilienz in der erstgenannten Variante als Kapazität.  

Der Begriff der Kapazität bezieht sich auf das Verteidigungspotenzial einer Demokratie. Die 
Begutachtung der Kapazität einer Demokratie hat eine ex ante-Betrachtung zur Folge.  
Vergleichbar mit einer ärztlichen Vorsorgeuntersuchung wird hier der Zustand von 
Demokratien hinsichtlich ihrer Kapazitäten beurteilt, eine zukünftige Autokratisierung zu 
bewältigen. Dabei wird ein graduell bestimmbares Maß festgestellt, das von der Erfüllung 
bestimmter Kriterien abhängt.   Eine Demokratie gilt dann – kapazitiv verstanden – als mehr 
oder weniger resilient, je nachdem, wie gut sie diese Kriterien im Hinblick auf ein bestimmtes 
Ziel erfüllen kann.

Zieht man die gängigste Zielvorstellung demokratischer Resilienz heran, hängt die Resilienz 
einer Demokratie davon ab, ob sie mit einer autoritären Gefahr so umzugehen weiß, dass ihr 
Fortbestehen wahrscheinlich ist.  Eine Demokratie gilt dann als resilient, wenn sie 
voraussichtlich einen Kernbestand demokratischer Verfahren und Institutionen 
aufrechterhalten kann.  Die Kapazität demokratischer Resilienz lässt sich dann 
probabilistisch erfassen, sodass auf Grundlage verschiedener Kriterien 
Wahrscheinlichkeitsaussagen über das Fortbestehen einer Demokratie getroffen werden 
können. Je höher die Ausprägung auf einem Kontinuum zwischen geringer und hoher Resilienz, 
desto wahrscheinlicher wäre das erwartete Überleben einer Demokratie bei Vorliegen einer 
autoritären Gefahr. Als resilient gälte eine Demokratie dann, wenn die Indikatoren den Schluss 
zuließen, dass die Überlebenswahrscheinlichkeit hoch ist.

Die Einordnung demokratischer Resilienz als Ergebnis nimmt hingegen eine ex post-
Betrachtung vor, um den Grad der Resilienz von Demokratien daran zu bemessen, ob eine in 
der Vergangenheit liegende Autokratisierung erfolgreich – präventiv oder reaktiv  – 

6: <what qualifies as a <resilient democracy=: one that 

weathering and responding to the crises that affect its survival or durability, and its overall quality and performance=.
Resilience 872: <Democratic resilience is the 

losing its democratic character.=

 Boese et al. und Somer setzen dagegen die Bewahrung eines gleich hohen oder zumindest ähnlich hohen Niveaus der 
Demokratiequalität als Mindestziel an; vgl Somer/McCoy/Luke, Pernicious polarization, autocratization, and opposition 
strategies, Democratization Vol. 28, No. 5 (2021), 929-948 (930). Demokratien, die eine >substantielle Regression< der 
Demokratiequalität nicht verhindern können, werden als nicht mehr resilient angesehen: >Democratic resilience is the ability 
to prevent substantial regression in the quality of democratic institutions and practices<; Boese/Edgell/Hellmeier/Maerz, 
Demcratic Resilience 886.

Konzept demokratischer Resilienz ein: >(&) while resilience can be proactive, its main value is in its reactivity, materialis

https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/newsletter-und-abos/bulletin/rede-von-bundeskanzler-olaf-scholz-2182978
https://2021-2025.state.gov/the-european-democratic-resilience-initiative/
https://2021-2025.state.gov/the-european-democratic-resilience-initiative/
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/protecting-democracy_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/new-push-european-democracy/protecting-democracy_en
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überwunden werden konnte oder nicht.  Die Anwendung einer historisch-erzählerischen 
Perspektive auf eine bereits abgelaufene Episode hat den Vorteil, dass sie die Resilienz einer 
Demokratie direkt aus der Beobachtung und Bewertung vergangener Ereignisse ableiten kann. 
Folglich bedarf es keiner komplizierten Kriterien, die den Ausgang einer künftigen Episode 
anhand empirischer Daten und Modelle prognostizieren, da sich der Forscher nur auf das 
unmittelbar empirisch Feststellbare konzentriert. Die ex post-Betrachtung auf Resilienz wurde 
bereits im Zusammenhang mit Redemokratisierungsprozessen beleuchtet.

In der vorliegenden Arbeit wird demokratische Resilienz kapazitiv verstanden. Statt einer 
historischen Betrachtung soll ein Weg gefunden werden, um den Ausgang künftiger 
Autokratisierungsprozesse prognostizieren zu können. Grundlage dafür ist die Bewertung des 
Resilienzgrads eines konkreten demokratischen Systems im gegenwärtigen Zustand.

Zielsetzungen resilienter Demokratien

Bevor wir uns der Aufgabe zuwenden, Kriterien zu definieren, die die Kapazität von 
resilienten Demokratien ausmachen, müssen wir jedoch zunächst mögliche Ziele resilienter 
Demokratien definieren. Die normative Zielbestimmung resilienter Demokratien ist von 
zentraler Bedeutung, da nur auf dieser Basis konkrete Anforderungen an die Resilienzkapazität 
demokratischer Systeme formuliert werden können.  

Wie zuvor angedeutet, dominiert in den Politikwissenschaften ein klassisches Verständnis 
demokratischer Resilienz, das primär auf die Bewahrung des status quo abzielt. Resiliente 
Demokratien sind demnach solche, die trotz einer autoritären Gefahr ihre definierenden 
Merkmale aufrechterhalten können, ohne zusammenzubrechen. Die Forschung tendiert somit 
überwiegend zu einem konservativen Resilienzbegriff, der Stabilität innerhalb bestehender 
Ordnungen betont.  Insoweit besteht eine Parallele zu den Theoriekonzepten der 
konsolidierten Demokratie.  Auch dort besteht die klassische Bedeutung konsolidierter 
Demokratien darin, das erreichte Niveau an Demokratiequalität abzusichern. 

Denkbar sind zwei Szenarien, in denen es zur Bewahrung des status quo einer Demokratie 
kommt. Das eine zeichnet sich durch eine maximalistische Zielsetzung aus, das andere durch 

in other words, resilience is about 8weathering the storm9 and then bouncing back (or 
forwards)<; 

gangenen Autokratisierung treffen: >The idea of democratic resilience does not make sense in isolation from a particular 

eral feature of a system<; 

Erstere definieren demokratische Resilienz >as the persistence of democratic institutions and practices= (
<the ability of a political regime to pre-

vent or react to challenges without losing its democratic character= (
O’Donnell

: >the concept of a <consolidated democracy= should 
describe a democratic regime that relevant observers expect to last well into the future=; 
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eine minimalistische. Im ersteren Fall zielt demokratische Resilienz darauf ab, bereits frühzeitig 
eine Autokratisierung zu erkennen und abzuwehren. Dieses präventive Verständnis von 
Resilienz entspricht dem Konzept der Onset Resilience, wie es von Boese et al. beschrieben 
wird.  Es betont die Fähigkeit demokratischer Systeme, autoritäre Entwicklungen frühzeitig 
zu identifizieren und proaktiv gegenzusteuern, um eine Erosion demokratischer Institutionen 
gar nicht erst zuzulassen.  Der Vorteil dieser präventiven Zielvorstellung besteht darin, dass 
die Demokratie geschützt werden soll, noch bevor kritische Schwellen überschritten werden, 
die eine Rückkehr zur demokratischen >Normalität< schwieriger werden lassen. 

Aus der Sicht einer möglichst effektiven Verteidigung der Demokratie ist ein präventiv 
ausgerichtetes Konzept demokratischer Resilienz begrüßenswert. Eignet sich eine Demokratie 
eine Strategie der präventiven Resilienz an, sollte sie jedoch vermeiden, Resilienz mit 
Systemkonservatismus gleichzusetzen, der jegliche Veränderung der bestehenden Strukturen 
als Bedrohung erachtet. Wird jede Infragestellung bestehender Institutionen als potenziell 
demokratiegefährdend gewertet, selbst wenn sie eine Demokratisierung der Institutionen 
bedeutet, droht Demokratieverteidigung zur Verteidigung bestehender defizitärer Strukturen 
zu verkommen.

Eine weniger anspruchsvolle Zielsetzung könnte darin bestehen, nicht schon den Beginn 
einer Autokratisierung, sondern erst den Zusammenbruch einer Demokratie abwenden zu 
wollen. Unter dem Aspekt der Aufrechterhaltung des status quo besteht die Resilienzfähigkeit 
von Demokratien hier darin, die Auswirkungen der Erosion so weit einzugrenzen, dass 
zumindest zentrale Elemente der Demokratie – insbesondere freie und faire Wahlen – erhalten 
bleiben. Trotz bedeutender Mängel in der Demokratiequalität blieben dann zumindest die 
Voraussetzungen einer Wahldemokratie erfüllt. Diese zweite Form der demokratischen 
Resilienz entspricht dem, was Boese et al. als Breakdown Resilience beschreibt.  In Ländern, 
in denen Autokratisierungsprozesse häufig vorkommen, kann das Minimalziel, die Demokratie 
als solche zu bewahren, realistischer zu erreichen sein, als eine präventive Abwehr der 
Autokratisierung.

In Ergänzung zu diesen beiden Fällen ist auch die Situation vorstellbar, dass sich eine 
Demokratie von einer erlittenen Autokratisierung erholt und eine Wiederherstellung der 
früheren demokratischen Institutionen erreichen kann. Dieser Fall entspricht der bereits 
beschriebenen Demokratischen Wende.  Bei einer Demokratischen Wende folgt auf eine 

In der englischsprachigen Literatur finden sich für die demokratische Wende Begriffe wie :turnaround8, :U turn8 oder 
auch :near misses8, die auf Phasen temporärer Rückschläge und anschließender demokratischer Erholung oder Stabilisierung 

, Democracy9s Near Misses 16 30. >We define a democratic turnaround as a period of substantive two

democratization=; , Autocratization 9. <We (&) de-

shaped dip over time=; , Democracy9s Near Misses, in: Journal of Democracy, 29:4 (2018)
beschreibt einen Prozess der >Re Equilibrierung< von Demokratien nach einer Krise, die die Stabilität einer 
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Phase mangelnder Resilienz eine Redemokratisierung, also ein deutlicher Anstieg im 
Demokratieniveau nach einem früheren Absinken. In diesem bidirektionalen Prozess der 
Autokratisierung und anschließenden Demokratisierung kann es auch zu einem temporären 
Zusammenbruch der demokratischen Ordnung kommen, bevor wieder eine Rückkehr zur 
Demokratie bzw. zum status quo ante einsetzt.

Innovative Modelle demokratischer Resilienz

Seltener als die Bewahrung des status quo wird in der Forschung die Variante der Anpassung 
demokratischer Institutionen als Merkmal demokratischer Resilienz genannt. In der Ökologie 
herrscht dagegen die Ansicht vor, dass es das Ziel eines resilienten Ökosystems sein sollte, nach 
einer Störung zu einem Gleichgewichtszustand zurückzukehren, in dem es zugleich an die 
neuen Gegebenheiten angepasst wird.  In den Politikwissenschaften sind Standpunkte, die 
eine Anpassung der Strukturen eines demokratischen Systems im Gefolge einer Krise oder 
noch vor deren Eintritt einfordern, bislang in der Minderheit geblieben.  Noch seltener sind 
Forderungen nach einer umfassenden Transformation demokratischer Systeme im Rahmen 
des Konzepts demokratischer Resilienz.

Eine Ausnahme hiervon stellen Merkel und Lührmann sowie Sisk dar, die ein flexibles Modell 
demokratischer Resilienz vorschlagen, in dem die Anpassung an neue Realitäten mitgedacht 
wird, um die Qualität und Resilienz von Demokratien erhalten und ausbauen zu können. 
Anpassungsprozesse zielen auf gezielte Reformen innerhalb des bestehenden demokratischen 
Systems ab und lassen die Kernprinzipien der Ordnung unangetastet.  Eine Zielsetzung dieser 
Art fokussiert auf Reformen, die neben einer Verbesserung der Funktionsfähigkeit einer 
Demokratie auch eine wirksamere Reaktion auf einen künftigen Erosionsprozess nach sich 
ziehen. Reformen, die beide Elemente miteinander vereinen, könnten etwa die Stärkung der 
Unabhängigkeit der Justiz, die Ausweitung demokratischer Partizipationsmöglichkeiten oder 
den Ausbau der Informationsfreiheit zum Gegenstand haben. 

Ein weiter gefasstes Verständnis demokratischer Resilienz betont also, dass es ihr nicht um 
die Bewahrung bestehender Strukturen geht, sondern um ihre kontinuierliche Anpassung und 
Erneuerung im Sinne der Prinzipien der idealen Demokratie. Demokratische Resilienz zielt 

 Vgl Sisk, Democracy 5-6. <(&) most democracies have to transform and adapt their traditional processes and strategies 
to changed and changing environments in order to fulfil their democratic functions designed by their respective constitutions. 
We emphasize that practices, procedures, and even institutions have to adapt to keep the democratic quality of the political 
regime as a whole. The same does not apply to democratic principles such as individual liberty, popular sovereignty, equal 
political rights, and constitutional checks and balances as such. Institutions, procedures, and actors may change, but the core 
principles of democracy have to remain the same=; Merkel/Lührmann, Resilence 874.
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insofern nicht nur auf den Erhalt, sondern auch auf die transformative Weiterentwicklung 
demokratischer Ordnungen und widerspricht damit einem rein konservierenden 
Demokratieverständnis. Resilienz wird hier nicht als statisches Modell angesehen, sondern als 
ein Programm der flexiblen Robustheit, das mit dem Schlimmsten rechnet und deshalb eine 
Adaption und manchmal sogar eine Transformation der Demokratie erfordert, damit diese 
demokratischer wird und zugleich für die Bewältigung künftiger autoritärer Gefahren besser 
gewappnet ist.

Im Unterschied zu Adaptionen, die geringfügige Veränderungen im demokratischen System 
nach sich ziehen, streben Innovationen eine tiefgreifendere Transformation an, die 
bestehende Dogmen von einer >guten< Demokratie überdenkt und neue institutionelle 
Elemente, Akteure oder Verfahren einführt, die zuvor nicht Teil des politischen Systems waren. 
Ein Anwendungsfall einer moderaten Transformation läge in der Änderung des Wahlrechts von 
einem majoritären zu einem proportionalen. Radikalere Varianten beinhalten die Einführung 
deliberativer Bürgerbeteiligungsverfahren zuungunsten technokratischer Elemente.

In Anlehnung an Bourbeaus Typologisierung des Resilienzbegriffs  können im Ergebnis fünf 
Grundvarianten der Resilienzfähigkeit unterschieden werden: Neben dem statischen Prozess 
der präventiven oder reaktiven Bewahrung des status quo, kommt auch die Wiederherstellung 
des demokratischen Status quo ante im Zuge einer Redemokratisierung in Betracht. Schließlich 
sind auch dynamischere Prozesse wie eine geringfügige Anpassung des Systems oder eine 
grundlegende Transformation demokratischer Institutionen denkbar, wobei die letzteren 
beiden Varianten sowohl vor als auch nach einer Autokratisierung eingesetzt werden können. 
Zudem kommen Kombinationen dieser Varianten in Betracht: Präventive Resilienzfähigkeit 
wird in der Regel laufende Anpassungen und manchmal auch eine Transformation der 
Institutionen des politischen Systems erfordern, um auf neue autoritäre Gefahren besser 
vorbereitet zu sein. Eine Wiederherstellung des Status quo ante, die gänzlich ohne 
Anpassungen auskommt, erscheint zudem illusorisch.

In der Gesamtschau ergibt sich folgendes Bild: Das Mindestziel demokratischer Resilienz 
besteht im Schutz des demokratischen Status quo gegenüber autoritären Rückschritten. Diese 
Zielsetzung kann sich entweder auf die präventive Verhinderung eines Erosionsprozesses 
(Onset Resilience) oder auf die Abwehr eines demokratischen Zusammenbruchs (Breakdown 
Resilience) beziehen. Als Sonderform der Konservierung eines demokratischen Systems 
kommt die Wiederherstellung des früheren Demokratieniveaus nach einem Erosionsprozess 
selbst nach einem kurzzeitigen demokratischen Zusammenbruch in Betracht. Ein 
anspruchsvolleres Ziel demokratischer Resilienz wäre die laufende Anpassung oder 
Transformation eines Systems.

Alle fünf Zielsetzungen können entweder aus einer historischen oder einer prognostisch-
kapazitiven Perspektive beurteilt werden. Die historische Betrachtung zielt auf abgeschlossene 
Vorgänge in der Vergangenheit ab. Nimmt man dagegen eine prognostisch-kapazitive 
Betrachtung ein, versetzt man sich als Politikwissenschaftlerin im übertragenen Sinn in die 
Rolle einer Ärztin, die noch vor dem Auftreten von Symptomen einer Autokratisierung 
Frühwarnzeichen bei einer Demokratie feststellen möchte. Vergleichbar mit einer ärztlichen 
Vorsorgeuntersuchung, die Risikofaktoren wie Bluthochdruck für die menschliche Gesundheit 

 Vgl Bourbeau, Genealogy 31.
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analysiert, nimmt die Politikwissenschaftlerin im Konzept der demokratischen Resilienz 
Befunde und empirische Daten über den Zustand einer Demokratie auf, um ihre 
Überlebensfähigkeit im Hinblick auf eine bestimmte Zielsetzung zu beurteilen. Möglich, wenn 
nicht gar wahrscheinlich ist, dass sie im Anschluss Gesundheitsempfehlungen gibt, also 
Vorschläge macht, wie die Resilienz einer Demokratie gestärkt werden kann.

Stellt die Politikwissenschaftlerin fest, dass eine Demokratie resilient ist, kann damit 
Verschiedenes gemeint sein: Eine solche Aussage kann bedeuten, dass die Wahrscheinlichkeit 
des Fortbestands der Demokratie hoch bleibt oder dass bereits der Beginn einer 
Autokratisierung unwahrscheinlich ist. Ebenso ist in einem anspruchsvolleren diagnostischen 
Modell denkbar, dass Resilienz auf die Fähigkeit einer Demokratie rekurriert, rechtzeitig 
Anpassungen oder Transformationen des politischen Systems vorzunehmen, um den Eintritt 
einer Autokratisierung möglichst zu minimieren.

Zwischenfazit

Demokratische Resilienz als Kapazität lässt sich zusammenfassend in dreifacher Hinsicht 
charakterisieren: Erstens verfolgt sie primär ein negatives Ziel im Sinne der Abwehr und dem 
Schutz vor demokratischer Erosion, um den Fortbestand demokratischer Strukturen zu 
sichern. Sekundär geht es aber auch darum, eine stete Anpassung des demokratischen 
Systems vorzunehmen, um nicht in einen Strukturkonservatismus zu verfallen. Im Gegensatz 
zum Konzept der demokratischen Konsolidierung kann sich demokratische Resilienz neben 
dem Erhalt demokratischer Institutionen auch in der Weiterentwicklung von Demokratien 
äußern, etwa wenn demokratische Strukturen gezielt angepasst oder transformiert werden, 
um auf autoritäre Tendenzen zu reagieren und neue Formen der Beteiligung oder Kontrolle zu 
etablieren.  Zweitens ist demokratische Resilienz zukunftsorientiert, da sich das Konzept 
nicht auf Vergangenes bezieht, sondern auf Erwartungen hinsichtlich der Überlebensfähigkeit 
des demokratischen Systems. Drittens zieht der Kapazitätsbegriff eine >externe< 
Beobachterperspektive nach sich, die sich auf Expertenurteile von Politikwissenschaftlern, 
Soziologen und Juristen  über die Lebenserwartung demokratischer Regime stützt. Eine 
>interne< Teilnehmerperspektive, die sich auf die Erwartungen einer politischen Elite oder der 
Bürger über die Dauerhaftigkeit der Demokratie stützt, ist daher nicht Teil des Konzepts.  

Nach diesen Ausführungen ist es nun möglich eine Definition des Konzepts demokratischer 
Resilienz vorzunehmen. Als demokratische Resilienz wird die Kapazität demokratischer 
Ordnungen verstanden, auf Prozesse der Autokratisierung durch aktivierbare Ressourcen so zu 
reagieren, dass demokratische Institutionen bewahrt, angepasst oder transformiert werden.

Wird Resilienz im kapazitiven Sinne aufgefasst, bezieht sich demokratische Resilienz auf das 
im Vorhinein zu bestimmende Verteidigungspotenzial einer Demokratie, eine Autokratisierung 
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erfolgreich zu bekämpfen. Die Resilienz einer Demokratie bemisst sich dann daran, inwieweit 
sie in der Lage ist, autoritären Bedrohungen wirksam etwas entgegenzusetzen. 

Mittels einer kapazitiven Perspektive kann ein Politikwissenschaftler beurteilen, wie gut oder 
schlecht eine Demokratie auf eine künftige Autokratisierung vorbereitet ist. Vergleichbar mit 
einer ärztlichen Vorsorgeuntersuchung, kann er anhand von Daten und Informationen aus den 
verschiedensten Fachbereichen den allgemeinen >Gesundheitszustand< einer Demokratie, das 
Risiko einer Verschlechterung ihrer Qualität und ihre Kapazität, auf eine solche 
Verschlechterung wirksam zu reagieren, erheben.

Eine Politikwissenschaftlerin kann unterschiedlich strenge Maßstäbe bei der Beurteilung der 
kapazitiven Resilienz einer Demokratie anlegen. Verfolgt sie einen weniger strengen Ansatz, 
besteht das zentrale Kriterium für die Messung des Resilienzgrads einer Demokratie darin, 
herauszufinden, ob eine Demokratie in der Lage sein wird, ihre definierenden Merkmale als 
Demokratie aufrechtzuerhalten, wenn es zu einer Autokratisierung kommen sollte. Im Sinne 
eines Minimalziels wird eine Demokratie dann bereits als resilient eingestuft, wenn sie die 
Kapazität besitzt, ihren demokratischen Charakter, d.h. grundlegende demokratische 
Verfahren wie freie und faire Wahlen auch in absehbarer Zukunft zu bewahren. Die Kapazität 
demokratischer Resilienz lässt sich dann probabilistisch erfassen, sodass auf Grundlage 
verschiedener Kriterien Wahrscheinlichkeitsaussagen über das Fortbestehen einer 
Demokratie getroffen werden können. Je höher die Ausprägung auf einem Kontinuum 
zwischen geringer und hoher Resilienz, desto wahrscheinlicher wäre das erwartete Überleben 
einer Demokratie bei Vorliegen einer autoritären Gefahr. Als resilient gälte eine Demokratie 
dann, wenn die Indikatoren den Schluss zuließen, dass die Überlebenswahrscheinlichkeit hoch 
ist.

Ein strengerer Maßstab würde dann angelegt werden, wenn der Resilienzbegriff nicht auf ihr 
Überleben, sondern auf den Umstand bezogen wäre, dass eine künftige Autokratisierung 
abgewendet werden kann. Damit verbunden wäre ein präventiver Ansatz, der auf die 
frühzeitige Verhinderung autokratischer Tendenzen abzielte und demokratische System daher 
daraufhin analysierte, inwieweit sie in der Lage sind, solche Prozesse von vorherein zu 
unterbinden. Ein solcher Ansatz untersucht Demokratien auch im Hinblick auf ihre Flexibilität, 
rechtzeitig Anpassungen und Transformationen im politischen System einzuleiten, um eine 
Autokratisierung gar nicht erst entstehen zu lassen. Damit bietet er einer 
Politikwissenschaftlerin die Möglichkeit, eine beratende Funktion einzunehmen – vergleichbar 
mit der Rolle einer Ärztin, die nicht nur Symptome behandelt, sondern Missstände 
diagnostiziert und mit dem Ziel der Prävention einer (bevorstehende) Krankheit begutachtet, 
weshalb sie gezielte Maßnahmen empfiehlt, um >Immunzellen< einer Demokratie bzw. die 
demokratische Verfassung eines Landes zukunftsfähig zu gestalten.

Die Einordnung demokratischer Resilienz als Ergebnis nimmt hingegen eine ex post-
Betrachtung vor, um den Grad der Resilienz von Demokratien daran zu bemessen, ob eine in 
der Vergangenheit liegende Autokratisierung erfolgreich überwunden werden konnte oder 
nicht.  Diese Variante demokratischer Resilienz kann wertvolle Aussagen darüber liefern, 

gangenen Autokratisierung treffen: >The idea of democratic resilience does not make sense in isolation from a particular 
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welche Ressourcen Demokratien bislang genutzt haben, um die Demokratie zu verteidigen. Sie 
erlaubt jedoch nur begrenzt Aussagen darüber, ob Demokratien auch in Zukunft 
Autokratisierungsprozesse erfolgreich abwehren werden können, weil sich vergangene 
Autokratisierungsprozesse meist nicht in derselben Form wiederholen. Aus diesem Grund 
erweist sich dieser Ansatz für die vorliegende Analyse als weniger geeignet im Vergleich zum 
kapazitätsorientierten Ansatz. Dennoch kann die Analyse vergangener demokratischer 
Wenden einige Ansatzpunkte für eine erfolgreiche Demokratieverteidigung liefern.

Abbildung 4: Fünf Strategien einer resilienten Demokratie

Quelle: Eigene Darstellung

an be judged ex ante and as a more general feature of a system<; 
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In der vorliegenden Arbeit wird demokratische Resilienz grundsätzlich kapazitiv verstanden.  
Im Mittelpunkt steht daher weniger die Betrachtung vergangener Autokratisierungsepisoden 
als die Beurteilung der Resilienzkapazität von Demokratien, künftige 
Autokratisierungsprozesse erfolgreich abzuwehren. Diesem Ansatz liegt die Annahme 
zugrunde, dass sich die Resilienz von Demokratien empirisch messen lässt, sodass Prognosen 
darüber möglich werden, mit welcher Wahrscheinlichkeit Prozesse der Autokratisierung 
einsetzen werden und wie wirksam demokratische Systeme diesen begegnen können. 
Besonderes Augenmerk gilt dabei der präventiven Handlungsfähigkeit von Demokratien, 
autoritären Tendenzen frühzeitig entgegenzuwirken und Reformen einzuleiten, die Prävention 
ermöglichen.

Im Ergebnis kann demokratische Resilienz als ein Konzept definiert werden, das ein flexibles 
und mehrdimensionales Netz an Verteidigungsressourcen bereitzustellen sucht, um den Be-
ginn und Abschluss einer Autokratisierung wirksam zu verhindern. Neben der defensiven Kom-
ponente, die auf den Erhalt des Status quo gerichtet ist, enthält das Konzept aber auch eine 
progressive Komponente, die auf eine stete Reformierung des politischen Systems gerichtet 
ist, um bestmöglich auf zukünftige autoritäre Gefahren vorbereitet zu sein.

Demokratische Resilienz meint die aus Ressourcen bestehende Kapazität eines 
demokratischen Systems, auf eine Erosion demokratischer Komponenten so zu reagieren, dass 
der Charakter des Systems als Demokratie erhalten bleibt, indem demokratische Verfahren 
(präventiv oder reaktiv) bewahrt, wiederaufgebaut, angepasst oder transformiert werden.

Nun ist es an der Zeit, die Ressourcen resilienter Demokratien näher zu beleuchten. 
Resilienzressourcen sind Stabilitätsfaktoren von Demokratien, die einen Schutzmechanismus 
gegen autoritäre Bedrohungen bilden. Vergleichbar mit einem Immunsystem, dessen Zellen 
und Moleküle eine Immunreaktion hervorrufen, um Schädigungen des Organismus durch 
Krankheitserreger zu verhindern, stellen Resilienzressourcen die >zellulären Bausteine< eines 
mehrschichtigen und ineinandergreifenden Geflechts an institutionellen und 
zivilgesellschaftlichen Elementen dar, die jeweils spezifische Funktionen bei der Verteidigung 
der Demokratie erfüllen. Nur durch das abgestimmte und reibungslose Zusammenspiel dieser 
Elemente lässt sich eine kohärente politische Reaktion auf eine Autokratisierung erzielen. Die 
Resilienz demokratischer Systeme darf daher nicht monokausal, sondern nur als komplexes 
Zusammenspiel multipler, interagierender Faktoren verstanden werden.  Ein Programm der 
Stärkung der demokratischen Resilienz hat daher einen ganzheitlichen Ansatz verfolgen, der 
die Auswirkungen von Veränderungen auf benachbarte Elemente untersucht. 

Verfügt ein Staat nur über begrenzte resiliente Strukturen – vergleichbar mit einem 
geschwächten Immunsystem – lässt sich eine erhöhte Anfälligkeit gegenüber autokratischen 
Tendenzen diagnostizieren. Ein derartiges demokratisches System weist eine geringere 
Widerstandskraft gegenüber Autokratisierungsprozessen auf und begünstigt deren Initiierung 
und potenziellen Durchsetzung.
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Einteilung

Resilienzressourcen lassen sich in drei übergeordnete Dimensionen gliedern: Zu 
unterscheiden sind strukturelle, einstellungsbezogene und verhaltensbezogene Faktoren.

Zu den strukturellen Faktoren resilienter Demokratien zählen vor allem demokratische 
Institutionen und hier wiederum jene Einrichtungen, die auch für das Konzept der erweiterten 
Polyarchie zentral sind: freie und faire Wahlen, ein offener politischer Wettbewerb und der 
formelle Rechtsstaat. Letzterer umfasst eine professionalisierte und unabhängige 
Gerichtsbarkeit. Zur weiteren Stärkung dieses Bereichs werden verschiedene Reformansätze 
erörtert. Neben Wahlrechtsänderungen und der Einführung demokratischer Innovationen, die 
neue Formen der Bürgerbeteiligung ermöglichen, steht auch die verstärkte Einrichtung 
unabhängiger Verwaltungsbehörden zur Debatte, die einen unparteilichen Vollzug der Gesetze 
oder eine wirksame Kontrolle der Exekutive sicherstellen. Weitere strukturelle Elemente einer 
resilienten Demokratie betreffen die Institutionalisierung des Parteiensystems, positive 
wirtschaftliche Kennzahlen, die Nachbarschaft zu Demokratien sowie eine lange Lebensdauer 
als Demokratie.

Im Bereich der einstellungsbezogenen Faktoren wird die Notwendigkeit einer hohen 
öffentlichen Unterstützung für Werte wie Pluralismus und Toleranz hervorgehoben. Im 
Idealfall sind demokratische und emanzipative Werte keine bloßen Lippenbekenntnisse, 
sondern tief in der politischen Kultur einer Gesellschaft verankert. 

Ein weiterer Faktor einstellungsbezogener Resilienz betrifft das Vertrauen in Institutionen 
und Mitbürger. Ein sinkendes Vertrauen in politische Institutionen einer Demokratie ist mit 
allgemeiner politischer Instabilität verbunden, weshalb eine solche Entwicklung tunlichst zu 
vermeiden ist. Strategien, die zur Stärkung des politischen Vertrauens beitragen können, 
umfassen die Bereitstellung von sozialen Gütern. Besondere Relevanz kommt auch dem 
sozialen Vertrauen zu. Ein hohes soziales Vertrauen wirkt nicht nur den vielfältigen 
Entfremdungserfahrungen der Bürger in einer modernen, anonymer werdenden Gesellschaft 
entgegen. Sie fördert auch den Willen zur konstruktiven Zusammenarbeit, der für den Aufbau 
einer wachsamen Zivilgesellschaft unbedingt erforderlich ist. Zur Stärkung des sozialen 
Vertrauens wird die Förderung des Vereinswesens und die Stärkung lokaler Strukturen 
diskutiert werden.

Eine weithin unterschätzte Ressource gesellschaftlicher Resilienz ist der Charakter der Bürger. 
Kelsen und Lasswell folgend wird eine Persönlichkeit demokratischen Typs ausgemacht, die 
selbstkritisch, altruistisch, verantwortungsbewusst, friedliebend und eine positive 
Grundhaltung gegenüber Mitmenschen einnimmt. Eine solche Person identifiziert sich meist 
mit demokratischen Prinzipien und einer wertrelativistischen Weltanschauung. In 
Kombination mit den von Cicero und Machiavelli beschriebenen republikanischen Tugenden 
wie Pflichtbewusstsein, Mut, Wehrhaftigkeit und Engagement für das Gemeinwohl kann von 
einem demokratisch-republikanischen Bürgertypus gesprochen werden, dessen Verbreitung 
selbst in der Minderheit einer Gesellschaft der Demokratie zugutekommt.

Die dritte Resilienzressource betrifft das Verhalten der Hüter der Demokratie. Als Hüter der 
Demokratie werden Staatsbedienstete, Politiker, Journalisten, zivilgesellschaftliche Akteure 
und einfache Bürger bezeichnet, die im Konzept der demokratischen Resilienz eine moralische 
Verantwortung für die Verteidigung der Demokratie tragen. Staatsbedienstete sind aufgrund 
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ihres Informationsvorsprungs meist die erste Verteidigungslinie der Demokratie. Oppositions-
politiker können eine bedeutende Rolle dabei einnehmen, einen Autokratisierungsprozess auf-
zuhalten. Ihre Möglichkeiten reichen von der Initiierung moderater institutioneller Strategien 
wie der kritischen Befragung von Regierungsmitgliedern im Parlament über radikale außerin-
stitutionelle Methoden wie den Aufruf zu Massenprotesten. Schließlich wird auch die Funktion 
der Zivilgesellschaft in einer resilienten Demokratie diskutiert. 

Resilienzressourcen stellen ein Geflecht aus Stabilitätsfaktoren und Verteidigungsstrategien 
dar. Hohe Resilienzressourcen einer Demokratie deuten auf eine hohe Lebenserwartung der 
untersuchten Demokratie hin. Geringe Resilienzressourcen resultieren dagegen in einer 
Vulnerabilität demokratischer Systeme, die sie für den Beginn und auch den >erfolgreichen< 
Abschluss eines Autokratisierungsprozesses anfälliger macht.

Im Folgenden werden diese drei Ressourcenkategorien im Detail vorgestellt.

Zu den Grundfesten einer resilienten Demokratie, die im Bereich der strukturellen Faktoren 
angesiedelt sind, sind zunächst ihre Institutionen zu zählen. Die institutionelle Ebene bezieht 
sich auf die tragenden staatlichen Strukturen einer Demokratie. Ihre konkrete Ausprägung 
variiert von Land zu Land und ist häufig das Ergebnis historischer Entwicklungen und 
kontingenter Ereignisse. Eingebettet in ein kohärentes Resilienzgefüge, das an aktuelle 
Bedrohungen angepasst ist, können Institutionen entscheidend zur Abwehr oder 
Abschwächung von Autokratisierungsprozessen beitragen.

Resilienzfördernde Institutionen umfassen zunächst jene Institutionen, die im Rahmen des 
erweiterten Polyarchie-Konzepts zur Begriffsbestimmung der Demokratie genannt wurden: 
Demokratieelemente wie freie und faire Wahlen, politische Freiheitsrechte, der formelle 
Rechtsstaat sowie Rechte zweiter und dritter Ordnung wie das Recht auf ein faires 
Gerichtsverfahren, der Schutz vor willkürlicher Festnahme (habeas corpus) und das 
Folterverbot tragen allesamt zur Verteidigung der Demokratie bei. Die letzteren beiden 
Grundrechte stellen eine Schutzbarriere gegen menschenunwürdige Repressionspraktiken 
dar, wie sie autoritäre Regime durch die systematische Inhaftierung oder Misshandlung 
politischer Gegner vollziehen. Ein rechtstaatliches und faires Gerichtsverfahren schützt 
Oppositionelle, Journalisten und andere zivilgesellschaftliche Akteure vor politisch motivierter 
Justizwillkür und sichert so ihre Handlungsfreiheit.
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Ergänzend zu den Kerninstitutionen der erweiterten Polyarchie treten Institutionen hinzu, 
deren vorrangige Funktion in der Sicherung des Fortbestandes von Demokratien liegt. In diese 
Kategorie fallen Maßnahmen wie Ämterzeitbeschränkungen, restriktive Notstandsbefugnisse 
oder Ewigkeitsklauseln . Tiefgreifendere Reformen inkludieren die Einführung einer zweiten 
Parlamentskammer , die Dezentralisierung des Staates , die Einführung eines 
parlamentarischen Regierungssystems oder die Änderung des Wahlrechts. Denkbar wäre auch 
die Regulierung des politischen Wettbewerbs durch strenge Parteiengesetze, die niedrige 
Spendenobergrenzen und eine hohe Transparenz in der Gebarung der Parteien vorsehen. 
Ergänzend könnten weisungsfreie Verwaltungsbehörden geschaffen werden, deren Aufgabe 
darin bestünde, die Regierung zu kontrollieren. Solche Institutionen umfassen beispielsweise 
parteifreie Wahlkommissionen , Statistikämter, Rechnungshöfe oder Ombudsstellen . 
Komplementär hierzu könnten auf der Ebene der Gerichtsbarkeit unabhängige und 
professionalisierte Verwaltungsgerichte, eine Korruptionsstaatsanwaltschaft sowie eine 
Verfassungsgerichtsbarkeit eingerichtet werden, die in Ausnahmefällen auch einstweiligen 
Rechtsschutz  gewährt. Institutionelle Rechenschaftsmechanismen stellen eine zentrale 
Säule demokratischer Resilienz dar. Eine Regierung, die institutionellen Beschränkungen 
unterworfen wird, ist seltener darin erfolgreich, einen demokratischen Zusammenbruch durch 
das Usurpieren ihrer Macht herbeiführen.  

Eine umfassende Darstellung sämtlicher resilienzfördernder Institutionen ist an dieser Stelle 
nicht möglich. Im Fokus der folgenden Ausführungen stehen daher ausgewählte Institutionen, 

>(&) precisely because backsliding starts from a democratic status quo, because it is incremental, legalistic, and rarely 

simply voting them out=; 

: >Whether called a <democracy branch= (&) or a <fourth branch= of govern-
ment, Canada9s democratic resilience has been furthered by institutions outside of the traditional three branches of govern-

Elections Canada has been the central actor in Canada9s fourth branch<; 

https://shorturl.at/ViGtC
https://www.idea.int/sites/default/files/publications/bicameralism-primer.pdf
https://shorturl.at/WaRdf
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die in der Forschung bereits als relevant für die Resilienz von Demokratien identifiziert wurden. 
Den Auftakt bildet dabei die Wahl des Regierungssystems.

Das Regierungssystem resilienter Demokratien

Die Frage, inwieweit präsidentielle, semi-präsidentielle, parlamentarische oder 
semiparlamentarische  Regierungssysteme, die Stabilität von Demokratien beeinflussen, ist 
seit mehr als drei Jahrzehnten Gegenstand von wissenschaftlichen Debatten. Den 
Ausgangspunkt für diese Debatte bildete die einflussreiche These von Juan Linz, wonach 
präsidentielle Demokratien mit höherer Wahrscheinlichkeit einen demokratischen 
Zusammenbruch nach sich ziehen als parlamentarische Demokratien.  

Die Kritik am Präsidentialismus beruht auf mehreren Argumenten. Ein erstes Problem 
erkennt Linz in der doppelten Legitimation von Exekutive und Legislative im präsidentiellen 
Regierungssystem: Da sowohl der Präsident als auch das Parlament eine demokratische 
Legitimation für sich beanspruchten, könne es zu einem lähmenden Konflikt zwischen der 
Exekutive und der Legislative kommen, wenn die Partei des Präsidenten keine Mehrheit in der 
Legislative habe. Verstärkend wirke sich aus, dass sowohl das Parlament als auch der Präsident 
über starre Amtszeiten verfügten, wodurch der Konflikt prolongiert werden könne. Anders als 
in parlamentarischen Systemen gebe es auch kein Ventil zur Konfliktlösung zwischen diesen 
beiden Gewalten, wie ein von der Parlamentsmehrheit angenommener Misstrauens- oder 
Neuwahlantrag. Während in parlamentarischen Systemen der Ministerpräsident relativ leicht 
ausgewechselt werden könne, gebe es in präsidentiellen Systemen nur ein kompliziertes 
Amtsenthebungsverfahren, das an erhöhte Quoren geknüpft sei und nicht unbedingt einen 
geeigneten Nachfolger als Präsidenten an die Macht bringe.  Die sich daraus ergebenden 
politischen Blockaden erhöhten die Gefahr, dass politische Akteure auf illegale Mittel wie das 
Militär zurückgriffen. Problematisch sei zudem, dass der Wahlkampf im Präsidentialismus nach 
dem >Winner takes it all<-Prinzip funktioniere. Nach ihrem Wahlsieg fühlten sich viele 
Präsidenten dazu ermächtigt, mit einem plebiszitären Führungsstil zu regieren, der wenig 
Rücksicht auf das Parlament und die Interessen der Opposition nehme.

Die seit den 1990er Jahren schwelende Debatte über die Risiken präsidentieller 
Regierungssysteme für die Demokratie hat durch die zunehmende Relevanz demokratischer 
Erosionsprozesse neue Aktualität gewonnen. Viele Forscher erkennen in der 
Machtkonzentration der Exekutive ein Wesensmerkmal der neuartigen Erosions- und 
Rückfallsprozesse.  Der Präsidentialismus, der eine solche Machtkonzentration vorsieht, 

>It is a paradox of presidential government that while it leads to the personalization of power, its legal mechanisms may 

ade the chief of state=; aaO 54.

4: <Backsliding typically in-
volves what we call a <collapse in the separation of powers= between branches of government as the executive gains control 
of other branches, most importantly through appointment of loyalists and sycophants=.
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steht daher immer wieder im Verdacht, Erosionsprozessen Vorschub zu leisten.  Die jüngsten 
Entwicklungen in Südkorea, Venezuela, Mexiko, Indonesien, Nicaragua, El Salvador, Russland, 
Belarus, Serbien oder den USA verstärkten die Besorgnis Vieler, dass präsidentielle 
Demokratien besonders anfällig für eine Usurpation der Macht durch die Exekutive sind.

Ob präsidentielle Systeme tatsächlich eine höhere Anfälligkeit für Autokratisierungsprozesse 
aufweisen als parlamentarische Systeme, lässt sich jedoch auf Basis der vorhandenen 
empirischen Evidenz nicht belegen. Während Svolik und Maeda einen solchen Zusammenhang 
erkennen , kommen Mainwaring und Shugart, Cheibub sowie Sing zum gegenteiligen 
Ergebnis . In der Tat zeigt ein Blick in die jüngere Vergangenheit, dass auch parlamentarische 
Systeme von Autokratisierungstendenzen betroffen sind. Erosionsprozesse in Staaten wie 
Ungarn, Indien, Bangladesch, Griechenland, Georgien oder auch in der Türkei (bis 2018) legen 
nahe, dass diese durch eine Machtakkumulation innerhalb der Exekutive vorangetrieben 
werden, und zwar unabhängig vom Regierungssystem. Dies relativiert Linz8 Annahme, wonach 
präsidiale Systeme anfälliger für Erosionsprozesse seien. Es wäre daher verfehlt, einem 
bestimmten Regierungssystem per se eine höhere demokratische Resilienz zuzuschreiben.

Anstelle der Systemfrage – ob präsidentielle oder parlamentarische Strukturen anfälliger für 
eine Autokratisierung sind – sollte die Analyse stärker auf die institutionellen Checks and 
Balances gerichtet werden. Für die institutionelle Resilienz einer Demokratie ist das Ausmaß 
und die Effektivität der machtbegrenzenden Mechanismen entscheidend, die verhindern, dass 
Regierungen ihre Macht usurpieren und demokratische Normen unterlaufen. Um zu 
verhindern, dass einzelne Personen oder Cliquen einen beherrschenden Einfluss auf alle 
anderen ausüben können, bedarf es besonderer Gesetze und Institutionen, die als Zügel zur 
Bändigung egoistischer Ambitionen fungieren.  Das Hauptaugenmerk bei der Stärkung der 
institutionellen Resilienz von Demokratien sollte daher auf der Einrichtung und Finanzierung 
von einigen depolitisierten Institutionen wie der Gerichtsbarkeit und weisungsfreien 
Verwaltungsbehörden liegen, die sich Themen wie der Sicherung der Herrschaft der Gesetze 
und der Vermeidung von Machtmissbrauch, Korruption und unverhältnismäßigen Übergriffen 
der Staatsgewalt in die Autonomie der Bürger widmen, indem sie diese Fragen aus dem 
direkten Parteienkampf herausnehmen und im Sinne des Gemeinwohls entscheiden. Zentral 

<(&) presidential systems are more prone to political polarization, deadlock, personalization of politics, and exclusion of 
losers compared to parliamentary democracies, thus furthering military coups and other types of breakdown=; 

1143 (1141): <Presidential governments, have a higher chance of 
(&) On average, however, presidents in presidential systems are 

more likely to become authoritarian than prime ministers in parliamentary systems=. Zu Lateinamerika siehe 

auf einen >historischen Zufall< zurück: Aus 

Branch Crises in Latin America (2017), 14: <the bottom line is that contemporary presi-
san features=.
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hierfür ist die Stärkung der Unabhängigkeit der Justiz. So korreliert nach Boese et al. das 
Ausmaß der Unabhängigkeit der Justiz und der Grad der Befolgung von Gerichtsurteilen durch 
die Exekutive negativ mit der Wahrscheinlichkeit eines Autokratisierungsprozesses.  

Von größter Wichtigkeit für eine wirksame Kontrolle der Exekutive sind weiters weisungsfreie 
Verwaltungsbehörden wie Statistikämter, Rechnungshöfe, Anti-Korruptionsbehörden 
(insbesondere finanziell und personell ausreichend ausgestattete Staatsanwaltschaften), 
Ombudsleute, Medienregulierungsbehörden, Wahlkommissionen und Kartellämter. 
Weisungsfreie Verwaltungs- und Kontrollbehörden dienen als institutionelles Gegengewicht 
zur Regierung, obwohl sie paradoxerweise in der Exekutive angesiedelt sind. Die chilenische 
Contraloría kann als Musterbeispiel einer solchen verwaltungsbehördlichen Kontrollinstanz 
angesehen werden. Die Contraloría prüft öffentliche Ausgaben, die Rechtmäßigkeit von 
Verordnungen oder Verträgen und kann rechtswidrige Verwaltungsakte verhindern oder 
aufheben. Es überrascht daher kaum, dass autoritär gesinnte Regierungen die Autonomie 
solcher Behörden zu untergraben suchen.  Zur Bestandssicherung des mit der Demokratie 
verbundenen Rechtsstaats erscheint es jedoch gerechtfertigt, eine begrenzte Anzahl an 
depolitisierten Kontrollinstanzen einzurichten und diese im besonderen Maße zu schützen, um 
einer Usurpation der Macht durch die Regierung entgegenzuwirken. Indem Institutionen wie 
die chilenische Contraloría für Transparenz und Kontrolle sorgen, effektuieren sie die 
Möglichkeiten der Bürgerschaft, ein Fehlverhalten der Regierung adressieren und informierte 
politische Präferenzen zu formulieren. Die Einrichtung solcher Behörden kann als Ausdruck des 
Bestrebens gewertet werden, Macht kontrollierbar und rechenschaftspflichtig zu machen – 
ein zentrales Merkmal freier Gemeinwesen.

>(&) stronger judicial constraints on the executive are significantly associated with greater democratic resilience to ex-
periencing autocratization=; 

–
–
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Neben den institutionellen Beschränkungen der Regierung durch die Justiz und Verwaltung 
stellt das Wahlsystem ein weiteres wichtiges Element im Resilienzgefüge von Demokratien dar. 
Ein Wahlsystem bestimmt, wie der Wille des Volkes in institutionalisierte politische Macht 
umgesetzt wird, wie also Stimmen in Sitze im Parlament oder in eine Regierung umgerechnet 
werden. Das Wahlsystem beeinflusst, ob Kleinparteien im Parlament repräsentiert werden 
oder ob große Parteien einen Bonus erhalten und überproportional gestärkt werden. Indirekt 
wird hierdurch die Vielfalt der politischen Meinungen im Parlament und damit auch der 
Umfang der politischen Teilhabe bestimmt. Von der Ausgestaltung des Wahlrechts hängt daher 
nicht nur ab, wie viel Vertrauen die Bürger in ihr demokratisches System haben, sondern auch 
inwieweit antipluralistische Parteien und Kandidaten Repräsentation erfahren.

Durch seine disproportionale Sitzverteilung wohnt majoritären Wahlsystemen ein 
Verfälschungseffekt inne, von dem Antipluralisten und Autoritäre profitieren können. Gewinnt 
eine antipluralistische Partei in einem majoritären Wahlsystem die relative Mehrheit der 
Stimmen, kann sie in manchen Fällen dennoch die absolute Mehrheit der Sitze im Parlament 
für sich beanspruchen. Ein Zwang zur Koalitionsbildung mit demokratischen Parteien, die auf 
Bestrebungen zur Autokratisierung bremsend oder moderierend einwirken könnte, entfällt.

In Ungarn ist es das größtenteils majoritär ausgestaltete Wahlrecht, das Orbáns Fidesz bei 
den Parlamentswahlen 2010, 2014, 2018 und 2022 jeweils zu Zweidrittelmehrheiten verhalf, 
die einen tiefgreifende Autokratisierung des politischen Systems ermöglichten. Seit der 
Wahlrechtsreform 2012 werden 106 der 199 Mandate in (überwiegend ländlich geprägten) 
Einzelwahlkreisen nach dem first-past-the-post-System vergeben.  Die Stichwahl in den 
Wahlkreisen wurde abgeschafft. Folglich hatten die Oppositionsparteien nur eine Chance, zu 
gewinnen, wenn sie vor der Wahl gemeinsame Kandidaten in den Wahlkreisen aufstellten. 
Dies wurde jedoch durch ein Wahlgesetz von 2013 erschwert: Nach dem Wahlgesetz musste 
jede Partei, die mit einer landesweiten Liste antrat, in mindestens 27 Wahlkreisen und in 
mindestens Bezirken und in Budapest kandidieren. Kleinere Parteien der Mitte und der Linken 
waren daher verpflichtet, in den Wahlkreisen miteinander zu konkurrieren, wenn sie getrennte 
Parteilisten aufrechterhalten wollten. Bevorzugt wurden daher Einheitslisten statt einem 
Wahlbündnis, was partei- und Bündnisinterne Streitigkeiten verstärkte. Schließlich wurden 
auch die Wahlkreise neu zugeschnitten, angeblich "effizienzbedingt", jedoch so, dass sie den 
Fidesz tendenziell bevorteilten und die Kompensationsstimmen wurden so geregelt, dass 
=überschüssige Stimmen= der Partei des Wahlkreissiegers den Stimmen für die Parteiliste 
zugeschlagen wurden. Diese Maßnahmen führten zusammengenommen dazu, dass der Fidesz 
bei den Parlamentswahlen 2014 91% der Direktmandate gewinnen konnte. Trotz eines 
Rückgangs der Stimmen um 8% gegenüber den Wahlen 2010 konnte er auf diese Weise mit 
nur 45% der Stimmen die erforderliche Anzahl an Mandaten (133 von 199) für eine 
verfassungsändernde Mehrheit in der unikameralen Ungarischen Nationalversammlung 
gewinnen. Dabei half ihm, dass die Opposition fragmentiert war, da sich die Grünen weigerten, 

teien vergeben, die >Überschussstimmen< in den Wahlkreisen vor-
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dem Oppositionsbündnis beizutreten. Die Fragmentierung der Opposition setzte sich auch 
2018 fort.

Auch in Russland und Indien war das Mehrheitswahlrecht für die (rasche) Machtübernahme 
Putins und Modis in der Legislative entscheidend. In Russland konnte Putins Partei Vereinigtes 
Russland bei den ersten Parlamentswahlen nach seiner Amtsübernahme mit nur 37,5% der 
Stimmen 2003 fast die alleinige Parlamentsmehrheit erringen (223 von 450 Sitzen). In Indien 
genügten bei den Parlamentswahlen 2014 zu Beginn der ersten Amtszeit Modis als 
Premierminister 38,5% der Stimmen, um 61,6% der Sitze im indischen Unterhaus zu erlangen. 
Bei den Parlamentswahlen 2023 in Italien erzielte Giorgia Melonis rechte Wahlallianz trotz 
eines Stimmenanteils von lediglich 43,8% bei der Listenwahl eine Sitzmehrheit von 59% (237 
von 400 Sitzen) in der Abgeordnetenkammer. Dieser Disproportionalität liegt vor allem die 
starke Überrepräsentation des Mehrheitswahlelements im gemischten Wahlsystem Italiens 
zugrunde: In den Einzelwahlkreisen, die nach relativer Mehrheitswahl entschieden werden, 
gewann das Bündnis Melonis 121 von 146 Mandaten (82,9 %), was die Verzerrungswirkung 
majoritärer Wahlsysteme deutlich illustriert.

Auch in Verhältniswahlsystemen können Disproportionalitäten entstehen, insbesondere 
wenn hohe Sperrklauseln die Repräsentation kleiner Parteien verhindern, die das 
Gleichgewicht im Parlament verschieben könnten. In der Türkei sorgte die bis 2022 geltende 
10%-Sperrklausel dafür, dass Erdogans AKP bei seiner Machtübernahme 2002 mit nur 34% der 
Stimmen 66% der Parlamentssitze erhalten konnte. Auch bei den folgenden Urnengängen 
erhielt die AKP zwar stets die relative Mehrheit der Stimmen, jedoch nie mehr als 50% der 
Stimmen. Dennoch verlor die AKP nur 2015 für einige Monate und nach den 
Parlamentswahlen 2023 ihre Sitzmehrheit. In der Zwischenzeit konnte Erdogan das politische 
System mehr und mehr auf sich zuschneiden.  In Polen war es ebenfalls eine Sperrklausel, 
die Kaczyńskis Prawo i Sprawiedliwo[ć an die Macht brachte. Bei den Parlamentswahlen 2015 
erreichte die Partei mit nur 37,6% der Stimmen die Mehrheit der Sitze im Sejm (235 von 460 
Mandaten; 51% der Sitze). Die amtierende Bürgerplattform und ihre linken und konservativen 
Partner erhielten mit 44,4% zwar deutlich mehr Stimmen als die PiS, bei der Sitzverteilung 
ergab dies jedoch nur 182 Mandate (39% der Sitze). Für diese Disparität zwischen Stimmen 
und Sitzen war entscheidend, dass der Allianz der Vereinigten Linken aufgrund einer 8%-
Sperrklausel für Wahlbündnisse der Einzug in den Sejm verwehrt blieb. Sie kam nur auf 7,55% 
der Stimmen.  Erst das Überspringen dieser Hürde durch die Linke sicherte Donald Tusks 
Mehrparteienkoalition bei den Parlamentswahlen 2023 eine Mehrheit im Sejm.

Auch bei Präsidentschaftswahlen kann ein disproportionales Wahlrecht Auslöser für einen 
Autokratisierungsprozess sein. So führte eine Wahlrechtsänderung in Nicaragua kurz vor den 
Präsidentschaftswahlen 2006 dazu, dass Daniel Ortega mit nur 38% der Stimmen bereits nach 
der ersten Runde in den Präsidentenpalast einziehen konnte. Ortega ist bis heute der 

2015 bei der Mehrheitsfindung auf die systemkritische Partei Kukiz815 angewiesen gewesen wäre, bleibt offen.

https://www.journalofdemocracy.org/online-exclusive/after-crackdown-is-turkey-an-autocracy/
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Machthaber Nicaraguas.  In den USA hatte die faktisch höhere Gewichtung der Stimmen in 
einigen >Swing States< zur Folge, dass Trump bei den Präsidentschaftswahlen 2016 mit nur 
46% der Stimmen 56% der Wahlmänner im Electoral College erzielen konnte.

Diese Beispiele sollen illustrieren, dass ein disproportionales, majoritätsfreundliches 
Wahlsystem autoritären Akteuren den Machtzugang strukturell begünstigen kann. Die oftmals 
guten Absichten bei der Einführung eines majoritären Wahlrechts – etwa die Vermeidung 
übermäßiger Fragmentierung im Parlament sowie die Stärkung zentristischer Kräfte – können 
unbeabsichtigte und mitunter gravierende Konsequenzen für das demokratische System nach 
sich ziehen.  Disproportionalität zwingt zwar zur strategischen Einigung fragmentierter 
demokratischer Parteien im Vorfeld einer Wahl zu einer gemeinsamen Wahlallianz. Die 
Beispiele der Parlamentswahlen in Ungarn 2014 und 2018, in Indien 2024 sowie bei den 
Präsidentschaftswahlen in der Türkei 2023 verdeutlichen jedoch, dass der strategische Vorteil 
einer Einigung der demokratischen Kräfte dadurch konterkariert wird, dass erhebliche 
ideologische Differenzen zwischen den Parteien Uneinigkeit über den politischen Kurs der 
Bündnisse auslösen können, wodurch einzelne Parteien ausscheren und die Strategie des 
Bündnisses unterminieren.  Von der Regierung kontrollierte Mediensysteme, ausgeklügelte 
Polarisierungsstrategien und =Gerrymandering= können die Strategie der Opposition weiter 
unterminieren.

Eine Alternative zu Wahlsystemen mit hohen Disproportionalitäten stellen 
Verhältniswahlsysteme mit niedrigen Sperrklauseln dar. Im Gegensatz zu majoritären 
Wahlsystemen und proportionalen Wahlsystemen mit hohen Sperrklauseln über 5%, die den 
Sitzanteil von >Gewinnern< mit einem Siegerbonus erhöhen, sinkt in proportionalen 
Wahlsystemen mit niedrigen Sperrklauseln (2 bis 5 %) die Einstiegshürde für kleinere Parteien 
ins Parlament. Durch die Einführung eines solchen minderheitenfreundlichen Wahlrechts 
werden in parlamentarischen Systemen Mehrparteienkoalitionen mit mehreren Vetospielern 
begünstigt, die die Möglichkeiten der größten Regierungspartei einschränken, eine 
Autokratisierung des politischen Systems gegen bestimmte Minderheiten voranzutreiben. Im 
Präsidentialismus verhindert ein Verhältniswahlsystem mit niedriger Sperrklausel und die 
damit verbundene Fragmentierung des Parlaments, dass die Exekutive durch eine stabile 
Parlamentsmehrheit ihrer eigenen Partei dominiert wird. Ein Verhältniswahlrecht sorgt also 
dafür, dass die im Parlament (und im Parlamentarismus auch in der Regierung) repräsentierten 
Parteien maximiert werden, wodurch ein Durchregieren einer Partei verhindert wird. Das 
genannte Wahlrecht trägt zudem dazu bei, die Anzahl der >Gewinner< im Parlament (und der 
Regierung) und die Inklusion von Frauen und sozialen Minderheiten zu erhöhen, wodurch das 
Vertrauen der Wähler in das politische System und den Wahlvorgang gestärkt wird.  
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Ein Verhältniswahlrecht mit einer niedrigen Sperrklausel findet sich in Demokratien wie 
Dänemark (Sperrklausel von 2%), Spanien (3%), Norwegen oder Schweden (4%).  Diese 
Länder zeigen, dass Mehrparteienregierungen trotz fragmentierter Parlamente  und 
erschwerter Entscheidungsfindungsprozesse gut funktionieren können, wenn Koalitionen und 
Konsensfindung Teil der politischen Kultur sind. Faktoren wie eine bessere Repräsentation von 
Frauen und Minderheiten , eine höhere Zufriedenheit mit dem politischen System , die 
Notwendigkeit zur Koalitionsbildung und das Verhindern der Konzentration politischer Macht 
in den Händen einer Partei erzeugt einen Mehrwert für Demokratien, der den erhöhten 
Abstimmungsaufwand rechtfertigt. Länder, die über ein Verhältniswahlrecht mit niedriger 
Sperrklausel verfügen, sind daher auf institutioneller Ebene als resilienter einzuschätzen als 
Länder mit einem majoritären Wahlsystem oder einem proportionalen Wahlsystem mit einer 
hohen Sperrklausel, wenngleich es mit Kanada und dem Vereinigten Königreich zwei Länder 
gibt, die auch mit einem majoritären Wahlsystem ein hohes Maß an Resilienz aufbauen 
konnten.

Ein weiteres Element institutioneller Resilienz stellen demokratische Innovationen dar. 
Demokratische Innovationen beziehen sich auf Partizipationsformate, die abseits von Wahlen, 
die Inklusion und Responsivität des demokratischen Systems gewährleisten sollen.

Bürgerbeteiligung kann sich in verschiedenen Formaten manifestieren, etwa durch die 
Demokratisierung von Unternehmen oder den Einsatz von E-Partizipation und deliberativen 
Verfahren wie Bürgerräten. Bürgerräte können dabei helfen, das Vertrauen der Bürger 
untereinander und in das politische System zu stärken.  Werden Personen, direkt 
angesprochen und zur Teilnahme an Bürgerräten eingeladen, kann dies ihr Vertrauen in 
politische Einflussmöglichkeiten stärken. Dies trifft insbesondere auf jene Gruppen zu, deren 
politische Selbstwirksamkeitserfahrung gering ist. Zu denken ist hier vor allem an Jugendliche, 
Personen ohne Staatsbürgerschaft oder Ärmere.  Durch die Teilnahme an Bürgerräten 

, Can9t get no satisfaction with the Westminster model? Winners, losers and the effects of con-

, The Impact of Citizens9 Assemblies on Democratic Resilience: Evidence from 

Bürgerräte als =Inseln gemeinwohlorientierter Kooperation und Empathie<, in denen sich konstruktive und langfristige Lö-

https://osf.io/preprints/osf/hnp8k_v1
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können Bürger Fähigkeiten erlernen, wie das Abwägen von Interessen und die Orientierung an 
Maßstäben des Gemeinwohls.  Zudem werden Bürger aus ihrer bloßen Beobachterrolle in 
politische Entscheidungsprozesse miteinbezogen. 

Auch technologische Innovationen wie E-Partizipation können zur Stärkung demokratischer 
Inklusion und Resilienz beitragen. Instrumente wie digitale Bürgerhaushalte, Hackathons, 
Online-Umfragen oder Petitionsplattformen ermöglichen eine niederschwellige Beteiligung 
der Bürger an politischen Entscheidungsprozessen.  

Schließlich kann auch die vermehrte Abhaltung von Referenden etwa in Form eines 
=Volksvetos= eine Stärkung der institutionelle Resilienz nach sich ziehen, sofern diese 
direktdemokratischen Instrumente in ein System der repräsentativen Demokratie und der 
gerichtlichen Vor- und Nachkontrolle eingebettet sind.

Ein weiteres Element struktureller Art im Gefüge demokratischer Resilienz betrifft das 
Parteienwesen. Parteien sind zu einem Symbol der modernen Demokratie geworden. Für 
Kelsen ist die Demokratie >notwendig und unvermeidlich ein Parteienstaat< (WuW, 20). 
Während in der Antike noch das Los und die direkte Demokratie der Bürger bzw. der freien 
Männer im Mittelpunkt stand , etablierte sich ausgehend von den amerikanischen und 
französischen Revolutionen die Repräsentationslogik. In modernen Demokratien ist politische 
Beteiligung bis auf wenige Ausnahmen repräsentativ organisiert, weshalb es Parteien braucht, 
die die Interessen sozialer Gruppen bündeln und in den politischen Entscheidungsprozess 
einbringen. Parteien übernehmen auch die Aufgabe, geeignete Kandidaten für politische 
Ämter bereitzustellen. Als Transmissionsriemen zwischen Staat und Gesellschaft sind Parteien 
somit in der gegenwärtig vorherrschenden, repräsentativen Demokratie unabdingbar 
geworden.

Eine wirksame Vermittlung politischer Interessen durch Parteien erfordert ein hohes Maß an 
Institutionalisierung. Aufbauend auf der Pionierarbeit von Samuel Huntington  ist schon 
vielfach der Versuch unternommen worden, zu erklären, inwiefern stabile Parteien und 
Parteiensysteme das Überleben von Demokratien erklären können. Institutionalisierte 

–

https://verfassungsblog.de/burgerrate_demokratie_beteiligung/
https://hallobundestag.de/projekt/aufsuchende-losverfahren
https://hallobundestag.de/projekt/aufsuchende-losverfahren
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Parteien, die in der Forschung als für das Überleben von Demokratien essenziell bezeichnet 
werden , zeichnen sich sowohl durch eine stabile Unterstützerbasis in der Wählerschaft als 
auch eine robuste Parteiorganisation aus. Die Anhänger, Mitglieder und Funktionäre einer 
Partei müssen sich also mit den programmatischen Leitlinien identifizieren und eine 
dauerhafte Loyalität gegenüber der Partei entwickeln.  Darüber hinaus manifestiert sich 
Institutionalisierung durch eine gewisse organisatorische und inhaltliche Autonomie 
gegenüber konkurrierenden Parteien und charismatischen >Heilsbringern<.

Fehlt es im Parteiensystem an einer Institutionalisierung der etablierten Parteien oder geht 
diese verloren, weil die das demokratische System repräsentierenden Parteien wortbrüchig, 
korrupt oder funktionsunfähig werden, gerät auch die Legitimität der Demokratie selbst in 
Gefahr. Besonders in den letzten Jahrzehnten hat sich der letztgenannte Vorgang deutlich 
manifestiert. In der Bürgerschaft über Jahrzehnte tief verankerte Parteien, häufig 
sozialdemokratischer oder konservativer Provenienz, verlieren an Bindungskraft und werden 
zunehmend durch neuartige, oft weniger institutionalisierte politische Parteien verdrängt oder 
vollständig abgelöst. Ein solcher Erosionsprozess, der zuletzt etwa in Frankreich auf 
dramatische Art und Weise zu beobachten war, untergräbt nicht nur die Stabilität des 
politischen Systems; er mindert auch die Fähigkeit der Parteien, langfristige politische 
Programme zu verfolgen. Diese Instabilität kann das Vertrauen der Bürgerschaft in Parteien 
und demokratische Institutionen nachhaltig untergraben. Das sich daraus ergebende 
politische Vakuum bietet nicht nur Chancen für neue, konstruktive Kräfte, sondern auch für 
das Erstarken antipluralistischer Akteure.  Auch vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen 
gilt die Institutionalisierung von Parteien in der Forschung als zentrales Element für die 
Wahrung der Stabilität eines demokratischen Systems.

Eine allzu starke Institutionalisierung in den Händen einiger weniger Parteien kann aber auch 
Risiken bergen, da sie zur Erstarrung politischer Strukturen und einer verminderten 
Anpassungsfähigkeit des Systems gegenüber sich wandelnden gesellschaftlichen Bedürfnissen 
führen kann.  In zahlreichen Ländern, in denen sich über Jahrzehnte hinweg ein mit dem 
Staat eng verflochtenes Parteienkartell etablierte, kam es später zu einem Bruch im politischen 
System, der häufig durch populistische Bewegungen oder >Anti-Establishment<-Parteien 
maßgeblich geprägt wurde, die mitunter die Demokratie selbst in Frage stellten. Eine 
Demokratie kann also auch dann zusammenbrechen, wenn es mehrere große 

In diesem Zusammenhang wird auch der Begriff der >value infusion< bemüht; vgl 
ronism: The Concept, the Case and the Case for Unpacking the Concept9, Party Politics Vol. 4:1 (1998), 77

, Political parties or party systems? Assessing the 8myth9 of institutionalisation and democracy, West European Politics 

>(&) political parties in electoral democracies may strengthen the impact of questionable features of the regime, for 
instance clientelism and 8money politics9; 
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institutionalisierte Parteien gibt.  Patronage und Korruption im Zweiparteiensystem 
Venezuelas, das von 1958 und 1998 vorherrschte, trugen etwa dazu bei, dass Hugo Chavez 
nach den Wahlen 1999 an die Macht gelangen konnte.  Ebenfalls in den 1990er Jahren 
zerbrach das von Christdemokraten und Sozialisten dominierte politische System Italiens im 
Gefolge mehrerer Korruptionsskandale. Die Folge war der Aufstieg Silvio Berlusconis, der Lega 
Nord und später der MoVimento 5 Stelle sowie der Fratelli d’Italia. Vergleichbare 
Entwicklungen fanden zuletzt in Griechenland, Frankreich, Rumänien und der Tschechischen 
Republik statt.  Eine rechtzeitige Erneuerung und Öffnung der etablierten Parteien für neue 
gesellschaftliche Anliegen, die Einführung von neuen demokratischen Modellen deliberativer 
Art, eine konsequente Korruptionsbekämpfung, die sozialpolitische Inklusion marginalisierter 
Gruppen (etwa der Arbeiterschaft im Rust Belt oder der jungen Wählerschaft ), ein 
glaubhafter Einsatz für Pressefreiheit, Transparenz und Parteifreiheit in Justiz und Verwaltung 
sowie eine gelebte parlamentarische Debattenkultur hätten unter Umständen dabei helfen 
können, in diesen Ländern eine weniger disruptive Weiterentwicklung des politischen Systems 
hin zu einem stabilen Mehrparteiensystem mit mehreren institutionalisierten Parteien zu 
ermöglichen.

Selbst unter diesen Bedingungen wäre jedoch die Resilienz von Demokratien nicht 
gewährleistet. Neben der Institutionalisierung der Parteien bedarf eine resiliente Demokratie 
auch der Institutionalisierung des Parteiensystems. Obwohl damit eine unterschiedliche 
Dimension angesprochen wird, fehlt es häufig an einer konsequenten Trennung zum Bereich 
der institutionalisieren Parteien in der wissenschaftlichen Diskussion. Ein Parteiensystem setzt 
eine routinemäßig verlaufende Interaktion mindestens zweier Parteien voraus.  Zur 
Institutionalisierung eines Parteiensystems kommt es dann, wenn der Wettbewerb zwischen 
diesen Parteien auf gemeinsam geteilten Normen beruht, die über einen langen Zeitraum 
Bestand haben.  Damit dies gelingt, ist entscheidend, dass sich die etablierten politischen 
Parteien wechselseitig als legitime Akteure anerkennen und loyal zu demokratischen Werten 
stehen. Politische Auseinandersetzungen werden dann nicht als existenzieller Machtkampf, 
sondern als konstruktiver Aushandlungsprozess begriffen. Ein solcherart stabiles und 
berechenbares Parteiensystem, das auf einer strukturierten und wertegeleiteten 

https://thepreamble.com/p/a-crisis-of-faith-and-not-the-religious?utm_campaign=post&utm_medium=web
https://thepreamble.com/p/a-crisis-of-faith-and-not-the-religious?utm_campaign=post&utm_medium=web
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Zusammenarbeit der maßgeblichen Parteien beruht, gilt als grundlegende Stütze 
funktionierender Demokratien.

Ein institutionalisiertes Parteiensystem, in dem sich mehrere institutionalisierte Parteien 
befinden , trägt maßgeblich dazu bei, antipluralistische Parteien zu isolieren und 
demokratische Institutionen vor ihnen zu schützen. In institutionalisierten Parteiensystemen 
ist zu erwarten, dass Antipluralisten auf koordinierte Gegenwehr durch andere Parteien 
stoßen, die über eine stabile Verankerung in der Gesellschaft und eine langfristige politische 
Ausrichtung verfügen. Aus der Perspektive eines potenziellen Antipluralisten erhöht die 
Aussicht auf eine derartige Opposition (etwa durch Einrichtung eines cordon sanitaire) die 
erwarteten politischen Kosten für jene, die eine antipluralistische Alternative zu den 
etablierten Parteien anbieten wollen. In schwach institutionalisierten Parteiensystemen sind 
politische Akteure dagegen in der Regel einer geringeren Kontrolle durch andere Parteien 
ausgesetzt. Dies steigert die Wahrscheinlichkeit, dass sie zu autoritären Maßnahmen 
greifen.

Schließlich kommt ein Sammelsurium an strukturellen Faktoren in Betracht, die ebenfalls zur 
erfolgreichen Verteidigung einer Demokratie positiv beitragen können.

Einer dieser Faktoren betrifft das Phänomen der sog. Nachbarschaftsemulation. Der Begriff 
bezieht sich auf die Tendenz von Nachbarländern, sich einem gemeinsamen Niveau von 
Demokratie oder Nicht-Demokratie anzunähern. In der Literatur sind länderübergreifende 
Nachahmungseffekte demokratischer und autokratischer Systeme als Sog zum regionalen 
Mittelwert oder Diffusion bereits länger anerkannt.  Demnach profitieren Demokratien von 
Ländern in ihrer Nachbarschaft, die ein hohes Demokratieniveau aufweisen. Die 
geographische Nähe und Nachbarschaft zu anderen Demokratien verringert auch die 
Wahrscheinlichkeit, Opfer eines demokratischen Zusammenbruchs zu werden.  Eine 
wachsende Zahl an Autokratien in der Nachbarschaft von Demokratien stellt diese dagegen 
vor eine größere Herausforderung, ihr politisches System aufrechtzuerhalten.

220). >In normal times, liberal constitutional 

—

Weingast argues, <self enforcing,= even absent any assumption about political culture;< 

 Vgl Bader/Grävingholt/Kästner, Would autocracies promote autocracy? A political economy perspective on regime-type 
export in regional neighbourhoods, Contemporary Politics Vol. 16, No. 1 (2010), 81-100; Brinks & Coppedge, Diffusion Is No 
Illusion: Neighbor Emulation in the Third Wave of Democracy, Comparative Political Studies Vol. 39, No. 4 (2006), 463-489. 
Autokratische Nachbarländer erhöhen daher etwa die Wahrscheinlichkeit, dass noch nicht konsolidierte Demokratien eine 
Autokratisierung erleiden; vgl Svolik, Coups 718.

 Vgl Boese/Edgell/Hellmeier/Maerz, Democratic Resilience 898.
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Ein weiterer Einflussfaktor auf die Resilienz einer Demokratie ist die wirtschaftliche 
Entwicklung eines Landes. Die Hypothese, dass Wachstum und Wohlstand für das 
Fortbestehen einer Demokratie von entscheidender Bedeutung sind, geht auf Seymour Martin 
Lipset zurück. In einem Aufsatz aus dem Jahr 1959 bemerkte Lipset, dass ein höheres Maß an 
Wohlstand die Wahrscheinlichkeit für eine Demokratie erhöht, zu überleben.  Einige 
Jahrzehnte später kamen Przeworski und Limongi zu dem Ergebnis, dass keine Demokratie 
jemals in einem Land untergraben wurde, die ein höheres Pro-Kopf-Einkommen als 
Argentinien im Jahr 1975 hatte. Daraus folgerten sie, dass die Demokratie in wohlhabenderen 
Ländern besonders stabil ist. Umgekehrt seien vor allem ärmere Länder von 
Zusammenbrüchen ihrer Demokratie betroffen.

Neben dem Wohlstandsniveau kann auch ein ansteigendes Wirtschaftswachstum positive 
Effekte auf die Resilienz von Demokratien zeitigen. Nach Brownlee und Miao sowie Svolik steigt 
mit jeder Erhöhung des BIP pro Kopf die Wahrscheinlichkeit des Fortbestehens von 
demokratischen Systemen.  Boese et al. differenziert diesen Befund dahingehend, dass eine 
Korrelation zwischen Wirtschaftswachstum und Resilienz nur in Bezug auf die Verhinderung 
des Beginns eines demokratischen Erosionsprozesses festzustellen sei. Während einer bereits 
laufenden Autokratisierung habe ein höheres Wirtschaftswachstum dagegen keinen positiven 
Effekt auf die Verhinderung eines demokratischen Zusammenbruchs.  Umgekehrt erhöht 
laut Svolik eine Rezession in der Wirtschaft die Wahrscheinlichkeit eines demokratischen 
Zusammenbruchs. Dies gelte allerdings nur für neue, nicht jedoch für ältere konsolidierte 
Demokratien.  Davon unabhängig könne eine wirtschaftliche Rezession in Demokratien das 

nearly any wagering person would take (87 percent) (&) 
; =

von 97% einen demokratischen Zusammenbruch aus: >For the average electoral democracy of the early twentyfirst century, 

=; aaO 139. 
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Vertrauen der Bürger in repräsentative Institutionen untergraben und damit die Legitimität 
des politischen Systems schwächen.

Schließlich kann auch die Geschichte eines Landes eine strukturelle Determinante darstellen. 
Boese et al. beobachtet einen Zusammenhang zwischen der vergangenen Lebensdauer als 
Demokratie und dem Autokratisierungsrisiko. Eine kürzere Lebensdauer sei daher mit einem 
erheblich höheren Risiko verbunden, eine Autokratisierung oder einen demokratischen 
Zusammenbruch zu erleiden. Länder mit einer langjährigen Erfahrung als Demokratien seien 
im Gegensatz dazu überaus resilient.  Zuletzt wurde dieser Aspekt unter dem Begriff der 
>Embedded Democracy< von Benjamin Studebaker aufgegriffen. Eingebettete Demokratien 
sind relativ alte Demokratien, die in den Augen ihrer Bürger als alternativlos wahrgenommen 
werden. Selbst in Krisenzeiten bleibt das Vertrauen der Bürger in das demokratische System 
bestehen, da es keine besseren Regimealternativen gibt. In der politischen Kultur solcher 
Demokratien herrscht die Erfahrung vor, dass konkurrierende Regime kommen und gehen, 
während die eigenen Krisen innerhalb der bestehenden demokratischen Institutionen 
bewältigbar sind, was eine Erwartungshaltung der Systemkontinuität begünstigt. Werden 
demokratische Prozesse als unbefriedigend erlebt, führt dies nicht zur Infragestellung des 
Systems, sondern zu Forderungen nach Reformen innerhalb des institutionellen Rahmens.

Dies führt uns unmittelbar zur zweiten Kategorie an Resilienzressourcen. Neben den 
strukturellen Faktoren bilden auch die Einstellungen der Bürger und der politischen Elite eine 
tragende Säule für den Aufbau von demokratischer Resilienz dar. Zahlreiche Autoren betonen 
die Bedeutung der intrinsischen Unterstützung für demokratische Werte und Institutionen in 
der Bevölkerung für das Überleben von Demokratien. Burnell und Calvert erhoben die 
Verbundenheit zu den Idealen der Demokratie einst sogar zum definierenden Merkmal 
demokratischer Resilienz.

Die wertebezogenen Ressourcen von Demokratien lassen sich in drei zentrale Dimensionen 
unterteilen: die politische Kultur, das institutionelle und interpersonelle Vertrauen sowie 
dispositionale Merkmale der Bürger. Im Folgenden werden diese drei Bereiche entsprechend 
ihrer Reihenfolge einer überblicksartigen Analyse unterzogen.

<Embedded Democracies develop a variety of ideosyncracies as they age that restrict the political Imaginarium. It mat-
ters, for instance that the US has, to a very significant degree, explicitly defined itself to its political system=; 

der Literatur zur demokratischen Konsolidierung wird ein >demokratischer Konsens< aller wichtigen politischen Gruppierun-
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Der erstgenannte Ansatz beruht auf der These, dass eine stabile und resiliente Demokratie 
auf einer politischen Kultur beruht, in der die Bürger demokratische Prinzipien nicht nur 
kennen, sondern auch aktiv unterstützen und internalisiert haben.  Das von Böckenförde in 
seinem berühmten Diktum ausgesprochene Problem, dass der freiheitliche, säkularisierte 
Staat von Voraussetzungen lebt, die er nicht selbst garantieren kann , gibt einen Hinweis 
darauf, dass eine Demokratie vom gelebten Bekenntnis der Bürgerschaft zu den Werten der 
Demokratie zehrt.  In diesem Sinne Claasen betont, dass der Grad der öffentlichen 
Unterstützung für die Demokratie zur Stabilität demokratischer Systeme beiträgt.  Jacob 
kommt zu dem Ergebnis, dass Erosionsprozesse in Demokratien weniger wahrscheinlich sind, 
wenn es eine hohe Zustimmung in der Bürgerschaft zur Demokratie als beste Herrschaftsform 
gibt. Unter solchen Bedingungen zögerte Antipluralisten damit, demokratische Institutionen 
zu untergraben, da sie mit Protesten, Popularitätsverlusten und einer Abwahl zu rechnen 
haben.  

Einige Autoren wie Welzel und Brunkert et al. argumentieren jedoch, dass die Befürwortung 
der Demokratie als Herrschaftsform allein noch kein stabiler Indikator für die Internalisierung 
demokratischer Werte ist. Eine solche Internalisierung setzt voraus, dass unter den 
Befürwortern der Demokratie ein gemeinsam geiltes und hinreichendes Verständnis über den 
Inhalt demokratischer Prinzipien existiert. Begriffe wie Volkssouveränität, Freiheit und 
Gleichheit, freie und faire Wahlen sowie Meinungsfreiheit wären dann nicht bloß klangvolle 
Phrasen und Floskeln ohne greifbaren Inhalt, die zwar Zustimmung erzeugen, aber nicht näher 
definiert werden, sondern konkrete Ideale, über deren Inhalt Klarheit besteht und die 
gegenüber autoritären Prinzipien abgegrenzt werden können. In Wahrheit bestehen in den 
Bürgerschaften der heutigen Demokratien jedoch äußerst heterogene, teils widersprüchliche 
Demokratiekonzepte. Nicht selten werden technokratische oder autoritäre Prinzipien 
irrtümlich mit demokratischen gleichgesetzt oder als Teil derselben wahrgenommen.

Brunkert et al. und Welzel argumentieren daher, dass demokratische Prinzipien nicht isoliert 
betrachtet werden dürfen, sondern nur im Kontext liberaler und emanzipativer Werte, um ein 
tieferes Verständnis für die tatsächliche Unterstützung demokratischer Ordnungen zu 
gewinnen. Die Unterstützung für die Demokratie müsse also danach beurteilt werden, wie 
stark sie in emanzipatorische Werte eingebettet ist. Die Bereitschaft, geschlechter- oder 
kinderrechtliche Gleichstellung zu fördern, solle daher als Proxy-Variable für demokratische 

, The Civic Culture (1963), 14: <When we speak of the political culture of a society, we refer to the 
political system as internalized in the cognitions, feelings, and evaluations of its population=.

 Die Unterstützung für demokratische Werte ist global betrachtet konstant hoch. In einer Umfrage des World Value 
Surveys von 2017 bis 2020 befürworteten 90% der Befragten in Demokratien ein demokratisches System. Gleichzeitig 
sprachen sich jedoch 51% der Befragten für einen starken Anführer aus, der sich nicht um ein Parlament oder Wahlen 
kümmern muss; vgl Inglehart/Haepfer/Moreno/Welzel, World Values Survey: All Rounds – Country Pooled Datafile 
http://www.worldvaluessurvey.org/WVSDocumentationWVL.jsp (zuletzt abgerufen am 11.4.25).

http://www.worldvaluessurvey.org/WVSDocumentationWVL.jsp
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Werthaltungen dienen.  Nur, wenn es eine ausreichend hohe öffentliche Unterstützung für 
demokratische und emanzipative Werte gebe, könne von einer hohen Legitimität der 
Demokratie als solcher gesprochen werden, die wiederum für die Aufrechterhatung eines 
freien politischen Wettbewerbs essenziell sei.

tischer Gesellschaften nach sich, sondern auch eine höhere Unterstützung für die Demokratie nach sich: >The current attack 

tional change lends the future to the younger generations9 values, which renders the cultural backlash of these days a lost 

up is exhausted=; aaO 438. 

>Our findings support claims that openness to diversity is a prerequisite, rather than a consequence, of formal demo-

scale democracy feasible<; 

>Beyond conventional republican principles and practices, in Book I of , Machiavelli (&) praises the people 
gathering collectively in deliberative bodies<; , Machiavelli against Republicanism. On the Cambridge School9s 
>Guiccardinian Moment<, Political Theory Vol. 31:5 (2003), 615
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wie Bürgerversammlungen, Referenden oder >Town Halls< als 
Formate, die Bürger direkt ansprechen und 

partizipativ einbeziehen, wie z. B. interaktive Social-Media-Kampagnen und E-Partizipation 
können ebenfalls eine Rolle spielen. 

Demokratische, emanzipative und republikanische Werte wie Pluralismus, Menschenwürde, 
Toleranz, Partizipation, Rechtschaffenheit und Loyalität zum Gemeinwesen können durch 
gemeinsam geteilte Praktiken Teil der kollektiven Identität einer Bürgerschaft werden. Je 
stärker diese Werte in der politischen Kultur als moralischer Kompass einer Gesellschaft 
verwurzelt sind und je lebendiger die Zivilgesellschaft auf dieser Grundlage agiert, desto 
widerstandsfähiger ist die Demokratie gegenüber autoritären Herausforderungen.  
Demokratien, die über einen solcherart verinnerlichten Konsens im Hinblick auf gemeinsam 
einzuhaltende demokratische Spielregeln und Werte verfügen, sind self-enforcing, d.h., dass 
in der Bürgerschaft Übereinstimmung darüber herrscht, dass die demokratischen Spielregeln 
einzuhalten und im Bedarfsfall gemeinsam gegen Abweichler zu verteidigen sind.  Jeder 
autoritäre Angriff auf die Institutionen und Werte einer Demokratie gilt dann allen Bürgern als 
Angriff auf ihre eigenen Werte und Überzeugungen, weshalb sie hiergegen gemeinschaftlich 
vorgehen. Autoritär agierende Parteien und Regierungen sehen sich dann einer einmütig 
handelnden Bürgerschaft gegenüber, die bereit ist, jederzeit gegen jene vorzugehen, die sich 
anschicken, Wahlen zu manipulieren, politische Freiheitsrechte zu beschränken, den 
politischen Wettbewerb abzuschaffen oder den formellen Rechtsstaat zu untergraben. 
Amtsinhaber in einer Regierung sind in einem derartigen Umfeld intrinsisch motiviert, eine 
Autokratisierung des demokratischen Systems zu unterlassen und Wahlniederlagen zu 
akzeptieren bzw. einem friedlichen Übergang der Macht zuzustimmen, während Akteure wie 
die Zivilgesellschaft und die Elite bereitstehen, ein autoritäres Vorgehen der Regierung an der 
Wahlurne und notfalls auch auf der Straße zu sanktionieren. Dies setzt naturgemäß die 
Bereitschaft in der Bürgerschaft voraus, zur Erreichung kollektiver Ziele zu kooperieren und 
dafür Kosten in Kauf zu nehmen; dasselbe gilt für die Absenz von tiefgreifenden 
Meinungsverschiedenheiten darüber, was unter Demokratie zu verstehen ist  und wo der 
Handlungsspielraum einer Regierung enden soll. Mangelt es hingegen an einer 
demokratischen politischen Kultur, die diese Koordinierungsdilemmata überwindet, weil es zu 
einer Entfremdung der Bürgerschaft von ihren demokratischen Institutionen und einem 
Rückzug ins Private gekommen ist, sind Funktionsdefizite und Legitimationskrisen des 
demokratischen Systems die Folge, die von Autoritären als Einfallstore für die Umsetzung ihrer 
Pläne zur Transformation des Systems hin zu einer Autokratie genutzt werden können. 

tiefgreifenden gesellschaftlichen Dissens über die Bedeutung von Begriffen wie >Demo-
kratie< oder >Freiheit< als : >Deep pluralism prevents the state from securing legitimacy through one story or 
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In Reaktion darauf könnten Maßnahmen zur Stärkung der politischen Kultur angedacht 
werden, die die Förderung des zivilgesellschaftlichen Engagements und Vereinswesens, den 
Ausbau der politischen Bildung und die Einführung von Bürgerbeteiligungsformaten zum 
Gegenstand haben, in denen auch die wahrgenommene Repräsentationslücke vor allem 
ärmerer Bevölkerungsschichten  reduziert wird.

Eng verknüpft mit der politischen Kultur und zweite Quelle politischer Legitimität einer 
Demokratie ist das politische Vertrauen der Bürger. Das politische Vertrauen bezieht sich auf 
die Zuversicht der Bürger, dass das politische System, seine Institutionen oder Akteure >auch 
ohne permanente Kontrolle das Richtige tun werden<.  Während die aktive Unterstützung 
demokratischer und emanzipativer Prinzipien für den langfristigen Erhalt einer Demokratie 
unabdingbar ist, hat das politische Vertrauen Auswirkungen auf die kurzfristige Stabilität eines 
demokratischen Systems. Ein sinkendes Vertrauen in politische Institutionen wie das 
Parlament wurde daher bereits mit direkten Folgen wie einem Rückgang des Stimmenanteils 
etablierter Parteien , einer geringeren Bereitschaft, das Recht zu befolgen , und 
allgemeiner politischer Instabilität  in Zusammenhang gebracht. 

Als wichtigste Einflussfaktoren auf das politische Vertrauen gelten ebenfalls kurzfristige 
Faktoren wie die Unterstützung des Amtsinhabers sowie eine positive Bewertung der 
aktuellen und zukünftigen makroökonomischen Situation.  Eine Erfolgsbilanz bei der 
Erzielung von Wirtschaftswachstum, Beschäftigung, Verringerung von Armut und sozialer 
Ungleichheit sowie einer gleichmäßigen Bereitstellung sozialer Güter  können das Vertrauen 
in das politische System stärken, wodurch auch die Resilienz von Demokratien gestärkt wird. 
Umgekehrt kann ein Vertrauensverlust der Bürgerschaft in die Leistungsfähigkeit einer 
Demokratie ein funktionierendes Gesundheits-, Verkehrs- oder Justizwesen bereitzustellen, 
eine Destabilisierung des politischen Systems erzeugen.

–
>In states where distributional equality is low, political regimes are more likely to lose the democratic qualities of their 

political institutions<; 

>A major reason why democracy has been eroding in this century is its poor economic and political performance<; 
<(&) democracies erode more 

frequently in countries with unequal distributions of income=; 

https://www.demokratiemonitor.at/wp-content/uploads/2024/12/2024_FORESIGHT-Praesentation-Demokratie-Monitor-2024-erste-Ergebnisse.pdf
https://www.demokratiemonitor.at/wp-content/uploads/2024/12/2024_FORESIGHT-Praesentation-Demokratie-Monitor-2024-erste-Ergebnisse.pdf
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Die immer populärer werdende Ansicht, dass demokratische Systeme im Vergleich zu 
technokratischen Autokratien schlechter darin geworden sind, essenzielle Leistungen für ihre 
Bürger zu erbringen , gefährdet die Legitimität der Demokratie und setzt sie einer erhöhten 
Gefahr aus, zu erodieren, selbst wenn das allgemeine Bekenntnis der Bürger zur Demokratie 
bestehen bleibt. Für den Aufbau einer resilienten Demokratie ist es daher entscheidend, dass 
demokratische Parteien adäquat auf Missstände reagieren und auf die Wünsche ihrer Bürger 
eingehen. Dass dies immer weniger zu gelingen scheint, zeigen aktuelle Befragungen: In einer 
Eurobarometer-Umfrage aus dem Jahr 2024 gaben 73% der Befragten an, kein Vertrauen in 
politische Parteien zu haben, während 61% ihren Regierungen misstrauten.  Eine 
Auswertung von 3,377 Umfragen in 143 Ländern im Zeitraum von 1958 und 2019 ergab zudem, 
dass das Vertrauen in repräsentative Institutionen wie Parlamente, Regierungen und politische 
Parteien in Demokratien in den vergangenen Jahrzehnten abnahm, während es in nicht-
repräsentative Institutionen wie die Polizei zunahm.  Gleichzeitig nimmt die Zustimmung der 
Bürger vieler Demokratien wie Österreich für technokratische Regierungsformen zu.

Komplementär zum politischen Vertrauen in Institutionen der Demokratie bildet auch das 
Gefühl der Zugehörigkeit zur Gemeinschaft einen wesentlichen Faktor einstellungsbezogener 
Resilienz dar. Dieser Faktor betrifft vor allem das Sozialkapital, d.h. das Vertrauen, das sich 
Bürger wechselseitig entgegenbringen. Für die Resilienz einer Demokratie ist soziales 
Vertrauen essenziell, weil es die Bereitschaft zur konstruktiven Zusammenarbeit fördert. Ohne 
ein Mindestmaß an Kooperationswillen und Vertrauen lässt sich keine gegenüber autoritären 
Tendenzen wachsame Zivilgesellschaft und Widerstandsbewegung etablieren. Soziales 
Vertrauen beeinflusst zudem das wahrgenommene Ausmaß sozialer Konflikte.  Die 
Mitglieder einer Gesellschaft sollten einander im Idealfall kennen, zuhören und verstehen, 

>(&) it seems to us worrisome from a democratic perspective that citizens are growing more trusting of non

ocratic political leaders to use the state in more autocratic ways=; 

– –

building in the EU9s neighbourhood: introduction to the special issue, 

https://www.opendemocracy.net/en/is-chinese-autocracy-outperforming-western-democracy/?utm_source=chatgpt.com
https://www.opendemocracy.net/en/is-chinese-autocracy-outperforming-western-democracy/?utm_source=chatgpt.com
https://veriangroup.com/hubfs/BE/Eurobarometer/Standard-101-Spring%202024.pdf
https://veriangroup.com/hubfs/BE/Eurobarometer/Standard-101-Spring%202024.pdf
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damit sie zueinander Vertrauen schöpfen können.  Ebenso unerlässlich ist das Vertrauen der 
politischen Akteure in die wechselseitige Einhaltung demokratischer Spielregeln.  
Idealerweise betrachten politische Akteure ihre Rivalen nicht als bedrohliche Gegner sind, 
sondern als legitime Vertreter innerhalb derselben politischen Gemeinschaft.  

Ein geringes soziales Vertrauen in Mitbürger und die politische Konkurrenz kann eine höhere 
Polarisierung der Gesellschaft nach sich ziehen. Schlimmstenfalls werden Andersdenkende 
verunglimpft oder sogar als existenzielle Bedrohung für die eigene Seite wahrgenommen. Je 
mehr sich die Gräben in der Bürgerschaft vertiefen, desto mehr schwindet auch das 
Zugehörigkeitsgefühl der Bürger zur politischen Gemeinschaft.  Dies stärkt den Anreiz in der 
Bürgerschaft, Autokratisierungsprozesse zu billigen.

Für die Polarisierung der Gesellschaft und die damit einhergehende Reduktion des sozialen 
Vertrauens zeichnen sich häufig antipluralistische Parteien verantwortlich. Durch die gezielte 
Mobilisierung von Emotionen wie Wut oder Angst, die Verbreitung von Schuldzuweisungen 
und das Ausspielen gesellschaftlicher Gruppen befördern diese Parteien polarisierende 
Narrative. Ihre Gegenspieler sind dann oftmals versucht, die Strategie der Antipluralisten zu 
kopieren und mit schroffer Rhetorik zum Gegenangriff auszuholen. Die Gefahr besteht jedoch 
darin, dass hierdurch ein >Kreislauf der Polarisierung< ausgelöst werden kann, der die 
Gesellschaft in verschiedene, sich unversöhnlich gegenüberstehende Lager aufspaltet, der 
konstruktiv geführte politische Debatten zunehmend erschwert. 

Trotz der gebotenen Wachsamkeit und Sorge um den Erhalt der Demokratie ist den 
Vertretern Gegenspielern antipluralistischer Parteien daher anzuraten, diese nicht voreilig als 
>antidemokratisch< oder >autoritär< bezeichnen. Eine inflationäre Verwendung solcher 
Anschuldigungen kann dazu führen, dass sich bestimmte Gruppen einer Gesellschaft, wie z.B. 
Wähler populistischer Parteien von der politischen Gemeinschaft ausgeschlossen fühlen. 
Demokratisch eingestellte Bürger, die dazu neigen aus Protest populistische Parteien zu 
unterstützen, könnten dann dauerhaft in Richtung des antipluralistischen Spektrums 
abgedrängt werden, wenn sie implizit als >antidemokratisch< bezeichnet werden oder dies so 
auffassen.  Bei der Urteilsfassung über die politische Konkurrenz ist daher Zurückhaltung 
geboten. Aus Rücksicht auf die Gefahr einer irreparablen Polarisierung der Gesellschaft sollten 
die Hüter der Demokratie soweit und solange dies möglich ist, fair und respektvoll mit der 
auch antipluralistisch eingestellten politischen Konkurrenz und deren Wählern umgehen. 
Hierfür bietet sich vor allem eine Strategie der kritischen Interaktion  an, die eine 
Beschädigung des sozialen Vertrauens zu minimieren versucht.

>Critical engagement avoids the pitfalls of both militant and tolerant strategies by both firmly excluding extreme illiberals
while reaching out to more moderate sympathizers and <fence sitters= who are not firmly rooted in the illiberal camp (&).The 

with the more moderate illiberals, and journalists contextualizing illiberal words and deeds=; aaO 6.
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Die letzte, hier anzuführende Ressource einstellungsbezogener Faktoren betrifft die 
dispositionellen Veranlagungen der Bürger in resilienten Demokratien.

Die Idee, dass das Bestehen einer Demokratie von psychoanalytisch bestimmbaren 
Persönlichkeitsmerkmalen der Bürger abhängt, wurde bereits von Kelsen thematisiert. Seiner 
>Charakterologie< folgend entspricht dem Wesen der Demokratie ein Charaktertypus, der sich 
mit demokratischen Prinzipien identifiziert und von einer werterelativistischen 
Grundanschauung beseelt ist . Sein Ideal einer >Persönlichkeit demokratischen Typs< ist 
jemand, die sich selbst nicht als etwas Einzigartiges und gegenüber anderen Überlegenes 
ansieht, sondern vielmehr >selbstkritisch, altruistisch, verantwortungsbewusst und 
friedliebend<  ist. Eine solche Persönlichkeit hat im Idealfall ein wissenschaftliches Weltbild 
und ist eine Befürworterin der Demokratie, denn sie möchte die Werte der Freiheit nicht nur 
für sich, sondern auch für andere : >Es ist der Persönlichkeitstypus, dessen Grunderlebnis 
das >Tat wam asi< ist, der Mensch in dem, so er sich dem anderen gegenübersieht, eine Stimme 
spricht: das bist Du.<  Der Demokratie entspricht laut Kelsen also ein Charaktertypus, der 
seine Mitmenschen nicht als wesensfremd und feindlich, sondern als gleich ansieht, weshalb 
er davon absieht, seine Meinung gegenüber der seines Gegenübers zu überhöhen. Eine 
ähnliche Beobachtung wie Kelsen machte auch Harold Lasswell. In seiner Aufzählung 
demokratischer Charaktermerkmale benennt er (1) eine positive Grundhaltung gegenüber 
Mitmenschen, (2) die Fähigkeit, Werte mit anderen zu teilen, (3) eine pluralistische Denkweise, 
(4) Vertrauen in die Gesellschaft sowie (5) ein vergleichsweise angstfreies Verhältnis zur 
sozialen Umwelt.

Die Idee eines demokratischen Charaktertypus ist eng verknüpft mit den republikanischen 
Bürgertugenden, die von Cicero und Machiavelli beschrieben wurden. Während der 
demokratische Charaktertypus auf Offenheit, Pluralismus, Kompromissfähigkeit und 
Vertrauen in die Gesellschaft setzt, liegt der Schwerpunkt im Republikanismus auf Tugenden 
wie Klugheit (prudenza), Mäßigung (temperantia), Tapferkeit und Wehrhaftigkeit (animo) und 
Gerechtigkeit (iustitia). Für Machiavelli und Cicero setzt Tugendhaftigkeit nicht nur 
ordnungsgemäßes, entschlossenes und kluges Handeln voraus, sondern auch das Unterlassen 
von ungezügeltem Verhalten voraus, um sicherzustellen, dass alle politischen Angelegenheiten 
in wohltemperierten Stil debattiert und entschieden werden.  Die Tugend der Tapferkeit 
impliziert dagegen eine durch Widerstandskraft disziplinierte Wut, um das Gemeinwesen 
gegen seine Feinde zu schützen. Republikanische Tugend verlangt daher vor allem einen 
patriotischen Gemeinsinn, der sich im Willen äußert, das öffentliche Wohl über private 
Interessen zu stellen.

In einer modernen Demokratie kommt es gelegentlich vor, dass sich republikanische 
Tugenden mit einem liberal-demokratischen Charaktertypus verschmelzen und einen >aktiven 

Zur Kritik an der <Charakterologie= 

I, 22: <Nicht für sich selbst, sondern für das Gemeinwesen wird man geboren<.
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Bürger< hervorbringen. Ein demokratischer Bürger mit republikanischer Tugend wäre daher 
z. B. jemand, der politisch interessiert ist, an Wahlen teilnimmt, sich in der Zivilgesellschaft 
oder in Parteien engagiert, sich für die Inklusion seiner Mitbürger einsetzt und bereit ist, aktiv 
zu werden, wenn demokratische Prinzipien verletzt werden – auch auf der Straße.  

Tabelle 5: Eigenschaften von demokratischen und autoritären Charakteren

Quelle: Eigene Darstellung

Das Gegenmodell zum solcherart fusionierten republikanisch-demokratischen Bürgertypus 
wäre der autoritäre Charaktertypus. Kelsen zufolge zeichnet sich dieser durch einen lebhaften 
Aggressionstrieb und ein intensives Machtstreben aus. Der Machttrieb äußert sich im Wunsch, 
über andere herrschen und befehlen zu wollen, ohne auf deren Meinungen Rücksicht nehmen 
zu wollen. Die Einstellung des Einzelnen, seinesgleichen nicht als gleich zu erachten, sondern 
ein Über-Ich erzeugen, kann als Keimzelle der Autokratie bezeichnet werden.

Eine vertiefende Auseinandersetzung mit der autoritären Persönlichkeit, hat Theodor W. 
Adorno und sein Forscherteam in der berühmten Studie >The Authoritarian Personality< 
vorgenommen. Die Autoren untersuchten darin die Empfänglichkeit des Individuums für 

Merkmal Demokratisch-
Republikanischer Charakter Autoritärer Charakter

Einstellung zu Vielfalt Pluralismus Wunsch nach Homogenität

Umgang mit Autorität
Kritische Distanz und 

Selbstregierung

Unterwürfig oder
rebellisch (im libertären 

Autoritarismus)

Wahrnehmung anderer Toleranz und Offenheit
Stereotypisierung und 

Feindbilddenken
Gesellschaftliche 

Normen
Flexibilität

starres Festhalten an 
Traditionen

Selbstreflexion und 
Emotion

Selbstkritik und 
Ambivalenzfähigkeit

Sündenbockdenken, 
Angstverdrängung

Politische Beteiligung
Engagement und 

Gemeinwohlorientierung

Passivität oder aggressive 
Mobilisierung gegen das 

>System<

Wahrnehmung von 
Macht

Legitimität durch Verfahren und 
Mitwirkung

Bewunderung von Macht, 
Dominanz und Kontrolle

Verhältnis zum Staat
Partnerschaftlich, aber 

kontrollierend
Hierarchisch unterwerfend 

oder rebellisch



Demokratische Resilienz im Angesicht weltweiter Autokratisierung

faschistische Ideologien. Die Arbeitshypothese war, dass ein Zusammenhang zwischen 
individuellen Charaktermerkmalen, Vorurteilen und der Rezeptionsbereitschaft für 
faschistische Ideologien besteht.  Anhand eines Fragebogens, der die sog. F-Skala abbildete 
und 38 Aussagen umfasste, sollten autoritäre Einstellungen gemessen werden. Die einzelnen 
Sätze waren Merkmalen zugeordnet, die zentrale Persönlichkeitszüge abbilden sollten. Daraus 
leiteten die Autoren einen autoritären Charaktertypus ab, der durch eine Kombination 
verschiedener Dispositionen bestimmt wird, wie z.B. Unterwürfigkeit, Aggression, Ablehnung 
von Selbstreflexion, starre Verfolgung traditioneller Werte, Aberglaube und Stereotypie, 
Machtdenken und Überlegenheitsfantasien, Destruktivität und Zynismus sowie 
Sündenbockdenken.  Eine Weiterentwicklung dieser Studien im Hinblick auf einen libertären 
Autoritarismus, der sich durch eine Überbetonung negativer Freiheit anstelle von 
Unterwürfigkeit und Konventionalismus auszeichnet, wurde zuletzt von Carolin Amlinger und 
Oliver Nachtwey vorgelegt.

Die Gegenüberstellung demokratischer und autoritärer Charaktertypen soll verdeutlichen, 
dass eine resiliente Demokratie auf eine hinreichende Zahl von Bürgern angewiesen ist, die 
bestimmte Dispositionen auf sich vereinen, wie Toleranz, Selbstkritik, Engagement und 
Gemeinwohlorientierung. Dagegen stellen autoritäre Charaktertypen eine Herausforderung 
für den Fortbestand des Gemeinwesens dar, da sie anfällig sind für autoritäre Anführer, 
Sündenbockdenken, Verschwörungstheorien, Propaganda und sogar Gewalt.

Will man als Politikwissenschaftlerin den Resilienzgrad einer Demokratie diagnostizieren, 
liegt es nahe – ähnlich einem Arzt bei der Untersuchung eines Patienten – Politik und 
Gesellschaft auf sichtbare Symptome zu untersuchen, die auf Schwächen oder Stärken des 
demokratischen Systems hinweisen. Zu den sichtbarsten Symptomen einer resilienten 
Demokratie sind die Verhaltensweisen von Bürgern und Eliten zu zählen. Unter den drei 
Ressourcen demokratischer Resilienz liefert das beobachtbare Verhalten politischer Akteure 
und Bürger die direktesten Hinweise auf die Widerstandsfähigkeit einer Demokratie.

Ein häufig gebrauchter Indikator für die Stabilität von Demokratien ist die Frage, ob sich alle 
relevanten politischen Akteure an die demokratischen Spielregeln halten.  An erster Stelle 
rangiert hier die Abwesenheit von politischer Gewalt. Physische Angriffe auf politische 
Konkurrenten, die Einschüchterungen von Wählern und Kandidaten, gewaltsame Versuche, 
gewählte Amtsträger zu stürzen, Spionage, Unruhen und gewaltverherrlichende Äußerungen 
deuten auf erhebliche Schwächen in der Resilienz von Demokratien hin. Ebenso problematisch 
ist es, wenn politische Akteure ihre Konkurrenten als existenzielle Gefahr bezeichnen oder 
ihnen grundlos unterstellen, dass sie vom Ausland gesteuert werden. Selbiges gilt für den Fall, 
dass politische Akteure ihren Konkurrenten die Teilnahme an einer Wahl verwehren oder die 

, Bemerkungen zu >The Authoritarian Personality< (2020)
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Legitimität von Wahlergebnissen in Frage stellen, indem sie das korrekt zustande gekommene 
Wahlergebnis zurückweisen.  Die Akzeptanz freier und fairer Wahlen und die Anerkennung 
des Gegenübers als legitimer politischer Mitbewerber stellt ein konstitutives Element 
demokratischer Systeme dar. Mangelt es bereits hier an einem gelebten Grundkonsens, ist dies 
ein Marker für Defizite und autoritäre Tendenzen innerhalb des politischen Systems. 

Ein weiteres konstitutives Element ist die Rechtstreue der Amtsträger. Ohne Bindung der 
Staatsgewalten an das Gesetz, verkommt eine Demokratie zur Willkürherrschaft. Amtsträger 
in Regierung, Parlament und Justiz sind daher gleichermaßen verpflichtet, die Grenzen ihrer 
verfassungsmäßigen Kompetenzen und strafrechtliche Verbote zu beachten. Beginnen 
Vertreter demokratischer Institutionen damit, rechtliche Vorgaben zu missachten, verletzen 
sie wissentlich Grundrechte oder kündigen sie ein verfassungswidriges Vorgehen an, kann dies 
als ein Indikator für eine bevorstehende Erosion des demokratischen Systems gewertet 
werden.

Kommt es tatsächlich zu einem Autokratisierungsversuch eines Amtsinhabers wechselt ein 
demokratisches System in den Krisenmodus. In Krisen wie diesen wird die Resilienz von 
Demokratien auf die Probe gestellt. Auf welche Seite stellen sich die wichtigsten politischen 
Akteure in Regierung und Opposition? Verurteilen sie das Handeln der Regierung und 
kündigen sie eine entschiedene Gegenreaktion an? Welche Reaktion zeigen Bürger und 
zivilgesellschaftliche Organisationen? Gibt es einen Schulterschluss in der Bevölkerung gegen 
den Autoritarismus der Regierung oder geben sie sich schulterzuckend der Gleichgültigkeit 
hin? Frühstadien autokratischer Entwicklungen stellen eine Art Lackmustest für demokratische 
Systeme dar. Sie zwingen politische Akteure und Bürger dazu, sich klar zu positionieren und 
offen oder implizit Stellung zu beziehen. Dadurch treten die tatsächlichen normativen und 
politischen Präferenzen innerhalb der Gesellschaft deutlich zutage.

Die Verantwortung, die Demokratie zu verteidigen, obliegt den Hütern der Demokratie. 
Bislang wurde jedoch die Frage offengelassen, wer eigentlich als Hüter der Demokratie 
anzusehen ist. Das folgende Kapitel widmet sich dieser Thematik; zugleich werden mögliche 
Strategien der Demokratieverteidigung durch die Hüter aufgezeigt. Unterschieden werden 
Strategien institutioneller, politischer und zivilgesellschaftlicher Akteure.

Als institutionelle Akteure sind jene Personen zu bezeichnen, die in öffentlichen Institutionen 
auf nationaler, regionaler oder internationaler Ebene arbeiten. Durch die ihnen zugewiesenen 
Kompetenzen, Handlungsspielräume und Immunitäten nehmen Staatsbedienstete wie 
Beamte, Richter, Staatsanwälte, Polizisten, Militärs und Ombudsleute eine zentrale Funktion 
im Konzept der demokratischen Resilienz ein.

Staatsbedienstete können auf zweierlei Weise zur Verteidigung der Demokratie beitragen. 
Ihre erste Aufgabe hat mit dem Legalitätsprinzip zu tun, das im Rechtsstaatsgedanken 
enthalten ist. Das Legalitätsprinzip bindet die Regierung und den ihr unterstehenden 
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Verwaltungsapparat an Grundrechte und das Gesetz. Indem die Staatsbediensteten die 
Verfassung und die vom demokratischen Souverän beschlossenen Gesetze konsequent 
vollziehen, sorgen sie dafür, dass der für das Funktionieren einer Demokratie notwendige 
Rechtsstaat intakt bleibt.

Die Funktion der Staatsbediensteten als Hüter der Demokratie geht jedoch weit über die 
alltägliche Sicherung des formellen Rechtsstaats hinaus. Eine resiliente Demokratie zeichnet 
sich auch dadurch aus, dass sich Staatsbedienstete innerhalb der ihnen zur Verfügung 
stehenden rechtlichen Ermessensspielräume autoritären Praktiken proaktiv entgegenstellen. 
Durch die Nutzung diese Spielräume könne sie autoritäre Maßnahmen verzögern, abmildern 
oder unterlaufen. Anders als in Autokratien, die über keine professionalisierte, politisch 
unabhängige und verfassungstreu eingestellte Verwaltung und Justiz verfügen , bilden 
Staatsbedienstete in Demokratien in der Regel die erste Verteidigungslinie. Durch ihre Position 
erhalten Staatsbedienstete jene Informationen, die sie benötigen, um beurteilen zu können, 
ob eine bestimmte Maßnahme als autoritär einzustufen ist.  Verfügen Staatsbedienstete 
über eine hohe Reputation in der Bevölkerung, können sie auf Basis der erhaltenen 
Informationen, öffentliche oder anonyme Kritik an einer autoritären Maßnahme üben. Der 
Informationsvorsprung und das Ansehen, das Staatsbedienstete in der Gesellschaft verfügen, 
versetzt sie in die Lage, Medien, Zivilgesellschaft und Opposition vor den Auswirkungen einer 
autoritären Maßnahme auf die Demokratie zu warnen.  Ein hoher Whistleblowing-Schutz 
erleichtert ein solches Vorhaben.

Neben der Warnfunktion können Staatsbediensteten in ihrem Wirkungsbereich auch dafür 
Sorge tragen, dass Maßnahmen ihrer Regierung hinausgezögert oder sogar gänzlich verhindert 
werden.  Zudem können Staatsbedienstete auch mit der Verweigerung der Zusammenarbeit 
reagieren. Diese Aufgabe kommt insbesondere dem Führungspersonal zu, wie den leitenden 
Staatsanwälten, ministeriellen Spitzenbeamten und den hohen Militärs. In den USA führte die 
Ankündigung hochrangiger Mitarbeiter des Justizministeriums, sofort zu kündigen, wenn 
Trump Jeffrey Clark zum neuen Justizminister ernennen sollte, dazu, dass Trump doch von 
dessen Ernennung absah. Der loyal zu Trump stehende Clark hatte zuvor daran gearbeitet, das 
Wahlergebnis der Präsidentschaftswahlen von 2020 für nichtig zu erklären. Dieser Plan 
scheiterte wesentlich an der Drohung der Mitarbeiter zur Nichtzusammenarbeit.  Dieser Fall 

https://www.npr.org/2022/06/23/1107217243/former-doj-officials-detail-threatening-resign-en-masse-trump-meeting
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veranschaulicht, dass Staatsbedienstete erheblichen Einfluss auf die Ausführung einer 
autoritären Maßnahme wie dieser ausüben können, wenn sie proaktiv demokratische Werte 
verteidigen wollen und dafür persönliche Nachteile in Kauf zu nehmen bereit sind. 

Indem sie Handlungen wie diese setzen, sind Staatsbedienstete der Gefahr ausgesetzt, von 
einer autoritären Regierung als illoyal wahrgenommen und eingeschüchtert oder entlassen zu 
werden.  Bei ihrer Entscheidung, die Demokratie zu verteidigen, sind Staatsbedienstete mit 
der Situation konfrontiert, dass sie die Repressionsgefahr mit ihrem Interesse an der 
Aufrechterhaltung des demokratischen Status quo abwägen müssen.  Ein Überwiegen des 
letzteren Interesses setzt die Verbreitung eines Beamtenethos voraus, der durch Schulungen 
in ethischen und politischen Fragen erzielt werden kann.

Die Erwägungen zur Rolle der Staatsbediensteten als Hüter der Demokratie sind Ausdruck 
der Erkenntnis, dass gewaltenteilende Institutionen wie die Gerichtsbarkeit oder Verwaltung 
keine unpersönlichen Mechanismen darstellen, die mechanisch auf eine Autokratisierung 
durch die Regierung reagieren. Die institutionellen Rechenschaftsmechanismen kommen erst 
dann erfolgreich zum Tragen, wenn jene Akteure, die als Staatsbedienstete in Gerichten, 
Parlamenten, Aufsichtsbehörden, Ombudsstellen und der Verwaltung arbeiten, den Willen 
und das Engagement aufbringen, ihre Ressourcen zur Verteidigung der Demokratie 
einzusetzen. Die begrenzende Wirkung von Institutionen hängt vor allem davon ab, wie die 
Staatsbediensteten die formalen Regeln, die sie durchsetzen müssen, auslegen und 
anwenden.

Eine besonders delikate Balance bei der Verteidigung der Demokratie, trifft die Richterschaft. 
Indem sie für die letztgültige Auslegung von Rechtsnormen und die Verhängung von 
Sanktionen zuständig sind, übernehmen Richterinnen eine Wächterrolle bei der Überwachung 
der Grenze zwischen legaler und illegaler Regierungspraxis und agieren dabei wie ein 
Feueralarm im Hinblick auf eine einsetzende Autokratisierung. Durch die Benennung 
bestimmter Maßnahmen der Exekutive als rechtswidrig, signalisieren Richterinnen der 
Öffentlichkeit, dass die Regierung eine Grenze überschreitet, die sie in einen Widerspruch zu 
demokratischen Prinzipien bringt, da die Befolgung des Rechts durch die Regierung eine 
zentrale Bedingung einer funktionierenden Demokratie ist.  Richterinnen spielen insofern 

, Trump wirft ehemaligem Mitarbeiter >Hochverrat< vor, in: Dies, 

, 8The authoritarian playbook9: Trump targets judges, lawyers & and law itself, in: The Guardian, 

>When repression is comparatively low, elites can afford to try to safeguard their selfinterest by defending democracy. 

ng it less likely they will defend democracy=; 

<(&) what is needed is to renew the debate about administrative responsibility and an adequate kind of democratic 

political integrity of the democratic systems itself is at stake=; 

https://www.diepresse.com/19565652/trump-wirft-ehemaligem-mitarbeiter-hochverrat-vor;
https://www.diepresse.com/19565652/trump-wirft-ehemaligem-mitarbeiter-hochverrat-vor;
https://www.nytimes.com/2025/02/17/us/politics/trump-retribution-list.html
https://www.nytimes.com/2025/02/17/us/politics/trump-retribution-list.html
https://www.theguardian.com/us-news/2025/mar/24/trump-judges-impeachment-law-doge
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eine entscheidende Rolle dabei, eine Autokratisierung des politischen Systems abzuwenden. 
Durch die Identifizierung und Benennung rechtswidriger Handlungen, die bspw. darauf 
ausgelegt sein können, die Rechte von Journalisten, Oppositionelle oder zivilgesellschaftliche 
Organisationen anzugreifen, können sie eine Autokratisierung blockieren.

Um in der Gesellschaft Verständnis für diese Schritte zu erzeugen, bedarf es der Verbreitung 
eines Narrativs innerhalb der Gesellschaft und der Richterschaft, dass die Justiz das Ziel 
verfolgt, den Rechtsstaat und damit auch die Demokratie zu verteidigen. Dies setzt voraus, 
dass der Justiz das Image anhaftet, eine neutrale Hüterin der Demokratie zu sein, die sich von 
parteipolitischen Erwägungen fernhält.

Von den Staatsbediensteten zu trennen sind nun jene politischen Funktionäre, die als 
Parteiobleute, Abgeordnete, Regierungsmitglieder oder einfache Parteimitglieder unmittelbar 
am (innerparteilichen) politischen Prozess teilnehmen und dort eine Autokratisierung des 
demokratischen Systems abwenden können. Zu den politischen Akteuren, die sich einer 
Autokratisierung entgegenstellen können, sind daher sowohl Oppositionelle als auch 
Mitglieder einer (potenziell) autoritär eingestellten Regierungspartei zu zählen.

In der politikwissenschaftlichen Literatur findet sich ein starker Fokus auf Funktionäre von 
Oppositionsparteien. Bei Gamboa heißt es etwa, dass die Strategien und Ziele der Opposition 
der Schlüssel zum Verständnis dafür sind, warum manche Regierungen die Demokratie 
erfolgreich aushöhlen und andere nicht.  Blickt man genauer auf mögliche 
Oppositionsstrategien, die darauf abzielen, einen Erosionsprozess in Demokratien 
aufzuhalten, so kommen grundsätzlich vier verschiedene Varianten in Betracht. 

Oppositionelle können zunächst innerhalb der etablierten politischen Kanäle auf 
institutionelle Strategien mit moderaten Zielen zurückgreifen, indem sie Klagen bei Gericht 
einbringen, von Minderheitenrechten im Parlament Gebrauch machen oder Wahlen zu 

tung wird zweifellos unterschätzt. "Insider= aus dem engsten Zirkel der Macht verfügen über tiefe Einblicke in das Gebaren 

– –
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gewinnen versuchen. Die Befragung von Ministern im Parlament, die Verzögerung eines 
Gesetzesbeschlusses durch Obstruktion oder die Bildung einer parteiübergreifenden 
Wahlallianz kann daher ebenso eine sinnvolle Taktik Oppositioneller im Rahmen bestehender 
Institutionen sein, wie die Einbringung einer Verfassungsklage  oder eine inspirierend 
geführte Wahlkampagne . 

Erweisen sich diese Instrumente als zu ineffektiv, um den Erosionsprozess der 
Regierungspartei aufzuhalten, weil die Integrität und Fairness der Wahlen nicht mehr 
gewährleistet ist und die Gerichtsbarkeit ihre Unabhängigkeit eingebüßt hat, können 
Oppositionelle auf außerinstitutionelle Strategien ausweichen. Zu unterschieden ist hierbei 
zwischen außerinstitutionellen Strategien mit moderaten und solchen mit radikalen Zielen. 
Das Oppositionsverhalten wird hier als moderat bezeichnet, wenn es sich darauf beschränkt, 
einzelne autoritäre Reformen zu verhindern oder diese rückgängig zu machen. Radikale 
Maßnahmen zielen hingegen auf die Beendigung des Autokratisierungsprozesses in ihrer 
Gesamtheit ab und enthalten daher Taktiken, durch die eine autoritäre Regierung aus dem 
Amt gedrängt werden soll.  Zu den moderaten außerinstitutionellen Strategien, die über 
klassische politische Kanäle hinausgehen, sind gewaltfreie Proteste , Boykotte  oder 
Streiks  zu zählen. Die damit erzeugte mediale Aufmerksamkeit soll die Regierungspartei 
unter Druck bringen und die Bevölkerung zu einem bestimmten Anliegen mobilisieren, wie 
dem Schutz der Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Radikale 
außerinstitutionelle Strategien stellen die nächsthöhere Eskalationsphase dar. Sie beinhalten 
mitunter gewalttätige Massenproteste , den Aufbau alternativer Institutionen , 
>Hacktivismus< , Sabotageaktionen und Staatsstreiche.  Als radikale institutionelle 
Strategien wären dagegen ein Amtsenthebungsverfahren , ein Recall  oder die Stellung 
einer Strafanzeige und damit die potenzielle Initiierung eines Strafverfahrens gegen den 
Amtsinhaber zu nennen.

, Donald Tusk wins parliament9s backing to be new Polish PM, in: Politico, 

, 8Hands Off!9 protesters across US rally against President Donald Trump and Elon Musk, in: 

, Hacktivist group Anonymous is using six top techniques to 8embarrass9 Russia, in: MSNBC, 

https://www.reuters.com/world/us/democrats-sue-trump-administration-over-election-executive-order-2025-04-01/
https://www.reuters.com/world/us/democrats-sue-trump-administration-over-election-executive-order-2025-04-01/
https://www.politico.eu/article/donald-tusk-parliament-backing-poland-government-vote/
https://www.politico.eu/article/donald-tusk-parliament-backing-poland-government-vote/
https://edition.cnn.com/2025/04/05/us/hands-off-protests-trump-musk/index.html
https://www.bbc.com/news/articles/c0el8ed21w9o
https://www.bbc.com/news/articles/c0el8ed21w9o
https://balkaninsight.com/2025/02/27/shrugging-off-pay-threats-serbian-teachers-strike-in-support-of-students/
https://balkaninsight.com/2025/02/27/shrugging-off-pay-threats-serbian-teachers-strike-in-support-of-students/
https://adst.org/2015/10/the-1989-romanian-revolution-and-the-fall-of-ceausescu/
https://www.osw.waw.pl/en/publikacje/analyses/2024-05-29/belarus-elections-to-opposition-parliament
https://www.cnbc.com/2022/07/28/how-is-anonymous-attacking-russia-the-top-six-ways-ranked-.html
https://www.reuters.com/world/asia-pacific/south-koreas-impeached-president-yoon-faces-court-ruling-decide-his-fate-2025-04-03/
https://www.reuters.com/world/asia-pacific/south-koreas-impeached-president-yoon-faces-court-ruling-decide-his-fate-2025-04-03/
https://edition.cnn.com/2016/10/21/americas/venezuela-recall-halted/index.html
https://edition.cnn.com/2016/10/21/americas/venezuela-recall-halted/index.html
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All diese – nicht erschöpfend aufgelisteten – Beispiele veranschaulichen, dass das Verhalten 
der Opposition in Interaktion mit den jeweiligen Machthabern  erhebliche Auswirkungen auf 
Beginn, Verlauf und Ende einer Autokratisierung zeitigen kann. Anders als häufig suggeriert, 
sind es nicht allein die Aktionen autoritärer Politiker, die über den Erfolg oder Misserfolg ihrer 
Machtergreifung entscheiden. Mindestens ebenso wichtig sind die Handlungen von 
Funktionären der Opposition, die viel Geschick, Mut, Kreativität und Ausdauer aufbringen 
müssen, um ihr Ziel, den Erosionsprozess zu stoppen, zu erreichen. Ihre Aufgabe wird daher 
meist darin bestehen, die gesamte Bandbreite möglicher Taktiken zu nutzen, d.h. mehrere 
institutionelle und außerinstitutionelle Strategien miteinander zu kombinieren, um die 
Erfolgschance zu erhöhen. Oppositionsabgeordnete könnten dann eine Doppelrolle 
einnehmen, indem sie im Parlament durch Reden und Befragungen von Regierungsmitgliedern 
Missstände aufdecken und zugleich mittels Enthüllungen Protestmobilisierung in der 
Zivilgesellschaft betreiben. Für den Erfolg solcher Strategien ist entscheidend, dass die 
Funktionäre verschiedener Oppositionsparteien in der Lage sind miteinander zu kooperieren: 
Eine Oppositionsstrategie kann nur gelingen, wenn die Anführer rivalisierender politischer 
Parteien eine Vereinbarung darüber schließen, dass sie bestimmte, genau umrissene 
Handlungen einer Regierung nicht tolerieren und hiergegen gemeinsam vorgehen werden.  
Erforderlich hierfür ist eine zumindest stillschweigend getroffene Einigung in der 
Zivilgesellschaft und Elite über die Grenzen der Macht des Staates, um eine gleichgerichtete 
und koordinierte Reaktion gegen ein Autokratisierungsunterfangen organisieren zu können .

Von der Lösung allfälliger Koordinationsprobleme abgesehen hängt der Erfolgsausgang 
oppositioneller Strategien von den vorherrschenden politischen Rahmenbedingungen ab. 
Einflussfaktoren wie das Stadium des Erosionsprozesses oder die Beliebtheit des Amtsinhabers 
bedingen ebenfalls Erfolg oder Misserfolg oppositioneller Strategien.  Mangelt es an 
Institutionen wie einer unabhängigen Justiz oder fairen Wahlen, bleiben nur noch 
außerinstitutionelle Taktiken übrig, wodurch die erwähnte Kombination aus institutionellen 
und außerinstitutionellen Taktiken verunmöglicht wird. Dass außerinstitutionelle Taktiken 
dennoch von Erfolg gekrönt sein können, zeigen die >Farbrevolutionen< in 
postkommunistischen Ländern wie Serbien (2000) , Georgien (2003) , der Ukraine (2004 
und 2014), Kirgisistan (2005), Moldawien (2009) und Armenien (2018). Durch Massenproteste 

<Opposition behavior matters too, and outcomes are a function of repeated interactions, gambles, guesses, and choices 
made by both incumbents and opposition actors in the indeterminate environment of critical periods=; 

 Vgl Laebens & Lührmann, What halts democratic erosion? The changing role of accountability, Democratization Vol. 28:5 
(2021), 908-928 (920).

<Agency focused arguments, which claim that <the strategies and goals of the opposition are key to understanding why 
some executives successfully erode democracy and others do not,= underestimate fundamental institutional and structural 

circumstances that are largely out of its control. (&) Where a charismatic president commands overwhelming mass support, 
o 1996 or El Salvador9s Nayib Bukele now (2019

forces have increasing chances to contest their illiberal attackers in the streets=; 

, Georgia8s :Rose Revolution8 of 2003: Enforcing Peaceful Change, in: Roberts & Ash, Civil Resistance and Power 
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konnten dort zumindest kurzzeitig freie und faire Wahlen eingeführt werden. Andere 
<radikale= Strategien beinhalten verfahrenstechnisch einwandfreie oder umstrittene 
Amtsenthebungsverfahren (in Brasilien 1992 oder Südkorea 2024-2025; in Paraguay 2012 oder 
der Ukraine 2014), langanhaltende Massenproteste, die in einen Aufstand der Polizei und ein 
Rücktrittsangebot des Militärs münden (in Bolivien 2019), oder einen von Protesten 
ausgelösten Militärputsch (in Venezuela 2002).

Wo autoritär agierende Regierungen demokratische Kontrollmechanismen ausschalten, 
indem sie die Fairness von Wahlen beseitigen und verfassungstreue Staatsbedienstete in 
Verwaltung und Justiz durch Parteigänger ersetzen, bleiben neben der Opposition und 
Abweichlern in der Regierungspartei oft nur Akteure aus der Zivilgesellschaft als letzte Bastion 
einer resilienten Demokratie.

Die Zivilgesellschaft setzt sich aus freiwilligen Zusammenschlüssen und Organisationen 
zusammen, die sich der Förderung gesellschaftlicher Anliegen außerhalb staatlicher 
Strukturen widmen. Zur Zivilgesellschaft zählen sowohl organisierte als auch relativ spontane 
gebildete Gruppierungen wie Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen, 
Bürgerinitiativen, Universitäten, Religionsgemeinschaften, Rechtsanwaltskammern, 
Richtervereinigungen , Kulturvereinigungen, Medien sowie soziale Bewegungen. 

Im Unterschied zur >Gesellschaft< zeichnet sich die Zivilgesellschaft dadurch aus, dass Bürger 
im öffentlichen Raum gemeinschaftlich aktiv werden – sei es, um ihre Anliegen sichtbar zu 
machen, sich auszutauschen, politische Forderungen zu formulieren oder staatliches Handeln 
kritisch zu begleiten.  Eine gut vernetzte Zivilgesellschaft spielt eine zentrale Rolle dabei, 
staatliche Macht zu kontrollieren und politische Akteure wie die Regierung oder Parteien für 
Verletzungen demokratischer Prinzipien und Institutionen zur Rechenschaft zu ziehen.  Die 
Zivilgesellschaft ist somit ein wichtiges Instrument, um die Demokratie insgesamt zu schützen.

Man würde jedoch der Rolle der Zivilgesellschaft nicht gerecht werden, lenkte man das 
Augenmerk ausschließlich auf ihre Aufgabe, die Macht der Regierung von außen kontrollieren. 
Ein weitere, oftmals unterschätzte Funktion der Zivilgesellschaft besteht darin, die 

einen >rally around the flag<

democratic political institutions as the most effective means of exercising that control=; 

https://www.americanbar.org/news/abanews/aba-news-archives/2025/02/aba-supports-the-rule-of-law/
https://www.americanbar.org/news/abanews/aba-news-archives/2025/02/aba-supports-the-rule-of-law/
https://www.france24.com/en/live-news/20250222-thousands-join-hungarians-judges-rally
https://www.france24.com/en/live-news/20250222-thousands-join-hungarians-judges-rally
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Öffentlichkeit als inklusiv gestalteten Ort einzurichten, wo reflektierte Debatten über 
politische Themen stattfinden können. Zentral sind hierbei die privaten und öffentlich-
rechtlichen Medien, weil sie den (auch anonymen) Gedankenaustausch zwischen Menschen 
unterschiedlicher Herkunft und sozialer Schicht ermöglichen. Im Idealfall wird ein offener 
Raum der Diskussion begründet, in dem vernünftige Ansichten unter Anhörung und 
Beteiligung marginalisierter Gruppen gebildet werden. Dass alle in einer Gesellschaft das 
Gefühl haben, gehört zu werden, ist für die Bildung von sozialem Vertrauen unverzichtbar. 
Medien und anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen kommt genau diese Aufgabe zu, 
Bürgern das Gefühl zu geben, gehört und politisch wahrgenommen zu werden. Das politische 
System im engeren Sinn (Parlament, Parteien, Regierung, Justiz und Verwaltung) stellt 
erfahrungsgemäß nicht das geeignetste Forum dar, um eine inklusive öffentliche Debatte zu 
führen. In der Zivilgesellschaft können dagegen politische Anliegen, die sonst keine Beachtung 
in der Politik gefunden hätten, auch abseits des Wahlakts von marginalisierten Gruppen 
formuliert werden und von dort an die Politik herangetragen werden.  Insofern stellt die 
Zivilgesellschaft drei essentielle Güter einer Demokratie bereit: Kontrolle, soziales Vertrauen 
und Selbstregierung.

Um wirksam agieren zu können, muss die Zivilgesellschaft vom Staat unabhängig sein. Wird 
diese Autonomie untergraben oder aufgehoben, verliert die Zivilgesellschaft ihren 
eigenständigen Charakter und ihre grundlegende Funktion als Korrektivakteur zum staatlichen 
Handeln.  Die verschiedenen Organisationen der Zivilgesellschaft benötigen daher den 
Schutz der Rechtsordnung.  In den Verfassungen von Polyarchien sind sie durch die 
Grundrechte der Assoziations-, Meinungs- und Informationsfreiheit gewährleistet.

Blickt man auf die Problematik der Autokratisierung von Demokratien, so wird klar, dass die 
Mobilisierung der Zivilgesellschaft eine zentrale Rolle dabei spielt, eine Demokratie vor dem 
Abgleiten in die Autokratie zu bewahren: In dem Maße, in dem Regierungen auf Strategien des 
bekannten >autoritären Drehbuchs< zurückgreifen, um die Demokratie zu schwächen, rücken 
mediale Berichterstattung, Massenproteste, Boykotte und Streiks in den Mittelpunkt der 
Verteidigung der Demokratie.  Das Ziel dieser Taktiken kann darin bestehen, Druck auf 
politische und institutionelle Akteure auszuüben, damit diese Rechenschaftsmechanismen wie 
ein Amtsenthebungsverfahren oder ein Strafverfahren einleiten.

>Foreign Agents<

verpflichten, sich als >auslän-
dische Agenten< zu registrieren

, Don9t Touch My Constitution! 
Society Resistance to Democratic Backsliding in Africa9s Pluralist Regimes, Global Policy Vol. 12:S5 (2021), 95

<While protests and civil society pressures are by themselves not sufficient to halt democratic erosion, they might be 
necessary for other account ability mechanisms to be effective=; 
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Ein gelungenes Beispiel für einen friedlichen zivilgesellschaftlichen Widerstand, der eine 
Autokratisierungsperiode beendete, stellt die >Samtene Revolution< in Armenien 2018 dar. Die 
Proteste entbrannten, nachdem sich Serzh Sargsyan nach zwei Amtszeiten als Präsident zum 
neuen Premierminister wählen ließ. Zuvor war das semi-präsidentielle System Armeniens in 
ein parlamentarisches System umgewandelt worden, um dem Amt des Premierministers 
deutlich mehr Befugnisse einzuräumen. Dieses Manöver wurde von vielen Armeniern als 
Versuch der Machterhaltung Sargsyans wahrgenommen. Im März 2018 fanden unter der 
Führung des Oppositionsabgeordneten Nikol Paschinjan Massenproteste statt, die zum Sturz 
Sargsyans und zur Ernennung Paschinjans zum neuen Premierminister führten.  Armenien 
ist 2025 die letzte verbliebene Demokratie im Südkaukasus.

In einer weiteren asiatischen Demokratie, Südkorea, kam es im Oktober 2016 in Folge eines 
öffentlich bekannt gewordenen Korruptionsskandals im Umfeld von Präsidentin Park Chung-
hee zu friedlichen Massendemonstrationen Hunderttausender und zur Amtsenthebung Parks 
im südkoreanischen Parlament.  Eine wichtige Rolle spielte die Zivilgesellschaft in Südkorea 
zudem beim gescheiterten Putschversuch von Präsident Yoon Suk Yeol im Dezember 2024. Die 
Entscheidung Yoons, das Kriegsrecht zu verhängen, stürzte das Land kurzzeitig in ein 
politisches Chaos und löste landesweite Proteste aus. Die Demonstranten halfen 
Abgeordneten dabei, gegen den Widerstand der Polizei über Zäune in das Parlamentsgebäude 
zu gelangen, damit diese für die Aufhebung des Kriegsrechts stimmen können. Ihren 
Höhepunkt fanden die Proteste am 4. Dezember 2024, als sich in Seoul rund 150.000 
Menschen zusammenfanden, um die Amtsenthebung Yoons zu fordern, zu der es in weiterer 
Folge auch kam.  Ähnliche Entwicklungen erfolgreicher Mobilisierung der Zivilgesellschaft 
gegen Erosionsprozesse konnten zuletzt unter anderem in Sambia (2021), dem Senegal (2012 
und 2024), Malaysia (2018), Thailand (2019-2021), Guatemala (2015 und 2023), Brasilien 
(2019-2022), Slowenien (2020-2022), der Slowakei (1996-1998 und 2018), Polen (2015-2023) 
und der Tschechischen Republik (2019) beobachtet werden. Vorerst nicht erfolgreich 
geblieben sind Protestbewegungen in Georgien (2024-), Serbien (2018-2020 und 2024-), 
Belarus (2020), Russland (2011-2012), der Slowakei (2024-), der Türkei (2013 und 2025-) und 
in Venezuela (2002-).

, Armenia9s Velvet Revolution: Authoritarian Decline and Civil Resistance in a Multipolar 

, Armenia9s geopolitical awakening: a democracy caught between empires, in: New Eastern Europe, 
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Das vorangegangene Kapitel präsentierte drei Ressourcentypen demokratischer Resilienz 
und deren Unterkategorien.

Der erste Ressourcentyp bezog sich auf strukturelle Faktoren einer Demokratie, in denen 
zunächst die Institutionen der erweiterten Polyarchie enthalten sind, deren Realisierung 
bereits einen Schritt in Richtung einer resilienten Demokratie darstellt. 

Die erste Ressource einer resilienten Demokratie ist struktureller Art und betrifft die 
Realisierung der Institutionen der Demokratie. Das hier vertretene Demokratiemodell der 
>erweiterten Polyarchie< besteht aus drei getrennten, aber funktionell miteinander 
verflochtenen Elementen: Das Wahlsystem zielt auf die regelmäßige Auswahl der 
Volksvertreter in den höchsten Legislativ- und Exekutivfunktionen ab. Wahlen haben unter 
ausreichend freien, fairen und inklusiven Bedingungen stattzufinden. Neben der 
Gewährleistung des gleichen und allgemeinen Wahlrechts inkludiert dies die Abwesenheit von 
Repressionen bei der Stimmabgabe sowie die Einräumung einer reellen Gewinnchance für alle 
Kandidaten. Die zweite Säule der Polyarchie umfasst verfassungsmäßig garantierte politische 
Rechte wie die freie Meinungsäußerung, das Versammlungsrecht sowie die Informations- und 
Assoziationsfreiheit, die jedem Bürger auch abseits von Wahlen die Möglichkeit gibt, an der 
Formulierung der politischen Agenda mitzuwirken. Drittes achtet der hier verwendete 
Demokratiebegriff auf ein Mindestmaß an (formeller) Rechtsstaatlichkeit. Rechtsstaatlichkeit 
meint in diesem Zusammenhang die effektive Bindung aller Staatsgewalten an das Gesetz, die 
Realisierung von Rechtsgleichheit in allen rechtsförmigen Verfahren und die Einrichtung einer 
unabhängigen, d.h. parteifreien Gerichtsbarkeit. Ebenso bedeutsam ist die Realisierung von 
Grundrechten wie dem Recht auf ein faires Verfahren und persönliche Freiheit sowie dem 
Folterverbot. Diese Grundrechte sind zwar nicht unmittelbar Teil der realen 
Demokratiekonzeption, weil sie keine Partizipationsgrundrechte darstellen. Allerdings sind sie 
mittelbar Teil der Polyarchie, weil sie eine Voraussetzung für das Ausüben politischer Rechte 
darstellen. Ein rechtstaatliches und faires Gerichtsverfahren schützt Oppositionelle, 
Journalisten und andere zivilgesellschaftliche Akteure vor politisch motivierter Justizwillkür, 
während das erstgenannte Grundrechte eine Schutzbarriere gegen die systematische 
Inhaftierung oder Misshandlung politischer Gegner darstellt. Die Realisierung der 
Institutionen einer erweiterten Polyarchie und der sie mittelbar verwirklichenden 
Grundrechte stellen bereits einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung demokratischer Resilienz 
dar.

Darüber hinaus wurden Reformvorschläge für eine Stärkung der institutionellen Resilienz 
diskutiert. Ergänzend zu den Kerninstitutionen der erweiterten Polyarchie wurde die 
Einrichtung von Institutionen erwogen, deren vorrangige Funktion in der Sicherung des 
Fortbestandes von Demokratien liegt. In diese Kategorie fällt insbesondere die Einrichtung 
weisungsfreier Verwaltungsbehörden. Zu diesen Behörden sind Rechnungshöfe, 
Statistikämter, Staatsanwaltschaften, Ombudsleute, Medienregulierungsbehörden oder 
Wahlkommissionen zu zählen. Obwohl sie in den meisten Fällen formell in der Exekutive 
angesiedelt sind, können Kontrollbehörden wie diese als institutionelles Gegengewicht zur 
Regierung dienen. Bestandsfest ausgestaltete Institutionen dieser Art verhindern, dass 
Regierungen demokratische Normen unterlaufen.
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Ein weiterer Reformansatz betrifft die Modifikation des Wahlrechts und die Einführung 
demokratischer Innovationen. Majoritäre Wahlsysteme verleihen autoritären Akteuren 
strukturelle Vorteile. Vorgeschlagen wurde daher die Einführung eines Verhältniswahlrechts 
mit moderater Sperrklausel, um die Legitimität des politischen Systems durch eine breitere 
Einbindung gesellschaftlicher Gruppen zu stärken und dabei zu gewährleisten, dass in der 
Minderheit befindliche antipluralistische Parteien den Zwängen der Koalitionsbildung 
unterworfen werden. Demokratische Innovationen beziehen sich auf Partizipationsformate, 
die abseits von Wahlen, die Inklusion und Responsivität des demokratischen Systems 
gewährleisten. Innovative Formen der Bürgerbeteiligung wie Bürgerräte können dabei helfen, 
die Responsivität und das Vertrauen in das politische System zu stärken.

Auch die Förderung der Institutionalisierung von Parteien und des Parteiensystems wurde als 
zentrale Element demokratischer Resilienz ausgemacht. Institutionalisierte Parteien zeichnen 
sich durch eine stabile Unterstützerbasis in der Wählerschaft und eine robuste 
Parteiorganisation aus. Die Anhänger solcher Parteien identifizieren sich mit den 
programmatischen Leitlinien und entwickeln eine beständige Loyalität ihr gegenüber. Darüber 
hinaus manifestiert sich Institutionalisierung durch eine organisatorische und inhaltliche 
Autonomie gegenüber konkurrierenden Parteien und charismatischen Heilsbringern. Eine 
rechtzeitige Erneuerung und Öffnung der etablierten Parteien für neue gesellschaftliche 
Anliegen und eine innerparteiliche Kultur der Korruptionsbekämpfung könnten Mittel 
darstellen, um der Entinstitutionalisierung von Parteien entgegenzuwirken.

Von der Institutionalisierung der Parteien zu trennen ist die Institutionalisierung des 
Parteiensystems. Die Institutionalisierung eines Parteiensystems setzt voraus, dass der 
parteipolitische Wettbewerb auf gemeinsam geteilten Normen beruht. Die etablierten 
politischen Parteien sollten sich wechselseitig als legitime Akteure anerkennen und 
demokratische Werte internalisieren. Politische Auseinandersetzungen werden diesfalls nicht 
als existenzieller Machtkampf, sondern als konstruktiver Aushandlungsprozess begriffen. Die 
Einigung über die Einhaltung bestimmter grundlegender demokratischer Spielregeln zwischen 
politischen Lagern gilt als Schlüsselfaktor demokratischer Stabilität und zugleich als eine ihrer 
größten Herausforderungen. Zur Sicherung dieses Konsens und zu Zwecken der Grenzziehung 
kann die Einführung eines cordon sanitaire in Form eines informelles Ausschlusskonsenses 
unter demokratischen Parteien gegenüber antipluralistischen Parteien ein wirksames Mittel 
der Demokratieverteidigung unterhalb der Schwelle repressiver Maßnahmen sein. 
Antipluralisten müssen erwarten, dass ihre Handlungen auf koordinierte Gegenwehr durch die 
etablierten Parteien stoßen. Weitere zentrale Faktoren struktureller Resilienz betrafen eine 
positive wirtschaftliche Entwicklung, ein hohes Wohlstandsniveau und eine lange Lebensdauer 
als Demokratie. Auch die Nachbarschaft zu demokratischen Ländern stärkt die Resilienz von 
Demokratien.

Zweitens wurde erörtert, welche Werte und Einstellungen einer resilienten Demokratie 
förderlich sind. Im Bereich der politischen Kultur wurde die Bedeutsamkeit der öffentlichen 
Unterstützung für emanzipative Werte wie Pluralismus, Menschenwürde, Toleranz, 
Partizipation und Rechtschaffenheit. Im Idealfall sind diese Werte keine reinen 
Lippenbekenntnisse, sondern Teil der alltäglichen Praxis in der Gesellschaft. In Anlehnung an 
den Kommunitarismus wurde auch der Nutzen einer verfassungspatriotischen Haltung für eine 
tiefergehende Verankerung der Demokratie in der Gesellschaft erörtert. Ein verinnerlichter 
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und in der Praxis gelebter moralischer Konsens im Hinblick auf gemeinsam einzuhaltende 
demokratische Spielregeln erleichtert die Verteidigung der Demokratie, weil jeder autoritäre 
Angriff auf die Institutionen einer Demokratie allen Bürgern als Angriff auf ihre eigenen Werte 
und Überzeugungen gilt. Eine zweite Unterkategorie betraf das Vertrauen in Institutionen und 
Mitbürger. Ein hohes Vertrauen in politische Institutionen einer Demokratie erhöht die 
Stabilität einer Demokratie, weshalb es hier erhöhter Anstrengungen der Parteien bedarf, um 
die Ansprüche der Bürger zu erfüllen. Strategien, die zu einer Stärkung des politischen 
Vertrauens beitragen könnten, sind Erfolge bei wirtschaftlichen Kennzahlen, die Reduktion von 
sozialer Ungleichheit sowie die Bereitstellung von sozialen Gütern. In weiterer Folge wurde 
auch das Zugehörigkeitsgefühl zur Gemeinschaft als wichtiger Faktor demokratischer Resilienz 
ausgemacht. Besondere Relevanz wurde hierbei dem sozialen Vertrauen beigemessen. Ein 
hohes soziales Kapital wirkt nicht nur den vielfältigen Entfremdungserfahrungen der Bürger in 
einer modernen, anonymer werdenden Gesellschaft entgegen. Sie fördert auch den Willen zur 
konstruktiven Zusammenarbeit, der für den Aufbau einer wachsamen Zivilgesellschaft 
unbedingt erforderlich ist. Zur Stärkung des sozialen Vertrauens wurde die Förderung des 
Vereinswesens und die Stärkung lokaler Strukturen vorgeschlagen. Anschließend im Rahmen 
einer >Charakterologie< der Demokratie nützliche Tugenden und Dispositionen von Individuen 
einer näheren Betrachtung unterzogen. Kelsen und Lasswell folgend wurde eine Persönlichkeit 
demokratischen Typs ausgemacht, die selbstkritisch, altruistisch, verantwortungsbewusst, 
friedliebend und eine positive Grundhaltung gegenüber Mitmenschen einnimmt. Eine solche 
Person identifiziert sich mit demokratischen Prinzipien und einer wertrelativistischen 
Weltanschauung. In Kombination mit den von Cicero und Machiavelli formulierten 
republikanischen Tugenden wie Opferbereitschaft, Wehrhaftigkeit, Pflichtbewusstsein und 
Engagement für das Gemeinwohl kann von einem idealen demokratisch-republikanischen 
Bürgertypus gesprochen werden, der bereit ist, demokratische Prinzipien gegen autoritäre 
Tendenzen zu verteidigen. Zu betonen ist, dass dieses Ideal nicht auf die Gesamtheit der 
Bevölkerung übertragen werden muss. Eine Verbreitung der genannten Einstellungen kann 
jedoch in einer Stärkung der Resilienz demokratischer Systeme münden.

Drittens wurde analysiert, welche Verhaltensweisen auf eine schwache oder starke 
demokratische Resilienz schließen lassen. Politische Gewalt, die fehlende Akzeptanz von 
Wahlergebnissen, die systematische Diskreditierung politischer Konkurrenten oder die 
Verletzung rechtlicher Vorgaben symbolisieren eine geringe demokratische Resilienz und 
indizieren das Aufkommen eines Erosionsprozesses. Weiters wurde darauf hingewiesen, dass 
eine begonnene Autokratisierung trotz ihrer potenziell verheerenden Auswirkungen auch eine 
Chance darstellen kann, da eine erfolgreiche Verteidigung der Demokratie einen Präzedenzfall 
geschaffen werden kann, der bei zukünftigen Erosionsprozessen zur Mobilisierung der Hüter 
der Demokratie beitragen kann. Schließlich auf die Rolle und die Strategien der Hüter näher 
eingegangen. Als Hüter der Demokratie wurden Staatsbedienstete, Politiker und Mitglieder 
der Zivilgesellschaft identifiziert, denen jeweils eine spezielle moralische Verantwortung bei 
der Verteidigung der Demokratie zugesprochen wurde, weil jeder von ihnen einen Einfluss auf 
den weiteren Verlauf des Autokratisierungsprozesses ausüben kann. 

Staatsbedienstete fungieren aufgrund ihres Informationsvorsprungs meist als erste 
Verteidigungslinie. Ihre Reaktion auf eine autoritäre Maßnahme kann darin bestehen, 
öffentliche Kritik zu üben, um andere Akteure zu warnen, oder die Zusammenarbeit zu 
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verweigern. Eine ebenso wichtige Rolle bei der Aufhaltung eines Autokratisierungsprozess 
nehmen Politiker ein. Ihre Möglichkeiten reichen von der Initiierung moderater institutioneller 
Strategien wie der kritischen Befragung von Regierungsmitgliedern im Parlament über radikale 
außerinstitutionelle Methoden wie den Aufruf zu Massenprotesten. Meist wird die Aufgabe 
von Politikern darin bestehen, verschiedene Taktiken miteinander zu kombinieren. Schließlich 
wurde auch die Funktion der Zivilgesellschaft für die Resilienz von Demokratien diskutiert. Eine 
gut vernetzte Zivilgesellschaft, die sich aus Nichtregierungsorganisationen, Medien, 
Gewerkschaften oder Standesvertretungen zusammensetzt, kann eine autoritär handelnde 
Regierung kontrollieren und für ihre Handlungen zur Rechenschaft ziehen.

Quelle: Eigene Darstellung
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Anders als das Konzept der wehrhaften Demokratie, das einen Top-down-Ansatz vertritt und 

das Volk in eine passive Rolle drängt, ist das Konzept der demokratischen Resilienz inklusiv 
angelegt. Die moralische Verantwortung, die Demokratie zu hüten, kommt hier nicht einer 
kleinen, auserwählten Elite zu, sondern allen – den Bewohnern und Staatsbürgern ebenso wie 
den Journalisten, Richtern, Beamten, Politikern oder Universitätsprofessoren. Resiliente De-
mokratien setzen auf eine breite zivilgesellschaftliche Beteiligung und die Fähigkeit von Bür-
gern, demokratische Institutionen und Prinzipien aktiv zu verteidigen. Die Verteidigung der 
Demokratie wird hier als gesellschaftliche Praxis verstanden, die sich jeden Tag aufs Neue be-
währen muss. Eine resiliente Demokratie verlässt sich nicht auf Eliten und rechtliche Instru-
mentarien, sondern auf engagierte und informierte Bürger, die bereit sind für die Grundwerte 
der Demokratie einzustehen und diese auch unter Inkaufnahme persönlicher Nachteile gegen 
Autoritäre zu verteidigen. Die Wirksamkeit dieses Ansatzes setzt nicht voraus, dass jeder Bür-
ger in jeder politischen Thematik informiert und aktiv ist. Erforderlich ist vielmehr eine kriti-
sche Menge informierter Bürger, die ausreichend groß und aufmerksam genug ist, um autori-
tären Tendenzen frühzeitig entgegenzuwirken. Der Vorteile eines multifunktionalen Netzes an 
Resilienzressourcen, in das die Zivilgesellschaft, die Parteien und sogar jeder Einzelne mitein-
bezogen wird, liegen vor allem darin, dass hierdurch schon viel früher und präventiv reagiert 
werden kann. Im Idealfall kann das Aufkommen einer autoritären Gefahr bereits im Ansatz 
entschärft werden. Gelingt dies nicht, gelangen zudem gelindere Mittel als im Konzept der 
wehrhaften Demokratie zum Einsatz, das den Einsatz von Partei- und Kandidaturverboten for-
dert, die jedoch missbrauchsanfällig sind.

Ein Aspekt, der bislang in der Theoriebildung zur demokratischen Resilienz nur unzureichend 
berücksichtigt wurde, betrifft die konzeptionelle Abgrenzung zu verwandten Konzepten der 
Verteidigung der Demokratie. Zwar existieren in der Literatur bereits etablierte Konzepte wie 
democratic >survival< , >stability< , >consolidation<  oder >durability< , die sich mit der 
Beständigkeit demokratischer Systeme befassen. Doch das Verhältnis dieser Ansätze zum 
vergleichsweise jungen Begriff der demokratischen Resilienz bleibt in der Literatur weitgehend 
ungeklärt. Diese konzeptionelle Unschärfe stellt ein zentrales Defizit dar: Ohne eine klare 
theoretische Differenzierung droht das Resilienzkonzept an analytischer Trennschärfe zu 

 Vgl Sing, Democratic Survival 438; Graham/Miller/Strom, Safeguarding Democracy: Powersharing and Democratic 
Survival, American Political Science Review Vol. 111:4 (2017), 686-704.

 Vgl Caraguti, Democratic Stability: A Long View, Annual Review of Political Science Vol. 23 (2020), 59-75.
 Vgl Svolik, Which Democracies Will Last? 715-738.
 Vgl Maeda, Honeymoon or consolidation, or both?: Time dependence of democratic durability, Democratization Vol. 23: 

4 (2016), 575-591.
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verlieren. Dabei besteht die Gefahr, dass die Stärkung der Resilienz von Demokratien den 
Charakter einer Neuauflage bestehender Konzepte annimmt. Im Folgenden wird daher eine 
begriffliche Abgrenzung gegenüber zwei verwandten Konzepten vorgenommen: der 
wehrhaften Demokratie und der demokratischen Konsolidierung.

Wehrhafte Demokratie und Demokratische Resilienz

Das Konzept der wehrhaften Demokratie entstand als Folge des Aufstiegs der totalitären 
Ideologien des Faschismus und des Kommunismus in den 1930er Jahren. Wichtigster 
Wegbereiter für die Entwicklung dieses neuartigen Konzepts zum Schutz der Demokratie vor 
ihren Feinden war der deutsche Staatsrechtslehrer Karl Loewenstein. In seinem zweiteiligen 
Artikel aus dem Jahr 1937  vertrat Loewenstein die Ansicht, dass die Schwäche der 
Demokratie in den Freiheiten liegt, die sie ihren Feinden gewährt. Der demokratische 
<Fundamentalismus=, der jeden politische Akteur gleichbehandle, sei das Trojanische Pferd, 
mit dem die Feinde der Demokratie die Demokratie unterminieren könnten.  Alle 
Demokratien hätten die Pflicht, darauf zu reagieren, indem sie =militant =werden und ihr 
System radikal transformierten. Loewenstein plädierte für die Einführung repressiver 
Instrumente, um verfassungsfeindliche Aktivitäten rechtzeitig zu unterbinden. Neben dem 
Strafrecht zog er gezielte Einschränkungen politischer Freiheitsrechte wie der 
Assoziationsfreiheit und Parteiverbote Betracht. Weitere Maßnahmen inkludierten 
Beschränkungen der Bewegungs- und Informationsfreiheit, der parlamentarischen Immunität 
sowie Ämterverbote in Verwaltung, Polizei und Schulen.  Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs hat sich das Konzept der wehrhaften Demokratie zu einem weitverbreiteten 
Verfassungskonzept entwickelt, das in zahlreichen Verfassungen verankert wurde. In mehreren 
Fällen kam es bereits – auch mit Billigung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
– zu Parteiverboten.  Rezente Anwendungsfälle sind das vom rumänischen 
Verfassungsgericht ausgesprochene Kandidaturverbot für Diana �o�oacă und Călin Georgescu 
bei den Präsidentschaftswahlen 2024 sowie die nachträgliche Aufhebung der ersten Runde 
dieser Wahlen im Herbst 2024.

ein System des >Rechtspluralis-
mus< einführen wollte, bei dem Bürger verschiedener religiöser Überzeugungen die Möglichkeit gehabt hätten, die ihnen 

https://verfassungsblog.de/romanian-militant-democracy-in-action/
https://verfassungsblog.de/romanian-militant-democracy-in-action/
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Worin liegen nun die wesentlichen Unterschiede zwischen dem Konzept der wehrhaften 
Demokratie Loewensteins und jenem der demokratischen Resilienz? Die erste Diskrepanz ist 
im Demokratieverständnis zu verorten. Das Konzept der wehrhaften Demokratie gründet auf 
einem tiefsitzenden Misstrauen in die Fähigkeit eines Volkes, sich selbst zu regieren. Geprägt 
vom Zusammenbruch der Weimarer Republik und dem Aufstieg des Nationalsozialismus 
entwickelte Loewenstein eine kritische Haltung gegenüber einer >ungefilterten< 
Volksherrschaft. Das Volk wird in seinen Augen weniger von rationalen Erwägungen als von 
emotionalen Impulsen und Reflexen gelenkt. Dies mache es anfälliger für demagogische und 
autoritäre Verführungen. Die liberale Demokratie funktioniere daher nur unter der Führung 
einer >politische Aristokratie<.  Aus dieser elitären Haltung heraus stellt die Partizipation der 
Bürger an der Bildung des Staatswillens eine Gefahr für die Demokratie dar.

Das Misstrauen gegenüber dem Volk überträgt Loewenstein auch auf die Verteidigung der 
Demokratie, die nicht dem Volk als Ganzem anvertraut werden soll, sondern einer politisch 
gebildeten, institutionell verankerten Elite. Diese meritokratische Elite sollte die Demokratie 
mit Hilfe der rechtlichen Instrumentarien der wehrhaften Demokratie vor ihren Feinden 
schützen. Bedenken, dass die Elite ihre Macht missbrauchen könnte, hatte Loewenstein 
nicht.

Anders als Loewenstein, der einen Top-down-Ansatz vertritt und das Volk in eine passive Rolle 
drängt, ist das Konzept der demokratischen Resilienz inklusiv angelegt. Die moralische 
Verantwortung, die Demokratie zu hüten, kommt hier nicht einer kleinen, auserwählten Elite 
zu, sondern allen – den Bewohnern und Staatsbürgern ebenso wie den Journalisten, Richtern, 
Beamten, Politikern oder Universitätsprofessoren. Resiliente Demokratien setzen auf eine 
breite zivilgesellschaftliche Beteiligung und die Fähigkeit von Bürgern, demokratische 
Institutionen und Prinzipien aktiv zu verteidigen. Die Verteidigung der Demokratie wird hier 
als gesellschaftliche Praxis verstanden, die sich jeden Tag aufs Neue bewähren muss. Eine 
resiliente Demokratie verlässt sich nicht auf Eliten und rechtliche Instrumentarien, sondern 
auf engagierte und informierte Bürger, die bereit sind für die Grundwerte der Demokratie 
einzustehen und diese auch unter Inkaufnahme persönlicher Nachteile gegen Autoritäre zu 
verteidigen. Die Wirksamkeit dieses Ansatzes setzt nicht voraus, dass jeder Bürger die 
Anforderungen an das Ideal eines informierten und engagierten Bürgers erfüllt; eine solche 
Anforderung wäre unmöglich zu erfüllen. Erforderlich ist vielmehr eine kritische Masse gut 
informierter Bürger, die aufmerksam genug ist, um autoritären Tendenzen rechtzeitig 
entgegenzuwirken. Die Entpolitisierung der Demokratieverteidigung durch ihre Übertragung 
an technokratische Akteure birgt das Risiko, das Gemeinwesen in eine postdemokratische 
Passivität zu überführen.
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Resilienz nicht sture Ab-
wehr, sondern auch die Fähigkeit, sich weiterzuentwickeln und Anpassungen im politischen 
System vorzunehmen, etwa durch Reformen in den demokratischen Strukturen, bspw. im 
Wahlrecht und dem Ausbau der Bürgerbeteiligung.

Verbotsverfahren ausgelöst wird.

fünf Wochen suspendieren (>Prorogation<), um eine Debatte über den Brexit zu verhindern. Der britische Supreme Court 

oder Parteiverbot der Eliminierung eines politischen Gegners dient. =(...) 

participating in the political process=; , What9s Wrong with Militant Democracy? Political Studies Vol. 
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Demokratische Konsolidierung und Resilienz

In der Spätphase der dritten Demokratisierungswelle avancierte das Konzept der demokrati-
schen Konsolidierung zu einem der meistverwendeten Analyseinstrumente der Politikwissen-
schaften. In seiner klassischen Bedeutung bezieht sich der Begriff der demokratischen Konso-
lidierung auf das Unterfangen, neue demokratische Systeme dauerhaft zu etablieren und 
Schutzmechanismen zu errichten, die diese Länder gegen einen Rückfall in die Autokratie im-
munisieren.  Ziel ist es, die Sicherung des Fortbestands neu entstandener demokratischer 
Strukturen gegen Erosionsprozesse zu gewährleisten.  Merkel gliederte den Prozess der de-
mokratischen Konsolidierung in vier aufeinander folgende Stufen: Nach der Verankerung der 
grundlegenden Institutionen einer Demokratie (konstitutionelle Konsolidierung) folgt die Etab-
lierung von Repräsentationsmechanismen, insbesondere durch Wahlen und Parteien (reprä-
sentative Konsolidierung) und die Anpassung des Verhaltens politischer Akteure an demokra-
tische Normen (verhaltensbezogene Konsolidierung). Der letzte Schritt erfordert die Verinner-
lichung demokratischer Werte (politisch-kulturelle Konsolidierung). In diese letztere Phase 
fällt auch die Herausbildung eines demokratischen Bürgerethos, der Jahrzehnte dauern kann 
und in der Regel eines Generationenwechsels bedarf.  

Vergleichbar mit dem Aufbau von Resilienz stellt also auch die Konsolidierung von Demokra-
tien einen vielschichtigen Prozess dar, der neben dem Aufbau von demokratischen Institutio-
nen auch die Verankerung von demokratischen Normen und Praktiken umfasst.  Das Konzept 
der demokratischen Konsolidierung ist insofern mit ähnlichen Problemen befasst wie jenes der 
demokratischen Resilienz. Beide Konzepte zielen auf die Stabilisierung und den Erhalt demo-
kratischer Systeme ab; beide verfolgen einen mehrdimensionalen Ansatz, der unterschiedliche 
Ressourcen der Konsolidierung bzw. Resilienz kennt, und beide identifizieren Autokratisie-
rungsprozesse als die vorrangige Gefahr für Demokratien. 

Dennoch lassen sich einige Unterschiede zwischen diesen beiden Konzepten feststellen. Zu-
nächst unterscheiden sie sich im Untersuchungsgegenstand: Während das Konzept der demo-
kratischen Konsolidierung primär auf posttransitionale Demokratien  fokussiert, richtet sich 
das Konzept der demokratischen Resilienz vorwiegend auf etablierte Demokratien mit signifi-
kanter Lebensdauer, die bereits über zivilgesellschaftliche Strukturen und engagierte, dem Ge-
meinwesen verpflichtete Bürger verfügen. Das letztere Konzept zielt also eher auf die Erhal-
tung bestehender Demokratien ab als auf deren anfängliche Etablierung. 

Eine weitere Abweichung liegt in der normativen Zielsetzung beider Konzepte. Anders als das 
Konzept der demokratischen Konsolidierung, das darauf abzielt, neue Demokratien vor einem 
raschen Rückfall in die Autokratie zu bewahren, umfasst das Konzept der demokratischen Resi-
lienz nicht nur den Schutz vor der Erosion demokratischer Institutionen, sondern auch die Fä-
higkeit demokratischer Systeme, sich aktiv – auch schon vor einem Erosionsprozess – an ver-
änderte Umstände anzupassen. Demokratische Resilienz impliziert damit eine Offenheit für 

, The consolidation of post-autocratic democracies: A 
multi-level model, Democratization Vol. 5:3 (1998), 33
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Reformen im Sinne einer kontinuierlichen Erneuerung demokratischer Praxis. Selbst eine 
Transformation der demokratischen Praxis erscheint möglich und wünschenswert. Dies wird 
durch die Zugänglichkeit des Konzepts für demokratische Innovationen deliberativer, direktde-
mokratischer und internetgestützter Art deutlich. Das Institutionengefüge resilienter Demo-
kratien ist also deutlich flexibler angelegt als im Konsolidierungskonzept, das das liberale Stan-
dardmodell der 1990er Jahre vor Augen hat. 

Das Konzept der demokratischen Resilienz ist zudem deutlich weniger elitenzentriert als je-
nes der Konsolidierung.  Beim Aufbau von Resilienz rückt die Rolle der Zivilgesellschaft und 
der Bürger verstärkt in den Fokus. Eine resiliente Demokratie bedarf zwar wachsamer Akteure 
in Politik, Verwaltung und Justiz, die sich frühzeitig autoritären Tendenzen entgegenstellen. 
Ohne eine Zivilgesellschaft, die bereit ist, die Demokratie notfalls auch auf der Straße zu ver-
teidigen, fehlt einer Demokratie jedoch ein zentraler Schutzmechanismus gegen autoritäre 
Tendenzen. Ihre Mobilisierung und Protestbereitschaft stellen ein wesentliches Korrektiv dar, 
wenn Institutionen und politische Akteure versagen. Insgesamt geht das Konzept der demo-
kratischen Resilienz vom Ansatz aus, dass in einer Demokratie nicht nur eine Elite, sondern 
jeder Einzelne eine Verantwortung zur Verteidigung der Demokratie trägt. Daher kommt ein-
stellungsbezogenen Ressourcen eine zentrale Bedeutung im Konzept zu. Ein Rückgang des po-
litischen Vertrauens in demokratische Institutionen, ein sinkendes Sozialkapital oder ein selte-
ner werdender Bürgertypus, der das Gemeinwohl in den Mittelpunkt seiner Handlungen stellt, 
gilt in diesem Rahmen als Indikator für eine erhöhte Vulnerabilität der Demokratie gegenüber 
autoritären Tendenzen.

Viertens verschiebt das Konzept der demokratischen Resilienz den analytischen Fokus stärker 
auf die Problemlösungsfähigkeit demokratischer Systeme. Im Mittelpunkt steht weniger die 
Verfestigung bestimmter Institutionen als die Fähigkeit der Demokratie, Herausforderungen 
und Krisen effizient zu bewältigen.

Im Ergebnis ist daher festzustellen, dass beide Konzepte aufgrund ihrer Überschneidungen 
als verwandt, aber nicht als deckungsgleich anzusehen sind. Die Parallelen zwischen den bei-
den Konzepten sind zahlreich, dennoch gibt es auch gewichtige Unterschiede, die eine konzep-
tuelle Trennung sinnvoll erscheinen lassen.
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Abschließend ist auf die Frage einzugehen, ob und wie sich das Ausmaß der Resilienz von 
Demokratien empirisch erfassen lassen kann. Bislang dominiert in der Forschung die 
Bemühung, Autokratisierungsprozesse und ihre Ursachen zu beschreiben.  Erst in jüngerer 
Zeit haben sich Ansätze etabliert, Strategien zur Verteidigung der Demokratie zu entwickeln, 
indem Erkenntnisse aus früheren demokratischen Wenden gewonnen werden.  Aus der 
retrospektiven Beurteilung erfolgreich bewältigter Autokratisierungsepisoden werden 
Taktiken und Reformpläne entwickelt, die eine wirksame Reaktion auf zukünftige autoritäre 
Gefahren fördern sollen. Seit kurzem gibt es auch quantitative Untersuchungen, die das 
historische Ausmaß der Resilienz von Demokratien beleuchten.

Doch gibt es bislang kaum Forschung darüber, wie resilient Demokratien heute wirklich sind. 
Eine systematische und messbare Bestandsaufnahme, die zeigt, wie gut Demokratien darauf 
vorbereitet sind, eine Autokratisierung wirksam zu bekämpfen und Anpassungen in seinen 
Strukturen, Werten und Praktiken vorzunehmen, fehlt bisher fast vollständig. Für die 
Demokratieforschung und auch für die öffentliche Debatte wäre es jedoch wichtig, über 
Indikatoren zu verfügen, mit denen sich die Resilienz von Demokratien gegenüber künftigen 
Autokratisierungen bewerten ließe. Solche Indikatoren könnten als politikwissenschaftliches 
Frühwarninstrument fungieren, das vergleichbar mit präventiver Diagnostik in der Medizin 
darauf abzielt, Vulnerabilitäten im demokratischen System frühzeitig zu identifizieren und 
Gegenmaßnahmen vorzuschlagen. Der Nutzen eines solchen Frühwarnsystems bestünde vor 
allem darin, rechtzeitig auf bislang unerkannt gebliebene Schwächen reagieren zu können, um 
nicht unerwartet in eine Autokratisierung zu schlittern, die zu einer nachhaltigen Schädigung 
des politischen Systems führt. In Reaktion auf erkannte Schwächen könnten von 
Politikwissenschaftlern passgenaue Reformmaßnahmen vorgeschlagen werden. Ein solches 
Vorgehen würde Wissenschaft, Politik und Zivilgesellschaft ermöglichen, konstruktiv auf die 
Gefahr von Erosionsprozessen vorzubereiten und damit Resilienz nicht nur zu messen, sondern 
aktiv zu stärken.

Ein möglicher Einwand gegen diesen Vorschlag könnte in der Feststellung liegen, dass bereits 
bestehende Instrumente zur Messung von Demokratie vergleichbare Funktionen erfüllen und 
diesen Ansatz daher obsolet erscheinen lassen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass die 
bestehenden Instrumente zur Demokratiemessung wie jene von V-Dem nur eingeschränkt zur 
Messung von Resilienz geeignet sind, weil sie nur (liberale) Kerninstitutionen demokratischer 
Systeme erfassen. Die Ressourcen von resilienten Demokratien gehen jedoch weit über diese 
Institutionen hinaus. Neben den Institutionen der erweiterten Polyarchie erfasst das Konzept 
der demokratischen Resilienz auch Werte und Praktiken wie das politische und soziale 
Vertrauen in der Bürgerschaft sowie einige strukturelle Faktoren wie die Lebensdauer einer 
Demokratie, ihren Wohlstand, den Institutionalisierungsgrad des Parteiensystems sowie 
Nachbarschaftseffekte. All diese Komponenten finden im Liberal Democracy Index oder 
Electoral Democracy Index keinen Niederschlag. Auch die Analyse vergangener 
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Demokratischer Wenden genügt nicht, um die Resilienz von Demokratien festzustellen. Diese 
betreffen historisch abgeschlossene Vorgänge, die nur sehr beschränkte Aussagekraft für die 
Zukunft haben.

Trotz des zunehmend populärer werdenden Resilienzkonzepts gab es in der Literatur bislang 
erst einen Versuch, die Resilienzkapazität von Demokratien quantitativ zu messen.  In einem 
erst vor kurzem erschienenen Artikel von Croissant und Lott werden neun Indikatoren 
identifiziert, die die Resilienzkapazität eines politischen Systems maßgeblich beeinflussen 
sollen. Zu den Indikatoren zählen unter anderem das Vertrauen in politische Institutionen, die 
Zufriedenheit der Bürger mit der Demokratie, die Robustheit der Zivilgesellschaft, das Ausmaß 
gesellschaftlicher Polarisierung, die Loyalität von Parteien zu demokratischen Prinzipien und 
die Kontrolle der Exekutive durch die Legislative und Justiz. Aus diesen Indikatoren leiten die 
Autoren einen zusammengesetzten >Resilience Capacity Index< (ResCap) ab.

Die empirische Analyse des Artikels zeigt, dass ein hoher ResCap-Wert signifikant und positiv 
mit der Kapazität eines politischen Systems korreliert, einer Autokratisierung präventiv oder 
reaktiv entgegenzuwirken und einen vollständigen Zusammenbruch demokratischer 
Institutionen abzuwenden. Mit einer höheren Resilienzkapazität sinkt also die prognostizierte 
Wahrscheinlichkeit, dass eine Autokratisierungsepisode beginnt.  

Den Berechnungen der Autoren zufolge verfügen insbesondere west-europäische und nord-
amerikanische Länder über eine hohe Resilienzkapazität, während postkommunistische Län-
der relativ schwach abschneiden. Auffällig ist, dass es im Bereich der institutionellen Kompo-
nente demokratischer Resilienz weltweit große Defizite gibt. Überraschend ist hingegen, dass 
das politische Vertrauen und die Zufriedenheit mit der Demokratie in west-europäischen und 
nordamerikanischen Ländern relativ hoch ist und etwas höher liegt als in asiatischen Ländern, 
während postkommunistische Länder deutlich niedrigere Werte aufweisen. n den meisten Re-
gionen der Welt ist die Kapazität im Bereich der Zivilgesellschaft zudem stärker als erwartet 
ausgeprägt.
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Die Frage, ob und wie sich Demokratien gegen eine oft schleichende Unterminierung ihrer 
Institutionen und Werte verteidigen sollen, ist zuletzt Gegenstand zahlreicher akademischer 
und öffentlicher Debatten geworden. Der markante Anstieg in der Zahl der 
Autokratisierungsepisoden und der wachsende Zuspruch für rechtspopulistische Parteien 
lösten vielerorts Besorgnis über die Zukunft der Demokratie und die Suche nach wirksamen 
Strategien zur Stabilisierung demokratischer Ordnungen aus. Ein verbreiteter Ansatz ist die 
Überlegung, repressive Instrumente gegen Parteien und Politiker einzusetzen. Der 
Befürworter einer wehrhaften Demokratie plädieren etwa für die gezielte Einschränkung der 
politischen Teilhaberechte jener, die eine potenzielle Gefahr für die Demokratie darstellen 
sollen und verweisen dabei auf historische Erfahrungen wie den Aufstieg des 
Nationalsozialismus und aktuelle Bedrohungen durch populistische, extremistische oder 
autoritäre Kräfte, denen man rechtzeitig Einhalt bieten müsse. In Deutschland gewinnen 
Forderungen nach einem Parteiverbot der Alternative für Deutschland (AfD) an Relevanz, 
nachdem das Bundesamt für Verfassungsschutz die Partei als gesichert extremistisch 
eingestuft hat. Nicht selten wird dabei der Eindruck erweckt, man könne durch rechtliche 
Ausschlussmechanismen wie Parteiverbote demokratiegefährdende Kräfte neutralisieren 
ohne sich mit den strukturellen Defiziten oder Legitimationsproblemen der eigenen 
politischen Ordnung auseinandersetzen.

Das Konzept der demokratischen Resilienz stellt den Versuch dar, eine Antwort auf die 
gegenwärtige Bedrohungslage autoritärer Kräfte zu geben und zugleich einen Gegenentwurf 
zur wehrhaften Demokratie zu formulieren, der auf dem Boden demokratischer Prinzipien der 
Volkssouveränität und des Pluralismus steht. Das Konzept trägt der Gefahr Rechnung, die von 
politischen Akteuren ausgeht, die durch die schrittweise Erosion demokratischer Institutionen 
die demokratische Ordnung untergraben oder vollständig zu beseitigen suchen. Zugleich 
anerkennt es, dass die Begründung einer Verteidigung der Demokratie als Antagonismus zur 
Autokratie nicht auf ihrer Darlegung als bessere oder gerechtere Staatsform beruhen kann, da 
dies wissenschaftlich nicht mit letzter Sicherheit beweisbar wäre. Der Demokratie wohnt mit 
Kelsen ein radikales Toleranz- und Pluralismusprinzip inne, das nicht nach dem Inhalt der 
politischen Ansichten differenziert.

Gerade weil jede politische Bewegung den gleichen Anspruch hat, das Gemeinwesen zu 
gestalten, müssen in einer Demokratie auch jene geduldet werden, die auf friedlichem Weg 
die Abschaffung der Demokratie wollen. Antipluralistische Parteien und Vereinigungen, die 
unter dem Deckmantel der Demokratie ein homogenes Volk mit vermeintlich einheitlichem 
politischen Willen konstruieren und Andersdenkende davon ausschließen, stehen mit ihren 
Ansichten im fundamentalen Widerspruch zu den normativen Prinzipien einer Demokratie. 
Gleichwohl stellt sich in offenen und pluralen Gesellschaften das Dilemma, dass auch solche 
Akteure zunächst innerhalb des demokratischen Wettbewerbs geduldet werden müssen, da 
Demokratien auf dem Werterelativismus beruhen und diese somit keine inhaltlich 
abschließenden Kriterien zur Exklusion politischer Positionen formulieren können. Im Rahmen 
pluralistischer Demokratien besteht das Paradox darin, dass selbst Positionen, die die 
egalitären und inklusiven Grundprinzipien der Demokratie ablehnen, zunächst als Teil des 
legitimen Meinungsspektrums zu tolerieren sind, solange sie nicht in offen gewalttätiges 
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Handeln übergehen. Ein gesinnungsmäßiges Verbot ist daher inadäquat, wenn es um 
autoritär-populistische Bewegungen geht, die im Unterschied zu faschistischen Gruppierungen 
nicht offen auf Gewalt setzen, sondern demokratische Institutionen im Wege des bestehenden 
demokratischen Systems systematisch zu untergraben suchen.

Ein Verständnis von Demokratie, das dem Prinzip des Pluralismus verpflichtet ist, impliziert 
keineswegs ihre völlige Wehrlosigkeit. Jenseits der Instrumente der wehrhaften Demokratie 
öffnet sich ein Raum für ein breites Spektrum an präventiven wie reaktiven 
Schutzmechanismen, die ohne repressive Eingriffe des Staates auskommen und dennoch 
geeignet sind, demokratiegefährdenden Entwicklungen wirksam zu begegnen. Dieses 
Spektrum sucht das Konzept der demokratischen Resilienz auszufüllen. Im Unterschied zur 
wehrhaften Demokratie setzt das Konzept auf ein komplexes Zusammenspiel von 
institutionellen und vor allem gesellschaftlichen Ressourcen. Dem Konzept liegt insofern ein 
voraussetzungsreicher und in der Umsetzung anspruchsvoller Ansatz zugrunde. Dies wird eine 
Anpassung und bisweilen eine Transformation demokratischer Institutionen erfordern, um 
diese für zukünftige Herausforderungen vorzubereiten.
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